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(Beginn um 9.00 Uhr.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Einen wunderschönen, sonnigen guten Morgen, meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die 42. Sitzung des Wiener Gemeinderates ist somit eröffnet.

Wegen Krankheit entschuldigt ist Frau StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer. 

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP/01777/2004/0001-KFP/GM) bezüglich Wiener Pflegeheimkommission wurde von Herrn GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen) an den Bürgermeister gestellt: Um welche Wiener Pflegeheimkommission handelt es sich in dem Rundschreiben GED-56/04/P/AL vom 10. März 2004 und auf welcher Rechtsgrundlage wurde sie eingerichtet?
Ich bitte, die Anfrage zu beantworten.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Bei dieser Pflegekommission handelt es sich um eine kleine Gruppe von Experten aus dem Pflegebereich und aus dem ärztlichen Bereich, die der Herr Patientenanwalt auf meine Bitte hin eingesetzt hat. Dort geht es in allererster Linie darum, Vorschläge zu erarbeiten, die für eine entsprechende Rechtsgrundlage, aber auch Beschlussgrundlage im Hinblick auf die Qualitätssicherung in den Pflegeheimen dienen. Eine ausdrückliche Rechtsgrundlage dafür besteht nicht. Es lässt sich dies zwar wahrscheinlich rechtlich aus dem Aufgabenbereich des Patientenanwalts heraus konstruieren, aber eine dezidierte Rechtsgrundlage besteht nicht. 

Ich nehme an, dass diese Pflegekommission ihre Arbeit vor dem Sommer abgeschlossen haben wird - das wäre jedenfalls aus meiner Sicht wünschenswert - und entsprechende Vorschläge dazu vorgelegt haben wird. Selbstverständlich gehört Pflegeanwalt Dr Vogt auch dieser Arbeitsgruppe an.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Erste Zusatzfrage: Herr Mag Kowarik.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke vielmals, Herr Bürgermeister!

Herr Bürgermeister, es gibt zur Zeit in Wien eine Fülle von Kommissionen, die sich mit den Problemen im Geriatriebereich beziehungsweise im Spitalsbereich beschäftigen. Da gibt es eine Untersuchungskommission, da gibt es eine Geriatriekommission, da hat es - und ich weiß nicht, ob es sie noch gibt - eine Experten-Pflegeheimkommission gegeben, da gibt es eine Pflegeheimkommission, die angeblich von Ihnen voriges Jahr initiiert worden ist, da gibt es nunmehr diese Pflegeheimkommission, die jetzt vor kurzem etabliert worden ist. Außerdem wird es nach dem neuen Pflegeheimgesetz, das hoffentlich irgendwann einmal durch den Landtag durchkommt, auch eine Heimkommission geben. 

Ich frage Sie nunmehr als mehr oder weniger geheimen Gesundheitsstadtrat: Wissen Sie eigentlich noch, welche Kommission wofür zuständig ist?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Einige dieser Pflegekommissionen, die Sie jetzt aufgezählt haben, sind dasselbe. So gesehen, ist der Überblick leichter zu wahren. 

Aber selbstverständlich kann ich das bejahen. Diese Kommissionen haben ja höchst unterschiedliche Aufgaben. Eine Untersuchungskommission hat eine andere Aufgabe als etwa eine Expertenkommission - von der ich jetzt auch berichtet habe -, die sich definitiv mit der Erarbeitung von Vorschlägen zur Qualitätssicherung der Pflege beschäftigt. So gesehen kann ich Ihre Frage mit einem einfachen Ja beantworten.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zweite Zusatzfrage: Frau GRin Dr Pilz.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister!

Sie haben im Kontrollausschuss sehr eindrücklich Ihr Aktionsprogramm vorgestellt, und Sie haben dort - was für mich auch in dem Prozess jetzt sehr wichtig war - deutlich gemacht, dass es nichts zu beschönigen gibt und dass es durch Jahre, um nicht zu sagen durch Jahrzehnte, Versäumnisse gegeben hat. 

Als Sie dann weg waren, Herr Bürgermeister, hat im Kontrollausschuss noch Frau StRin Pittermann gesprochen. Sie hält im Gegensatz zu Ihnen an einem medizinisch dominierten Konzept der Pflege im hohen Alter fest und hat das auch sehr deutlich gemacht. Unbeschadet des Faktums, dass in den Großheimen auch sehr niedrige Pflegestufen untergebracht sind, Menschen, die eigentlich nicht ständig ärztliche Betreuung brauchen, hält sie an diesem medizinischen Konzept fest.

Ich frage Sie jetzt, Herr Bürgermeister, nachdem Sie selbst davon gesprochen haben, in der Pflege die Medizin sozusagen nicht mehr dominant wirken zu lassen, sondern, weil das auch das moderne Konzept ist, mehr den Lebensraum zu unterstützen und regionale Pflegeheime einzurichten: Ist Frau StRin Pittermann die Richtige, mit der Sie dieses Konzept umsetzen können?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Auch diese Frage, Frau Gemeinderätin, wäre sehr einfach zu beantworten: selbstverständlich ja!

Ich verstehe schon, dass man natürlich versucht, hier immer wieder Differenzierungen herauszuarbeiten und einzelne handelnde Personen, insbesondere wenn sie Entscheidungsträger sind, ein bisschen gegeneinander auszuspielen. Dagegen ist nichts zu sagen, das verstehe ich, den Versuch ist es allemal wert. Aber betrachten Sie diesen Versuch heute einmal mehr als misslungen. 

Denn es gibt dazwischen überhaupt keine Auffassungsdifferenzen. Ob hier eine medizinisch dominierte Pflege, wie Sie das nennen, vorliegen soll oder die dezentrale, wird ja wohl davon abhängen, was für ein Pflegefall das ist und welche Probleme er hat. Wir stimmen sicherlich alle überein, dass es Pflegefälle gibt, die bedauerlicherweise so schwer sind, dass sie in geriatrischen Krankenhäusern behandelt werden müssen, weil sich das Problem nicht anders lösen lässt. Trotzdem halten wir alle gemeinsam und selbstverständlich auch ich daran fest, dass primär anzustreben ist, dass ein Pflegefall in seiner gewohnten Wohnumgebung verbleiben kann, solange dies möglich ist. Und selbstverständlich halte auch ich daran fest, dass so wie in anderen Bereichen - Stichwort etwa Kinderbetreuung - auch im Bereich der Pflege ein dezentrales Grundkonzept umzusetzen und zu verwirklichen ist und dass in geriatrischen Krankenhäusern jene Fälle zu behandeln sind und ihnen dort zu helfen ist, wo dies aus pflegerischen Gründen unumgänglich ist.

Die Frau Stadträtin sieht das ganz genauso. Ich habe da überhaupt kein Problem.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Dritte Zusatzfrage: Frau GRin Lakatha.

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister!

Rein privat muss ich feststellen, dass ich die Fragestunde sehr gern habe. Da haben wir Sie so richtig in der Nähe, und ich muss nicht mit einem leeren Sessel reden.

Was ich jetzt besonders fragen möchte: Die gemeinderätliche Geriatriekommission arbeitet schon etliche Monate an einem Pflegekonzept bis zum Jahre 2010, diese Arbeit wird im Juni abgeschlossen und hier im Gemeinderat vorgestellt werden. Jetzt gibt es die Pflegeheimkommission unter Leitung des Herrn Dr Dohr.

Ich möchte Sie fragen: Wird die Arbeit der Geriatriekommission in die Pflegeheimkommission einfließen, und wie lange gibt es vor allem diese Pflegeheimkommission von Herrn Dr Dohr? Ist sie auch nur bis Jahresmitte gedacht, und werden Sie dann sämtliche Vorschläge vorgelegt bekommen?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Ich darf Ihnen versichern, auch ich habe die Fragestunde sehr gern. (Heiterkeit. - GR Mag Christoph Chorherr: Wer noch, soll die Hand heben!) Man kommt da im Regelfall in ein direktes Gespräch, wie ich es normalerweise auch gewohnt bin, und diese direkten Gespräche und direkten Kontakte haben ja wirklich ihren Sinn, auch wenn die Fragestunden manchmal vielleicht ein bisschen zu formell, zu formal vor sich gehen. Aber sei es drum, wir teilen hier eine Leidenschaft, nämlich die Fragestunde im Gemeinderat. Das ist immerhin etwas. (Heiterkeit.) 

Was Ihre direkte Frage betrifft, sehe ich überhaupt keine Gegensätze zwischen der Tätigkeit der Geriatriekommission und dieser Pflegekommission. Ganz im Gegenteil, ich halte es für sehr wichtig, dass dabei die Experten, die in dieser Kommission zusammenarbeiten, mit auch in hohem Ausmaß definierten Arbeitsschwerpunkten der Geriatriekommission entsprechend zuarbeiten. Denn die Geriatriekommission ist ja eine gemischte Kommission, in der entsprechende Vorbereitungen getroffen werden können im Hinblick auf den Aktionsplan und natürlich auch im Hinblick auf die darauf folgende Umsetzung. 

Es ist sehr wichtig und entscheidend, was wir hier diskutieren, und noch entscheidender, was wir hier beschließen. Aber das Entscheidendste von allem ist, dass sich die Verhältnisse im Pflegebereich dieser Stadt in Zukunft so darstellen, dass wir den Aufgaben, mit denen wir durch eine geänderte altersmäßige Zusammensetzung in dieser Stadt konfrontiert werden, auch Rechnung tragen. Das ist der entscheidendste Punkt von allen, und an dem arbeiten wir hier gemeinsam. Daher sehe ich da nicht nur keinen Gegensatz, sondern eine sehr notwendige Zusammenarbeit zwischen diesen Kommissionen, insbesondere auch mit der Geriatriekommission.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Vierte Zusatzfrage: Herr Mag Kowarik.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Auch ich bin sehr froh über die Nähe zu Ihnen, die im Rahmen der Fragestunde möglich ist und die sonst vielleicht nicht gegeben ist. (Heiterkeit bei der FPÖ.) Unabhängig davon möchte ich jedoch feststellen: Sie haben sehr klar und deutlich gesagt, dass Sie genau wissen, welche Kommissionen es gibt und welche Aufgaben sie haben. Ich habe es leider nicht geschafft, Ihnen hier zu folgen, und habe folgende Frage:

Sie haben voriges Jahr im Sommer eine Pflegeheimkommission - zumindest über die Presse - etabliert, und soweit ich mich erinnere, war der Vorsitzende dieser Kommission, die damals von Ihnen etabliert wurde, der Herr Patientenanwalt Dohr. Wir hatten einmal die Gelegenheit, Herrn Dr Dohr im Rahmen der Geriatriekommission darüber zu befragen, was mit dieser Kommission geschieht und wann es zu Ergebnisse kommen wird, und er hat uns mitgeteilt, dass Ende März die Ergebnisse vorliegen werden. Nun haben wir hier ein Rundschreiben des KAV, dass eine neue - oder ist es die alte? - Pflegeheimkommission eingerichtet wird, und Sie haben festgestellt, diese wird auch unter dem Vorsitz des Herrn Patientenanwaltes Dr Dohr wahrscheinlich im Juni irgendwelche Ergebnisse haben.

Gibt es daher jetzt zwei Kommissionen? Und gibt es von dieser einen Kommission schon Ergebnisse? Oder ist das dasselbe?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Was soll ich Ihnen sagen? Mit einem tiefen Seufzer stelle ich fest, dass die Formalisierung mancher Arbeitskommissionen wesentlich später als die Arbeit der Kommission selbst erfolgt. Im gegenständlichen Fall ist das eine Kommission, die seit dem Zeitpunkt, den Sie genannt haben, unter Vorsitz des Patientenanwalts Dr Dohr arbeitet und offensichtlich auch Auskünfte über ihre Arbeit geben kann. Die formalisierte Festlegung durch den Herrn Generaldirektor ist allerdings erst jetzt erfolgt. 

Das bedauere ich zwar, es ist mir aber, ehrlich gesagt, auch wurscht. Hauptsache, die Kommission arbeitet und liefert entsprechend qualitätsvolle Arbeit und auch Vorschläge für die Qualitätssicherung in den Wiener Pflegeheimen.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Die 2. Anfrage (FSP/01775/2004/0004-KSP/GM) bezüglich Kernbereich der Donau City wurde von Herrn GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats) gestellt und ist an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet: Im Sommer 2002 wurde der Entwurf des renommierten französischen Architekten Dominique Perrault als Sieger des städtebaulichen Wettbewerbs für den noch unbebauten Kernbereich der Donau City gewählt. Wie ist der aktuelle Stand der weiteren Planungen?
Ich ersuche um Beantwortung.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Donau City ist eine Erfolgsgeschichte in dieser Stadt! Die Donau City ist in den vergangenen zehn Jahren von de facto null zu einem neuen Stadtteil entwickelt worden, mit neuen Wohnmöglichkeiten, mit neuen Arbeitsmöglichkeiten, und sie hat sozusagen den Sprung Wiens ins 21. Jahrhundert bereits vorgezeigt. Wir haben dort eine neue Stadt kreiert mit Hilfe der österreichischen Architekten, die an diesem Ort auch die ersten Objekte errichtet haben. Gestern war mit dem Saturn-Tower ein weiterer Turm, ein weiteres Bauwerk auf dieser Donau City so weit fertig gestellt, dass die Dachgleiche gefeiert werden konnte. Architekt Hollein hat dort ein hervorragendes Gebäude für IBM errichtet. Damit kann man sagen, dass mehr als 60 Prozent des Areals bereits gebaut sind - und verwertet, wenn man diesen technischen Begriff verwenden möchte. 

Es bleiben von der U-Bahn-Station bis zum IAKW beziehungsweise zum Freizeitbereich entlang der Neuen Donau noch weitere Flächen zur Nutzung frei. Diese Flächen sind nach einem Masterplan im Flächenwidmungsplan bearbeitet worden, der eigentlich für diesen Standort noch zu wenig Nutzungsdichte und zu wenig Vernetzung zwischen der U-Bahn-Station Donauinsel, dem Bereich des Ufers der Neuen Donau und den Arbeits- und Wohnmöglichkeiten in der Donau City geboten hat.

Wir haben daher im Jahr 2002 einen neuen städtebaulichen Wettbewerb international ausgeschrieben, und bei diesem internationalen Wettbewerb hat Architekt Dominique Perrault aus Paris, der dort die Nationalbibliothek gestaltet hat, gewonnen. Nach diesem Wettbewerbsergebnis ist im vergangenen Jahr der Masterplan entwickelt worden, der unter anderem vorsieht, dass auf diesem Areal zwei Hochhäuser errichtet werden können, die an Höhe ungefähr bis 200 Meter gehen können, und der auch beinhaltet, dass die Übergangszone von der Donau City zum Ufer der Neuen Donau und dort zur Copa Cagrana hin besser gestaltet wird, sodass die Verknüpfung dieser beiden Bereiche besser gewährleistet werden kann. 

Wir werden dieses Projekt, diesen Masterplan noch in diesem Frühjahr dem Gemeinderat zur Beschlussfassung und Kenntnisnahme zuleiten, sodass wir dann im Laufe des Jahres 2005 die neue Flächenwidmung dafür anfertigen können.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Erste Zusatzfrage: Herr Mag Chorherr.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Da ich sicher bin, dass auch Sie die Fragestunde so gern haben wie der Herr Bürgermeister, freue ich mich, Ihnen eine Zusatzfrage stellen zu dürfen.

Die Diskussion über eine doch beträchtliche Entwicklung in diesem Bereich darf hoffentlich nicht nur bei der auch wichtigen Frage stehen bleiben, dass dort - ich glaube, das ist noch nicht ganz ins Bewusstsein der Wienerinnen und Wiener gedrungen - bis zu 200 Meter hohe Hochhäuser errichtet werden. Das schaut man sich immer in Modellen an, und die Modelle schaut man sich von oben an, als würde man mit einem Hubschrauber drüberfliegen. De facto stellen sich für die meisten Menschen alle Stadtentwicklungsareale, auch die Donau City, aus der Erdgeschoßperspektive dar, wenn man durchgeht.

Stichwort Wind: Dabei will ich Sie nicht zum Wind fragen, sondern zur Nutzung der Erdgeschoßzonen und des dortigen Freiraums. Bei der Konzentration auf Architektur, so wichtig sie ist, wird oft der Freiraum vergessen. Da stehen im Masterplan etwas vage zwei Dinge drin, die ich hier gerne von Ihnen offiziell bestätigt hätte. 

Erstens: Wird es auch einen Wettbewerb zu dem dort sehr großen Freiraum geben? Das ist eine Option im Masterplan, und ich halte es für ganz wichtig, dass man das thematisiert. Wie sieht der Bereich aus, auf dem sich die Menschen bewegen werden? Das geht ja bis zur Copa Cagrana, und das ist wichtig. 

Zweitens geht es um eine Diskussion, die ich auch hier fortführen möchte, und zwar um die Nutzung der Erdgeschoßzonen. Dort gibt es derzeit kaum Geschäfte, dort ist dieser breite Boulevard weitgehend leer. Werden Sie sich dafür einsetzen, dass es im Zuge der Neuverhandlung auch des Vertrages zu einer intensiven Nutzung der Erdgeschoßzonen im Bereich der Donau City kommen wird?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich werte das als eine Zusatzfrage, das ist erstens und zweitens, Herr Klubobmann. (Heiterkeit.) - Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Danke, Herr Vorsitzender!

Ich werde auch nur eine Antwort geben. Die Zusammenfassung dieser beiden Fragen ist ja relativ einfach: Die Gebäude sind okay, der Freiraum und der öffentliche Raum sind noch einer besseren Gestaltung zuzuführen - wenn ich das richtig verstanden habe.

Wir haben immer das Problem, dass in Bereichen, die sehr kompakt und noch dazu nicht auf gewachsenem Grund gebaut werden, die Herstellung des öffentlichen Raums nicht ganz so einfach ist, weil man ja zum Beispiel Bäume eher in die Erde pflanzt als auf eine Betondecke, unter der sich eine Autobahn befindet. Wir haben also dort eine Situation, dass wir froh darüber sind, dass die Autos unterirdisch verschwinden und dass wir dort nur 25 Prozent der Stellplätze errichtet haben - und auch errichten werden -, die für solche Gebäude an sich notwendig wären, weil wir zwei U-Bahn-Stationen haben, die dieses Areal bedienen. 

Wir werden an dieser Stelle auch an der Oberfläche, nämlich auf der Fußgängerebene, zu einer deutlich besseren Lösung finden müssen, als das zur Zeit noch der Fall ist. Denn die monumentalen Achsen, die der erste Masterplan vorgesehen hat - in Richtung Donaupark, beziehungsweise die so genannte Diagonale hin zum Ufer der Neuen Donau -, müssen erst auch den städtischen Charakter bekommen, nicht von den Gebäuden her, die herumstehen, sondern auch von der Hausgestaltung und von der Nutzung des Freiraums her. Genau daran werden wir noch mit großer Sorgfalt arbeiten müssen. Da geht es darum, dass man nicht an einem Gebäude, in dem sich jetzt die Trafostation befindet, vorbeigeht und nur eine Betonwand vor sich hat, sondern das schreit dort geradezu danach, auch eine künstlerische Gestaltung Platz greifen zu lassen. 

Wir werden auch versuchen, dass wir die Windanfälligkeit des Fußgängerbereiches mit geeigneten, den Stadtcharakter nicht störenden Maßnahmen zuwege bringen, damit dort keine so große Windanfälligkeit mehr besteht. Wir werden vor allem in dem Bereich zwischen den jetzt errichteten und den neuen Hochhäusern, in dem ein großer Platz entstehen kann, darauf achten, dass dieser Platz sehr wohl mit Leben erfüllt wird, sehr wohl zum Verweilen einlädt und den Übergang von der Freizeitnutzung entlang der Neuen Donau hinauf in die Donau City klar signalisiert, wodurch deutlich gemacht wird, dass man dort sozusagen in die Stadt eintritt und nicht mehr in der Natur ist. Ich denke, das wird gelingen. Wir werden natürlich auch versuchen, die Qualität und das Wissen der Wiener Architektenschaft dafür zu nutzen.

Was die Erdgeschoßzonen betrifft, stehen wir nicht vor dem Problem der Bereitschaft der WEB, dort etwas zu tun, sondern wir stehen vor dem Problem der konkreten Verwertungen. Wenn sich neben einem Gironcoli-Museum, so wie das in der STRABAG-Zentrale im Erdgeschoß der Fall ist, ein Billa oder ein Zielpunkt befindet, also ein Lebensmitteldiskonter, dann ist das vielleicht nicht gerade die Mischung, die wir erwartet haben. Das ist dann eine Form der Lösung, die nicht ganz so attraktiv ist. Wir werden versuchen, hier darauf einzuwirken, aber Sie wissen genau, dass seitens der Stadtplanung im Detail dort von uns aus keine Lösungen gefunden werden können, sondern wir immer auch die Kooperation der Grundstückseigentümer und der Investoren benötigen.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zweite Zusatzfrage: Herr Mag Neuhuber.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!

Selten, aber doch sind wir uns völlig einig darin, dass die Donau City eine Erfolgsgeschichte ist. War sie auch am Anfang mit Anlaufschwierigkeiten behaftet, so hat sie sich inzwischen zu einem Synonym für das neue und moderne Wien entwickelt. Im Nachhinein ist man immer gescheiter, und aus heutiger Sicht würde man vielleicht den Wohnbau ein wenig zurückdrängen zugunsten einer stärkeren Büro- und Geschäftsnutzung. Der zweite kleine Wermutstropfen, den ich sehe, ist, dass es uns nicht wirklich gelungen ist, dort einen Cluster mit einem echten Charakter zu schaffen.

Jetzt zu meiner Frage: Gibt es bei den Flächen, die noch zur Verfügung stehen und die der Masterplan und die Büroplanung umfasst, Ideen dazu, wie man doch noch einen thematischen Schwerpunkt im Bereich der WEB schaffen könnte?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Ich denke, dass der Anteil des Wohnens auf diesem Areal sehr wohl sinnvoll und zweckmäßig gewesen ist und dass es auch notwendig ist, bei einem neuen Stadtteil beides zu haben, sowohl Wohnen als auch die Arbeitsmöglichkeiten und die Erholungs- und Freizeiteinrichtungen. Eben nur dadurch bleibt dieses Areal - das ist genauso wie in der Innenstadt - auch das Wochenende über benutzt. Sonst wird es zu einer toten Stadt, die dann - wie wir es ja leider bei der UNO-City aus Sicherheitsgründen haben müssen - abgezäunt und undurchlässig werden würde. Ich stehe also dazu, dass der hintere Teil, der zum Grünraum hin orientiert ist, als Wohnraum gewidmet ist und auch genutzt wird. 

Ich finde auch, dass das, was vor Kaisermühlen entstanden ist - der Harry-Seidler-Turm und die dazugehörigen Wohnbauten -, sehr schön ist und auch sehr gut dorthin passt. Ich würde jetzt allerdings im vorderen Teil nicht mehr Wohnbau forcieren, weil dort die Nähe zur U-Bahn-Station die Möglichkeit bietet, eine wirtschaftliche Konzentration zu schaffen, und dies besser geeignet ist, dort einen neuen Stadtteil zu entwickeln, als umgekehrt. 

Sie wissen, dass das Tech-Gate zur Zeit ausgebaut und erweitert wird und in seiner Nutzung gefestigt ist; zunächst waren ja manche der Meinung, das Tech-Gate werde nicht ganz vom Fleck kommen. Es ist dort hervorragend gelungen, einen Mix zu schaffen von Einrichtungen, die in den Bereich der Anwendung von Informations- und Kommunikationstechnologien gehören, und von Einrichtungen aus dem Bereich der Entwicklung von IKT. Genau diesen Mix kann man aus dem Bereich Tech-Gate herausholen, da kann es zu Spinnoffs kommen, und genau das könnte dort passieren. Was allerdings die großen Gebäude und die Volumina in den Türmen betrifft, bin ich überzeugt davon, dass es dort eher zu größeren Firmeneinheiten kommen wird und dass damit die Nutzung sozusagen am Stück und in einem erfolgen kann.

Ich setze auch große Hoffnungen darein, dass wir auf dem so genannten Kulturplatz, der für die Stadt Wien reserviert ist, zu einer sehr guten, vor allem von sehr vielen Menschen genutzten Kulturnutzung kommen können. Dort gehen die Ideen von Ausbildungseinrichtungen bis hin zu den Möglichkeiten einer Nutzung der verschiedenen Kulturen in der Region, in der sich Wien und Österreich befinden, und dem Darstellen, Bekanntmachen und Informieren über die Kulturen weltweit. 

Daher denke ich, dass wir auf diese Mischung, die in der Donau City genauso wie in jeder anderen Stadt notwendig ist, genau hinsteuern und am Ende der Entwicklung in etwa zehn Jahren sagen können: Das ist hervorragend gelungen, wenn auch mit Anlaufschwierigkeiten irgendwann zu Ende der achtziger und zu Beginn der neunziger Jahre. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Dritte Zusatzfrage: Frau GRin Trammer.

GRin Heike Trammer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat! 

Nun hat aber die Donau City in den Medien nicht immer positiv abgeschnitten. Ich denke da an die Massenanwendungen des § 69. So hat der IZT-Tower an 
der Wagramer Straße eine Baukubaturerhöhung von 34 000 Kubikmetern und eine Nutzflächenerhöhung von 10 000 Quadratmetern erfahren. Der Ares-Tower hatte eine zweimalige Anwendung des § 69 erfahren, wobei er dann von 40 auf 80 Meter erhöht wurde. 

Gerade diesen Ares-Tower macht man verantwortlich für die orkanartigen Fallwinde auf der Donau City. Es gab Unterschriften von 1 300 sturmgeplagten Bürgern, und es wurden einige bauliche Maßnahmen angedacht: "Halskrause" für den Ares-Tower, ein sturmsicherer Shuttle-Bus und ähnliche Dinge. Was wurde bisher für diese Bürger getan, die dort diesen Stürmen extrem ausgesetzt sind?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Zunächst einmal zwei Hinweise zur Angelegenheit Höhenentwicklung: Gerade der Ares-Tower zeigt, dass die Donau City Höhenentwicklungen verträgt, die weit über das hinausgehen, was wir uns ursprünglich dort vorstellen konnten. Wir wissen, dass der Andromeda-Tower sozusagen den Durchbruch für das Hochhaus in Wien erreichen konnte, weil man schlicht und einfach erkannt hat und auch die Wienerinnen und Wiener sehen konnten, dass Hochhäuser etwas Schönes sein können, nicht nur irgendwelche Würfel, die eben länglich und hoch sind, sondern dass da auch Architektur stattfinden kann und dass diese sowohl optisch als auch wirtschaftlich sinnvoll verwertbar ist.

Der Ares-Tower ist ein Stückchen weiter gegangen. Ich habe schon darauf hingewiesen, dass hier der Masterplan aus den neunziger Jahren noch sehr zaghaft war, und deswegen haben wir dort für den vorderen Teil einen neuen städtebaulichen Weg ausgeschrieben und international besetzt. Denn die eingeladenen internationalen Kapazitäten der Architektur und des Städtebaus haben uns mit ihren Höhenentwicklungen an dem Standort gezeigt, dass es eigentlich noch viel weiter hätte gehen können. Es ist dann in dem einen Jahr der Diskussions- und Bearbeitungsphase des Plans von Dominique Perrault dazu gekommen, dass man sagen kann: Das steht, was die Höhenentwicklung betrifft, auch in einem Verhältnis und hält sich die Waage mit dem, was dort schon besteht. 

Der weitere Punkt: Was den § 69 betrifft, darf ich darauf verweisen, dass der Herr Bürgermeister vor ein paar Wochen in diesem Haus eine entsprechende Antwort gegeben hat, der ich nichts hinzuzufügen habe.

Zur Frage der Windproblematik denke ich, dass die Monumentalität beim ursprünglichen Masterplan mit Achsen, die in der Windrichtung liegen, viel mehr schuld daran ist, dass die Windentwicklung auf der Platte so deutlich spürbar ist, als die Höhe eines Turmes. Daher denke ich, dass es besser gewesen wäre, dort nicht in der Monumentalität mit geradlinigen Achsen in der Windrichtung zu arbeiten. Das wird jetzt beim Masterplan Perrault, soweit man das kann, auch zu korrigieren versucht.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Vierte Zusatzfrage: Herr Mag Reindl.

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Stadtrat!

Die Donau City ist unzweifelhaft eine Erfolgsstory und für die Entwicklung der Donaustadt insgesamt ein sehr wichtiger Impulsgeber. Auch wenn Sie in der Beantwortung meiner Anfrage gesagt haben, dass noch einige Flächen frei sind, sehen wir als Donaustädter natürlich auch einige Entwicklungsmöglichkeiten speziell in Richtung Floridsdorf.

Daher wäre auch meine konkrete Frage: Ist an eine Ausweitung der Donau City bis zur Brigittenauer Brücke, also an eine weitere Überbauung gedacht?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! 

Ich danke für diese Frage. Ich kenne die Vorstellungen und Ideen, dass man eine Erfolgsstory auch vervielfachen soll, möchte aber darauf hinweisen, dass wir im Bereich der Donaustadt eine Fülle von Standorten haben, die ohne so hohen Aufwand wie den der Überplattung einer Autobahn zu neuen Aktivitäten, zu neuer Architektur und zu neuen Zentrenbildungen führen können. 

Ich denke hier an den Bereich Kagran-Zentrum, wo mit dem Wegfall der Halle der Wiener Linien für die U-Bahn-Garnituren ein neues Gebiet entstehen kann - zur Zeit läuft gerade die Ausstellung im Bezirksamt der Donaustadt -, und ich denke vor allem auch an den Bereich Flugfeld Aspern, wo wir noch heuer mit einem städtebaulichen Wettbewerb starten werden und mit der U-Bahn dort hinkommen werden, sodass der Anschluss an den öffentlichen Verkehr dort in der besten Qualität, die man sich in Wien vorstellen kann, gewährleistet sein kann. Dort werden künftig zwischen 10 000 und 15 000 oder vielleicht noch ein bisschen mehr Einwohner wohnen, und wir werden auch mit Büros und Betriebseinrichtungen sozusagen wieder eine neue Stadt kreieren können. 

Ich denke, es ist besser, die Ausweitung der Stadt auf gewachsenem Grund vorzunehmen, als mit der Überplattung der Autobahn in einen Bereich hineinzugehen, der vom öffentlichen Verkehr wegführt. Dort hätten wir dann schon sehr weite Wege zur U-Bahn, und es würde dies außerdem den Grünraum vom Donaupark zur Donau hin unterbrechen und abschirmen. 

Ich habe im Übrigen auch von jenen, die dort in den Wohnbereich eingezogen sind, eine Unterschriftenliste erhalten, mit der sie sich vehement gegen eine weitere Verbauung wehren. Ich weiß schon, dass Stadtentwicklung manchmal für jene, die früher in eine Gegend gezogen sind, nicht ganz so angenehm ist. Aber ich denke, wenn wir die Chance haben, am Flugfeld Aspern und im Bereich Kagran weitere große Entwicklungen in der Donaustadt zu induzieren, dann ist das zunächst wichtiger, als in einen Bereich zu gehen, in dem zum Beispiel der öffentliche Verkehr noch nicht vorhanden ist und die Entwicklung auch teurer werden würde.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön, Herr Stadtrat. - Die 3. Anfrage (FSP/01778/2004/0002-KGR/ GM) wurde von Frau GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus) gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet: Am 2. Dezember 2003 soll die Leiterin des Jugendamts, Fr Mag Balic-Benzing, in dessen Kompetenzzentrum rassistische Aussagen getätigt haben, dies bestätigen sowohl alle Untersuchungsprotokolle der Internen Revision als auch eine eidesstattliche Erklärung von drei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Welche Konsequenzen werden Sie aus der Tatsache ziehen, dass der Rassismusvorwurf nunmehr bestätigt wurde, nachdem Ihnen bereits vor zwei Wochen alle diesbezüglichen Unterlagen von der Personalvertretung der Bediensteten der Gemeinde Wien übermittelt wurden?
Ich ersuche um Beantwortung.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Die diesbezüglichen Unterlagen - ich nehme an, das Schreiben, das mir Kollege Pienitz geschickt hat, sind die "diesbezüglichen Unterlagen", die Sie meinen - habe ich selbstverständlich auch an die Interne Revision zu einer entsprechenden Prüfungen weitergegeben. Die Unterlagen waren für die Interne Revision nicht besonders neu, weil ja ein erheblicher Teil davon aus Protokollen besteht, die die Interne Revision gemacht hat, zuzüglich allerdings einer Sachverhaltsdarstellung, die Sie als "eidesstattliche Erklärung" bezeichnen und die auch in dem beiliegenden Brief als "eidesstattliche Erklärung" bezeichnet wird. 

Dazu möchte ich nur darauf verweisen, dass eidesstattliche Erklärungen etwas anderes sind. Zumindest sind sie datiert, und es ist an den Unterschriften erkennbar, wer das letztendlich unterschrieben hat. Im Übrigen ist es lediglich einer nicht näher definierten, aber offensichtlich juristischen Person übermittelt worden. Eidesstattliche Erklärungen funktionieren, mit Verlaub gesagt, anders. Sei dem, wie dem auch sei, die Sachverhaltsdarstellung enthält im Prinzip keinen neuen Sachverhalt im Vergleich zu dem, was ohnehin schon diskutiert wurde und was nicht zuletzt auch wir beide hier in einer Fragestunde besprochen haben.

Ich kann daher hier, ohne mich von damals her zu wiederholen, lediglich neuerlich festhalten, dass ich mit ganz großer Sicherheit - und davon können Sie ausgehen! - jegliche rassistische oder diskriminierende Äußerungen nicht billige, wo immer sie getan werden. Im gegenständlichen Fall sind sowohl aus den Gesprächsprotokollen, die hier gemacht wurden, als auch aus dem Bericht der Internen Revision - und die neueste Sachverhaltsdarstellung gibt sicherlich keinen Anlass dazu, dies zu ändern - jedenfalls Widersprüchliches zu entnehmen, sodass das für mich entgegen Ihren Behauptungen, die Sie in der Fragestellung aufstellen, nicht erwiesen ist. 

Ich versuche daher anzuregen - man kann ja niemanden zu Gesprächen zwingen -, dass man sich endlich einmal hinsetzt, diese Sache in den Gesprächen ausräumt und dann darüber spricht, wie sich die Zukunft gestaltet. Denn immerhin gibt es in wenigen Tagen, muss man sagen, eine entsprechende Änderung der Rechtsgrundlage durch die 15a-Vereinbarung, die wir auch im Wiener Landtag gebilligt haben, und daher eine sachliche Änderung der Voraussetzungen dafür, eine rechtliche Veränderung der Voraussetzungen dafür. Man sollte sich daher hinsetzen und über das Problem nachdenken. Denn unbegleitete jugendliche Flüchtlinge wird es nach wie vor geben, daher halte ich es für wichtig, dass hier entsprechend keine Lücke in der Betreuung eintritt. 

Ich glaube, dass wir genug Sachprobleme zu lösen und zu besprechen haben. Eine Voraussetzung dafür wird sein, dass man dieses Problem, das hier vorhanden ist, in Gesprächen ausräumt. Dies scheint mir die einzig vernünftige Sache zu sein, aber nicht, mich hier permanent als Pseudorichter anzurufen.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Erste Zusatzfrage: Frau GRin Jerusalem.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Als oberster Chef des Magistrats und der Politik in Wien sind Sie zuständig und verantwortlich dafür, dass Rassismusvorfälle - und dieser ist jetzt bewiesen, in allen Dokumenten bewiesen - in der geeigneten Form geahndet werden. Das kann nicht geduldet werden, und ich verstehe ehrlich gesagt nicht, wie Sie als sozialdemokratischer Bürgermeister von Wien einen derartigen Fall nicht nur dulden können, sondern offensichtlich jetzt auch noch Hand in Hand mit dem Magistrat einen Vertuschungsversuch unternehmen. Dafür habe ich überhaupt kein Verständnis.

Das heißt, wenn ich Sie jetzt richtig verstanden habe, dann muss ich davon ausgehen, dass Sie diesen Vorwurf und den Rassismusvorfall ad acta gelegt haben. Stimmt das, haben Sie das ad acta gelegt?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Ich halte das für ungeheuerlich, was Sie hier tun, so wie wahrscheinlich Sie es vice versa für ungeheuerlich halten, was ich mache. Damit werden wir beide wohl leben müssen. 

Was Sie hier machen, ist natürlich nicht, einem Vorwurf, dass hier ein rassistisches Vorgehen vorhanden war und existiert hat, entsprechend nachzugehen und das entsprechend zu missbilligen. Ich habe mich völlig unmissverständlich darüber ausgedrückt, was ich von Rassismus und von rassistischen Bemerkungen halte und was ich dabei auch zu tun gedenke. Aber ich habe es Ihnen das letzte Mal schon gesagt: Was ich ganz sicher nicht mache, ist, Ihre Menschenhatz, die Sie hier aufstellen und offensichtlich des Öfteren auch zum Ausdruck bringen, entsprechend zu billigen!

Es steht für mich nicht fest, und es ist für mich aus den Dokumenten nicht bewiesen, dass es sich tatsächlich um einen solchen Vorfall gehandelt hat. Wäre er so etwas gewesen - das habe ich Ihnen letztes Mal schon gesagt - und wäre das zu beweisen, würde ich das natürlich auf das Schärfste missbilligen. Das war es aber nicht. Ich sehe die einzige Möglichkeit bei diesen widersprüchlichen Aussagen, die hier vorhanden sind, ohne irgendjemand in seiner Ehre zu beschneiden oder sonst irgendetwas - das ist ja in dem Zusammenhang überhaupt ein sehr komischer Vorwurf -, dass man sich hinsetzt und das ausredet. Das ist die einzige Möglichkeit. 

Ich bitte Sie, ein für alle Mal zur Kenntnis zu nehmen, dass ich mich von Ihnen ganz sicher nicht der Vertuschung von rassistischen Vorfällen und Ähnlichem im Magistrat zeihen lasse. Nehmen Sie das bitte zur Kenntnis! Oder nehmen Sie es auch nicht zur Kenntnis, das ist mir im Prinzip egal. Aber diese Diskussion trage ich mit Ihnen gerne auch öffentlich aus.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich stelle fest, dass die ÖVP auf die zweite Zusatzfrage verzichtet.

Ich stelle weiters fest, dass die Freiheitlichen auf die dritte Zusatzfrage verzichten.

Wir kommen somit zur vierten Zusatzfrage. Diese wird wieder von Frau GRin Jerusalem gestellt.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Offensichtlich ist es bei rassistischen Vorfällen, noch dazu bewiesenen, ausschließlich im Interesse der GRÜNEN, dass dies bereinigt wird und öffentlich wird. (Widerspruch bei SPÖ, FPÖ und ÖVP.) Da alle anderen sogar darauf verzichten, darüber überhaupt nur zu reden oder nachzudenken (GR Heinz Hufnagl: Die einzig Edlen auf der Welt!), liegt es offensichtlich an den GRÜNEN, derartige Vorfälle an die Öffentlichkeit zu bringen und zu diskutieren. (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Heinz Hufnagl: Der Heiligenschein überstrahlt uns alle!)

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Ich ersuche, die Frage zu stellen.

GRin Susanne Jerusalem (fortsetzend): Gerne. In meiner nächsten Zusatzfrage ... (Zwischenruf des GR Günter Kenesei.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Die Frage stellt Frau GRin Jerusalem und nicht Herr GR Kenesei.

GRin Susanne Jerusalem (fortsetzend): In meiner nächsten Zusatzfrage möchte ich mich auch damit befassen, dass das Kompetenzzentrum ja nunmehr am 5. Mai geschlossen werden soll, wofür es - und das behaupte ich jetzt mit Fug und Recht, wie ich glaube - weder fachliche noch sachliche Begründungen gibt. Das hat auch nichts zu tun mit der Gesetzesänderung, die da jetzt stattgefunden hat. Es gibt keine sachliche Begründung, es wird zum Nachteil der Klientinnen und Klienten sein und die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen weiter demotivieren. Ich behaupte, das ist nichts anderes als ein Racheakt, der nun dem Rassismusvorwurf auf dem Fuße folgt.

Meine Frage an Sie lautet: Werden Sie sich diese Schließung sachlich und fachlich anschauen und sich selbst ein Bild darüber machen, ob das gerechtfertigt ist?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Ich wiederhole es noch einmal - was immer Sie selbst für die Aufgabe der GRÜNEN erklären, das ist Ihre Sache -, ich sage es Ihnen noch einmal: Dieser Rassismusvorwurf, den Sie hier erhoben haben, ist nicht bewiesen! Wäre er bewiesen, würde ich ihn verfolgen. (GRin Susanne Jerusalem hebt ein Dokument in die Höhe.) Nein, er ist nicht bewiesen! Das sage ich Ihnen auch, weil ich nicht zur Kenntnis nehme, dass ein Vorwurf, wenn er mehrmals wiederholt wird, plötzlich zur Wahrheit wird, auch wenn er es offensichtlich nicht ist. Das muss ich Ihnen in aller Offenheit sagen.

Was Ihre konkrete Frage betrifft, kann ich Ihnen sagen, dass ich mir das natürlich anschauen werde. Denn was Sie hier an Verschwörungsphilosophien im Hinblick auf einen Racheakt gegenüber den Bediensteten entwickeln, ist natürlich absurd.

Wenn es sich - so wie sich das heute ansieht - zwingend aus der §°15-Vereinbarung über die Betreuung der Flüchtlinge, aus den Neuregelungen der Betreuung der Flüchtlinge ergibt, dann wird diese Maßnahme selbstverständlich gesetzt; wenn es sich nicht ergibt, dann wird diese Maßnahme nicht gesetzt. Denn für mich ist ausschließlich wichtig, dass die Betreuung minderjähriger unbegleiteter Jugendlicher auch in Zukunft entsprechend funktioniert, und zwar, wie ich hoffe, besser, als das in der Vergangenheit der Fall gewesen ist und es dabei eine ganze Reihe von Problemen gegeben hat, die sich ja im Hinblick auf die sachliche Arbeit auch aus dem Protokoll ergeben. 

Mir wäre es sehr viel lieber, wir würden uns über diese tatsächlich vorhandenen Probleme, die Menschen betreffen, unterhalten, statt über das, was Sie hier nun zum zweiten Mal als Thema entsprechend anschneiden. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Herr Bürgermeister. - Die 4. Anfrage (FSP/01776/2004/0001-KVP /GM) bezüglich Dialyse-Bediensteter wurde von Frau GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien) gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet: Welche Maßnahmen hinsichtlich des eklatanten Mangels an Dialyse-Bediensteten in Wiener Gemeindespitälern haben Sie zur sofortigen Abfederung dieses Problems ergriffen?
Ich ersuche um Beantwortung.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Vorsitzender! Geschätzte Damen und Herren! Frau Gemeinderätin!

Zu Ihrer Anfrage bezüglich des Pflegepersonals für die Dialysestationen möchte ich auch ein bisschen auf die allgemeine Situation eingehen. Sie wissen ja, dass wir in Österreich generell zu wenig Pflegepersonal haben und dass sich das Personal jede Stelle aussuchen kann. Denn dort, wo ein Mangel ist und ein großes Angebot an Arbeitsplätzen besteht, kann man natürlich wählen. 

Sie wissen, dass erschwerend hinzukommt, dass wir nicht mehr die Möglichkeit haben wie früher, aus dem Ausland Pflegepersonen zu gewinnen, indem Schlüsselarbeitskräfte so hereinkommen können, und dass es jetzt mit der EU-Erweiterung vielleicht ein bisschen zu einer Entlastung kommt, aber nicht zu einer massiven Entlastung. Sie wissen aber auch, dass wir verstärkt Kampagnen für die Pflege machen, damit wir Menschen für die Pflege gewinnen. Sie wissen, wir hatten jetzt diese Fachmesse, und wir haben Schulklassen hingebracht, um junge Menschen dafür zu begeistern. 

Trotzdem dauert es immer eine Weile, bis man genügend Menschen ausgebildet hat. Vor allem kommt auch hinzu, dass sich überwiegend junge Frauen für den Pflegeberuf melden, die dann nach einiger Zeit ausfallen, weil sie schwanger werden oder Familien gründen und andere Dienstzeiten suchen. 

Es wurde aber von Seiten des Krankenanstaltenverbundes vermehrt Wert darauf gelegt, dass man Pflegepersonen, die sich für die Dialyse melden, sehr rasch vom alten Arbeitsplatz frei spielt und für die Dialyse einsetzt. Es muss dann jedoch innerhalb von fünf Jahren noch eine Zusatzausbildung erfolgen. Derzeit laufen Ausschreibungen im Amtsblatt, auf der Jobbörse, und es gibt, wie gesagt, die Meldung an alle Pflegedirektoren, vermehrt in den Bereich der Dialyse einzusetzen. Es muss uns nur klar sein, dass dann auch wieder Pflegepersonen auf der anderen Seite fehlen, weil wir in Österreich generell zu wenige Pflegepersonen haben. 

Sie kennen meine Intention, gemeinsam mit dem Herrn Staatssekretär - und der Jurist Mazal hat gesagt, das müsste in seinen Augen möglich sein -, dass man zur Bedienung der Maschinen dort, wo keine besondere Pflege an den Patienten nötig ist, Jungärzte einsetzt. Denn wir wissen, dass alle Apparate primär von Ärzten bedient wurden, und als dann die Bedienung schon sehr etabliert war, wurde das abgegeben: Im Bereich der Herz-Lungen-Maschine an Kardiotechniker, im Bereich der Dialyse oder der Zellseparatoren an die Mitglieder des Pflegeberufes. 

Insofern startet der Aufruf, und wir hoffen, mit diesen Bemühungen bis Ende des Jahres die gröbsten Personalmängel in den Griff zu bekommen. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Erste Zusatzfrage: Frau GRin Korosec.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin!

Im "Standard" hat Herr Primar Dr Wolner einen interessanten Beitrag gebracht, worin er unter anderem meint, man könnte sehr viele Patienten ambulant in Dialysezentren versorgen. Wie stehen Sie zu diesem Vorschlag?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Gemeinderätin!

Die ambulante Versorgung ist sicher möglich für Patienten, die noch nicht sehr schwer erkrankt sind. Das beruht jedoch auf Verträgen von Seiten der Sozialversicherung mit diesen Instituten beziehungsweise kann man einmal, wenn es in Wien eine entsprechende Einrichtung gibt, ein Projekt von Seiten des WIKRAF laufen lassen. Eine Bezahlung des Spitals in ausgelagerten Bereichen oder die Finanzierung durch den WIKRAF in ausgelagerten Bereichen auf Dauer ist aufgrund der gesetzlichen Vorgaben nicht möglich. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zweite Zusatzfrage: Herr Mag Kowarik.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Sie haben davon gesprochen, dass es ein großes Problem ist, entsprechendes Pflegepersonal zu rekrutieren. Das ist an sich nicht neu, und da möchte ich schon festhalten, dass hier die jahrelangen Versäumnisse der sozialdemokratischen Stadtregierung jetzt zum Tragen kommen. 

Aber unabhängig davon haben wir hier das Problem der Dialyse schon mehrfach behandelt, auch in Form von Anfragen beziehungsweise im Rahmen des Gesundheitsausschusses. Sie hatten einmal davon gesprochen, dass es auch Möglichkeiten gibt, dass Jungärzte oder Ärzte, die noch nicht angestellt sind und auf einen Turnusplatz warten, im Rahmen der Dialyse tätig sind. Sie haben damals davon gesprochen, dass Sie ein Rechtsgutachten brauchen, um hier entsprechende Maßnahmen durchführen zu können. 

Gibt es nun ein entsprechendes Rechtsgutachten? Haben Sie die entsprechenden Rechtsgrundlagen schon klären können, dass die Ärzte dort arbeiten können, oder dauert das noch einige Zeit?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Gemeinderat!

Der führende Gesundheitsjurist des Gesundheitsministeriums sagt, es ist derzeit nicht möglich; Professor Mazal sagt, es ist möglich. Wanek berichtet aus Schweden, dass derartige Dinge absolut möglich sind. 

Es muss natürlich eine bundesgesetzliche Regelung sein, und die Frage ist, wie weit man das ins Ärztegesetz aufnehmen muss. Sobald ich die genauen Vorgaben der Juristen habe - und wir versuchen, sie zu bekommen, Serban hat sowohl mit Aigner gesprochen, wie er jetzt auch noch einmal ein Gespräch mit Mazal hat - und wenn wir dann wirklich wissen, was absolut nötig ist - Mazal hat gemeint, es sei eigentlich ohne Änderung des Ärztegesetzes möglich, maßgeblich jedoch für das, was man tun darf, ist die bundesgesetzliche Vorgabe oder die Möglichkeit -, dann werden wir offiziell an den Bund herantreten mit der Bitte, diese Dinge zu berücksichtigen, damit wir den drückenden Mangel an Dialysepersonal beheben können. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Dritte Zusatzfrage: Frau GRin Dr Pilz.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin! 

Jungärzte im Schnellsiedekurs als Dialysefachkräfte anzulernen, wird von den Pflegepersonen als Hohn betrachtet. Denn das ist ein Beruf, für den man eine komplexe Ausbildung braucht, da kann man nicht Ärzte zwischendrin schnell einschleusen und das den Patienten zumuten. Man mutet damit auch den Jungärzten etwas zu, wofür sie weder ausgebildet noch per se durchs Studium geeignet sind. 

Aber ich frage Sie, Frau Stadträtin: Die vierte Schicht ist europaweit und weltweit weder üblich noch fachlich zu vertreten. Dies ist ein beschämender Zustand, den sich nur die reiche Stadt Wien leistet, und Sie, Frau Stadträtin, sind dafür verantwortlich. Wie lange, Frau Stadträtin, werden Sie multimorbiden, alten und kranken Menschen zumuten, zwischen Mitternacht und fünf Uhr früh regelmäßig diese Behandlung in Anspruch nehmen zu müssen?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Gemeinderätin! 

Erstens haben bei allen Apparaten, wie ich vorhin ausgeführt habe, primär einmal Ärzte damit begonnen, sie in die Behandlung einzuführen. Bei den Dialysen waren es Ärzte, bei der Herz-Lungen-Maschine waren es Ärzte. Im Bereich der Zellseparatoren hat den ersten mein Mann gehabt und nach kurzer Einschulung damit begonnen, ich habe das damals übernommen. Wir haben vier Jahre ohne jedes Pflegepersonal bei den Patienten gearbeitet, selbst gereinigt und sterilisiert, also all die Tätigkeiten wie „geprimt“, die heute das Pflegepersonal macht. Es ist beim Installieren eines Kits und beim Primen nicht unbedingt nötig, dass man dafür den Pflegeberuf erlernt hat. Es muss ja auch Zusatzpersonal aufgeschult werden. 

Die Überwachung und Bedienung von Apparaten wird zum Teil auch international in manchen Bereichen von eigenen Operatoren wahrgenommen. Es ist nicht so, dass man einen Arzt von der Promotion weg hinsetzt, sondern er wird natürlich eingeschult werden müssen. Aber das müssen auch Pflegepersonen, auch eine Pflegeperson kann üblicherweise ohne Aufschulung einen Dialyseapparat selbstverständlich nicht bedienen. Wer immer das glaubt, zeigt, dass er keine Ahnung davon hat, was sich in der Medizin oder in der Pflege abspielt. Es ist für die Bedienung von Apparaten nicht unbedingt die eine oder die andere Ausbildung absolut erforderlich, und ob ein Patient reagiert oder ob er Schwierigkeiten hat und wie die Elektrolyte zu bewerten sind, das wird wohl auch ein junger Arzt wissen, oder auch, wann er einen anderen zu rufen hat. Das ist, bitte, kein Grund. Da sind andere Gründe dahinter, dass man das nicht will, und auch international ist das möglich. 

Die vierte Schicht hat sich in Wien deshalb ergeben, weil wir wesentlich mehr - nämlich über 300 pro Million Einwohner - Dialysepatienten haben als in den Bundesländern. Dort ist das eine Zahl weit unter 300, wahrscheinlich auch dadurch, dass wir die Indikation sehr weit stellen. Ich glaube, Wien ist das einzige Bundesland, das zum Beispiel Patienten mit multiplem Myelom oder mit einer Knochenmarkstransplantation noch dialysiert. Es gab Ärzte in Wien, die solchen Patienten die Dialyse verweigert haben; dann steigen die Zahlen nicht sehr rasch. 

Ich bin nicht für die vierte Schicht, und wir setzen alles daran, dass wir untertags die Patienten so versorgen können, dass eine vierte Schicht unnötig ist. Aber bevor ich einem einzigen Patienten eine Dialyse verweigere, werde ich immer für die vierte Schicht sein. Es wird immer so sein, dass akut manches mehr nötig ist, weil es rascher kommt, und dann wird man den Patienten die Möglichkeit geben. Ich würde es schlecht finden - ich habe unlängst erst einen Kollegen aus einem Bundesland getroffen und gefragt, wie viele Myelom-Patienten er dialysiert, und er hat gesagt: Keinen, weil sie keine Myelom-Patienten dialysieren. Man kann also den Zugang sehr wohl steuern. Denn dass wir in Wien so exorbitant mehr Menschen mit metabolischem Syndrom als in allen anderen Bundesländern haben, ist unvorstellbar. 

Wenn man daher etwas angreift und sagt, dass sich das reiche Wien das nicht leistet, dann sollte man auch sehr genau die Zahlen vergleichen und nicht immer jedem Lobbyismus und jeder Befindlichkeit auf den Leim gehen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Vierte Zusatzfrage: Frau GRin Korosec. 

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin!

Ich freue mich, dass Sie den Vorschlag von StR Dr Hahn aufnehmen wollen, über Pilotprojekte des WIKRAF hier zu finanzieren. Das halte ich für sehr positiv.

Meine Frage geht jetzt in folgende Richtung. Wir werden immer älter, und es ist bekannt, dass gerade Dialysepatienten über 75 besonders stark ansteigen. Welche Trendabschätzung für die nächsten zehn bis fünfzehn Jahre gibt es, und welche Vorkehrungen werden Sie treffen?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Gemeinderätin! 

Man rechnet mit einem ungefähr 6-prozentigen Anstieg. Wir wissen noch nicht, wie weit wir mit Präventionsprogrammen eben das metabolische Syndrom etwas in den Griff bekommen. Das wirkt sich in Wien stärker als in den Bundesländern aus, bedingt durch unseren Lebensstil. 

Wie gesagt, es gibt jetzt Gespräche auch mit privaten Betreibern darüber, dass man das in Form einer Kooperation durchführt. Es kommt, wie gesagt, Niederösterreich nicht in Frage. Sie wissen, der WIKRAF kann immer nur innerhalb der Landesgrenzen tätig sein, wie ja jeder Fonds immer nur innerhalb seiner Landesgrenzen und nicht außerhalb bezahlen kann. Es kann der WIKRAF nicht einmal für Ybbs bezahlen, weil Ybbs nicht in Wien ist, obwohl es zum Bereich der Stadt Wien gehört. Das ist gesetzlich so strikt geregelt. 

Wie gesagt, wir wollen die Peritonealdialyse weiter forcieren. Es gibt Besprechungen mit der Krankenkasse, um die Dialyse im Hanusch-Krankenhaus auszuweiten. Im Übrigen müssen in erster Linie baulich die Bereiche, in denen wir jetzt Dialysegeräte stehen haben, verändert werden, damit man mehr Geräte unterbringen kann. Es scheitert zum Teil nicht nur am Personal, sondern auch an den baulichen Gegebenheiten, wie zum Beispiel im AKH. Es sind jetzt einmal diese Projekte vermehrt in Anspruch zu nehmen, und dann ist nach der Evaluierungsphase zu sehen, wie wir dort weitertun. 

Aber ich bin optimistisch, dass es uns gelingt, die Menschen, die eine Dialyse brauchen, der Dialyse zuzuführen. Ich bin auch sicher, dass es in Österreich einzigartig ist, dass in Wien zum Beispiel ein 92-jähriger Patient dauerdialysiert wird. Aber ich finde, die Menschen haben das Recht, solange sie sich wohl fühlen und solange man ihnen helfen kann, ihr Leben zu genießen. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Frau Stadträtin. - Die 5. Anfrage (FSP/01777/2004/0002-KFP/GM) bezüglich Dachausbau Wollzeile 14-16 wurde von Herrn GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen) gestellt und ist an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung gerichtet: Da offensichtlich der reale Dachbodenausbau nicht mehr mit den eingereichten und vom Bauausschuss des ersten Bezirks genehmigten Plänen übereinstimmt, frage ich Sie: Wann hat die MA 37 das letzte Mal die Baustelle 1010 Wien, Wollzeile 14-16 (Dachausbau) und mit welchem Ergebnis überprüft?
Ich ersuche um Beantwortung.

Amtsf StR Werner Faymann: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kollege! 

Ihre Frage, ob der reale Dachbodenausbau mit den eingereichten und vom Bauausschuss des 1. Bezirks - ich erlaube mir zu erwähnen: einstimmig - genehmigten Plänen übereinstimmt, kann ich Ihnen bejahen. Der Planwechsel, der innerhalb des Dachumrisses vorgenommen wurde, entspricht daher dem eingereichten Plan.

Nur in kurzen Stichworten - ich könnte Ihnen jetzt alles vorlesen, aber das erspare ich uns, wenn es Ihnen recht ist - möchte ich sagen, was dort bei der Baugenehmigung und bei den vorangegangenen Diskussionen das Besondere war. Da möchte ich nur zwei Dinge erwähnen. 

Die Bauklasse V, die dort seit 1989 besteht, also nicht erst jetzt bewilligt wurde, wird von Nachbarhäusern nicht ausgenutzt. Wenn man dort davor steht und hinaufschaut - ich habe es mir vor Ort selbst angesehen -, dann wirkt aber dieser innerhalb der Flächenwidmung und der Genehmigungen erlaubte Ausbau, noch dazu im Rohbau, sehr massiv. Dazu muss man sagen, dass der § 69 - das ist vielleicht einer der Vorteile des § 69 - schon ein bisschen mitgeholfen hat, dass es nicht zu massiv wirkt, indem diese Staffelgeschoße über den § 69 doch zugelassen wurden, aber was die Höhe betrifft, dort keine wesentliche Erhöhung über den 69er erfolgt ist. Diese war unterhalb eines Meters. 

Wenn ich jetzt noch über das Fotovoltaik-Flugdach und andere Dinge wie die Dachverglasungen und den Geschoßaufbau rede, dann deshalb, weil ich den Bescheid der MA 19 gut kenne, und auch die Diskussionen der MA 19 dazu, die an sich dieses Projekt - das wird man als Betrachter natürlich erst dann beurteilen können, wenn es fertig ist - in der Einreichung als ein sehr gelungenes Projekt betrachtet hat. Ich könnte Ihnen auch dazu die Stellungnahme der zuständigen MA 19 vorlesen, aber ich glaube, auch das erspare ich uns allen.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke. - Erste Zusatzfrage: Herr GR Dr Madejski, bitte.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Ich habe keine andere Antwort von Ihnen erwartet. Ich kenne Sie ja als Stadtrat, der meistens bemüht ist, auch die gesetzlichen Regelungen einzuhalten. Trotzdem ist es auf Grund Ihrer Aussage so - und das stimmt auch, dass man immer erst dann, wenn alles fertig ist, beurteilen kann, ob so ein Dachaufbau, Dachgeschoßausbau oder Aufsatz eines Stockwerks zum Stadtbild passt oder nicht. Das kann man erst nachher realisieren, wenn es meistens zu spät ist - siehe das Hotel Ambassador.

Sie wissen genau, dass bei Ihrem Kollegen StR Schicker seit vielen Monaten ein Projekt betreffend die Sichtachsen in Wien läuft - das ist bereits jetzt auf CD erhältlich, man kann sich alles anschauen. Dieser so genannte Dachbodenausbau, der ja in Wirklichkeit gar keiner ist, sondern es ist ein Stockaufbau, befindet sich genau in solch einer Sichtachse. 

Daher ist meine Frage an Sie, obwohl ich weiß, dass es rechtlich noch nicht relevant war: Hat man bei der Genehmigung dieses komischen Aufbaus, der meiner Ansicht nach wirklich nicht gelungen ist, auf die Bedeutung der Sichtachsen Rücksicht genommen oder nicht?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Die MA 19, die eine ausführliche Stellungnahme dazu abgegeben hat, nimmt natürlich auch Rücksicht sowohl auf damals gültige Sichtachsen als auch auf Entwicklungsprozesse, die innerhalb der MA 19 und ihrer Abteilungen stattfinden. Daher verlasse ich mich zwar auf mein Gefühl als Betrachter auch erst, wenn ich es ganz fertig sehe, aber die MA 19 ist dazu da, dass sie uns beiden einen Schritt voraus ist, dass sie die Beurteilung im Interesse des Stadtbilds zu einem Zeitpunkt vornimmt, wo lediglich die Pläne, die Ausführung, die Materialien feststehen. Daher: Wenn die MA 19, die sich mit Sichtachsen und der Entwicklung des Stadtbildes konsequent beschäftigt, eine sehr positive Stellungnahme - die Sie ja kennen, davon bin ich überzeugt - dazu abgibt, dann verlasse ich als Wohnbaustadtrat mich auf dieses Urteil.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke. - Zweite Zusatzfrage: Herr GR Kenesei, bitte.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Im Zuge von Dachausbauten, aber auch Neubauten und Umbauten von Wohnhäusern wird immer wieder der § 69 in verschiedensten Facetten strapaziert und das eine oder andere Mal auch nicht so verwendet, wie sich der Gesetzgeber und wir uns das eigentlich wünschen und vorgestellt haben. Da passieren schon die einen oder anderen Ausrutscher.

Meine Frage ist, weil wir ja schon sehr viel und oft über den viel zitierten § 69 gesprochen haben: Sehen Sie nicht doch jetzt einmal einen Handlungsbedarf dahin gehend, diesen § 69 einer Revision, einer Novellierung und Neufassung, vor allem einer neuen Diskussion darüber, was man mit diesem § 69 bewirken will, und damit einmal die Bauordnung von Grund auf und auch den § 69 einer Novellierung zu unterziehen?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Tatsächlich habe ich persönlich eine klare Meinung zum § 69: Dass er den Flächenwidmungsplan natürlich nicht in Frage stellen kann, dass er nicht mehr als 10 Prozent in der Höhe oder mehr als eine Widmungskategorie abändern kann. Auch dann, wenn der Bezirk einstimmig der Meinung wäre, und auch dann, wenn alle der Meinung wären, bin ich der Überzeugung: Dazu ist der § 69 nicht da, um sozusagen über Gebühr etwas abzuändern. 

Ich würde von solch einer Diskussion profitieren, und ich arbeite auch an einer Stellungnahme oder, wenn ich so sagen darf, an einer Interpretation, die ich auch in diesem Hause schriftlich vorlegen möchte, um noch einmal klarzumachen: Ich verstehe, dass man in einer Stadt viele Ausnahmen von der Regel braucht. Je enger sie gefasst sind, je mehr sich einer Flächenwidmungsdiskussion stellen, je weniger sich des § 69 bedienen, umso lieber ist es mir.

In diesem Fall hat der § 69 sogar eine positive Rolle gespielt, weil er durch die Genehmigung der Stapelgeschoße tatsächlich zu einer Auflockerung geführt hat. Was wir alle uns, glaube ich, unschwer vorstellen können, ist: Wenn das in einem Block auf die Bauklasse V aufgebaut würde, dann gäbe es, glaube ich - unabhängig von Geschmäckern, die verschieden sind -, kaum jemanden, der das als Vorteil betrachtet hätte. Genau dafür ist der § 69 da - und nicht, um den Flächenwidmungsplan in Frage zu stellen. (GR Dr Herbert Madejski: Aber meistens ist es so! – GR Heinz-Christian Strache: Er ist zwar nicht dafür da, wird aber dazu verwendet!)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke. - Dritte Zusatzfrage: Herr GR Mag Neuhuber, bitte.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!

Nur eine Bemerkung am Rande zu dem Ausbau Wollzeile/Schulerstraße: Interessanterweise ist es gerade der Eigentümer dieses Hauses, der jetzt versucht, weitere Ausbauten dort in der Umgebung zu verhindern. - Ich glaube, gerade durch Ausbauten in den Nachbarhäusern würde sich dieses Ungleichgewicht bei den Bauhöhen wieder etwas ausgleichen.

Gerade in der Innenstadt haben wir ja immer wieder derartige Fälle, wo die anrainende Wohnbevölkerung über Dachausbauten aufgebracht ist, und ich glaube, das liegt sehr oft auch schlicht und einfach nur an der Information. Die Rechte der Anrainer sind in der Bauordnung definiert, nämlich im Rahmen der Bauverhandlung, und an dieser können eben nicht alle Bewohner des ganzen Grätzels teilnehmen. Gibt es vielleicht Ideen Ihrerseits oder Ihres Ressorts, wie man die Information über Ausbauten vor allem in sensiblen Zonen für die Wohnbevölkerung verbessern könnte?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Ich glaube, dass es eine Reihe von Medien - von der Stadt selbst oder in Zusammenarbeit mit Privaten - gibt, und ich kann mir gut vorstellen, dass man gemeinsam mit der MA 19, die ja ein bisschen mithilft, zu visualisieren, wie es aussieht, auch den Weg geht, den wir bei Neubauprojekten gehen: Wir versuchen sehr früh, sowohl auf den Baustellentafeln als auch in Publikationen zu zeigen, wie es aussieht, wenn es fertig ist, denn ich bin da auch Ihrer Meinung: Wenn sich etwas im Rohbau befindet, dann ist das meistens für den Betrachter der erschreckendste Moment.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Vierte Zusatzfrage: Herr GR Dr Madejski, bitte.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Meine Frage lautete ja ganz genau: Wann - zu welchem Zeitpunkt - hat die MA 37 das letzte Mal diese Baustelle besichtigt? Und hat sie zu diesem Zeitpunkt auch die exakte Höhe mittels der Planeinreichung überprüft? - Denn ich bin vielleicht einer der wenigen, die diesen Bau auch von drei verschiedenen Dachgeschoßen auf anderer Seite, nämlich von oben her, dokumentiert haben. Es schaut im Rohbau schon von unten furchtbar aus, aber Sie müssen sich das einmal von oben anschauen, wo Leute wohnen und um viel Geld auch ihre Dachterrassen ausgebaut haben, wobei man ihnen Prügel vor die Füße geworfen hat. Das müssen Sie sich einmal anschauen! 

Es gibt Messungen, dass eben - und daher habe ich auch meine ursprüngliche Frage gestellt - die Höhe gegenüber dem Plan tatsächlich nicht unbeträchtlich überschritten worden ist. Daher meine Frage: Wann - an welchem Tag - hat die MA 37 das letzte Mal die Baustelle kontrolliert? War da schon die exakte Höhe feststellbar, und können Sie garantieren, dass die genehmigte Höhe auch eingehalten wurde?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat, bitte.

Amtsf StR Werner Faymann: Das Interessante ist, dass normalerweise an Politiker oder innerhalb der Politik zu Recht die Frage gestellt wird: Wie kann man dem Privaten mehr Spielraum geben und die Behörde in ihrer Bürokratie zurücknehmen? Die Baubehörde ist hier in einer besonders interessanten Situation: Sie soll einerseits dem Privaten möglichst viel Freiraum geben, Grundvertrauen entgegenbringen - denn nicht jeder, der etwas einreicht, will etwas Böses für die Stadt -, sie soll unbürokratisch und schnell sein, sie soll sich auf ihre eigentlichen Arbeiten zurückziehen, aber sie sollte mit Kohorten von Beamten täglich auf allen Baustellen sein! - Also ich weiß nicht, wann die Herren das letzte Mal konkret auf der Baustelle waren. 

Ich habe anlässlich Ihrer heutigen Anfrage nachgefragt, ob sich der Planwechsel und das Geschehen dort vor Ort im Rahmen der Beschlüsse und der Bescheide bewegen, und habe die Antwort erhalten, dass das Bauvorhaben im Einklang mit den Bestimmungen der Bauordnung für Wien steht.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Herr Stadtrat. - Die Fragestunde ist somit beendet.

Meine Damen und Herren! Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde.

Der Klub der sozialdemokratischen Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "Die Chaos-Gesundheitspolitik der ÖVP und ihre schwerwiegenden Folgen für Wien" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Ich bitte den Erstredner, Herrn GR Hundstorfer, diese Aktuelle Stunde zu eröffnen. – Als Vorsitzender weiß er, dass die Redezeit 10 Minuten beträgt.

GR Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderates): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender!

Wir haben heute diese Aktuelle Stunde verlangt, weil es darum geht, dass in sehr leichtsinniger und sehr vordergründiger Art und Weise wesentliche Teile des Gesundheitssystems in Wien als Spielwiese verwendet wurden und werden. 

Meine Damen und Herren von der ÖVP! Ich weiß, dass sich einige von Ihnen in einem persönlichen Dilemma befinden - das ist mir schon klar -, aber Parteien sind nicht teilbar, Parteien sind ein Ganzes. 

Es ist nicht nachvollziehbar, dass zuerst mit allen Mitteln versucht wird, die gesetzliche Krankenversicherung zu zerstören, und dass man sich nachher, nachdem man draufgekommen ist, welchen Flop man da gebaut hat, sehr wehleidig verhält und sagt: So war das alles nicht gemeint! - Das nimmt Ihnen niemand mehr ab! Sie haben das auch am Sonntag erlebt, Sie werden das am 14. Mai bei der Arbeiterkammerwahl erleben, und Sie werden das auch noch bei vielen anderen Wahlgängen erleben. 

So sagen Sie doch der Bevölkerung die Wahrheit! Sagen Sie, dass die Bundesregierung, dass der ÖVP-Teil der Bundesregierung mit allen Mitteln die gesetzliche Krankenversicherung in Frage stellen und zerstören will! Eines der Indizien, warum das so sein soll, warum das so sein wird, ist unter anderem jenes, dass in der Frage der Gesundheitsreform die zuständige Fachministerin ausgeschaltet wird und dass im Kabinett des Bundeskanzlers persönlich die Gesundheitsreform-Arbeitsgrup-pe tagt und vom Kabinett des Bundeskanzlers betreut wird. Herr Dr Gleitsmann ist nichts anderes als ein Versuchsballon des Herrn Bundeskanzlers! 

Dr Gleitsmann ist eine ferngesteuerte Marionette, er ist dort eingesetzt worden, um etwas auszuprobieren. Und nachher kommt man dann und sagt: Na ja, eigentlich war das eh alles nicht so, und eigentlich wollen wir das eh alles irgendwie noch erledigen. Ganz überraschend wurde für Freitag - auch zu einer sehr ungewöhnlichen Uhrzeit - noch zu einer Sitzung des Verwaltungsausschusses eingeladen, um das nur ja über die Bühne zu bringen.

Welche Strategie steht da dahinter? - Die Strategie ist folgende: Der Bevölkerung soll vorgegaukelt werden, dass die Gebietskrankenkassen mit unserem Geld nicht umgehen können, dass sie mit dem Geld der Versicherten nicht umgehen können, dass sie nicht wirtschaften können, dass Selbstverwaltung der Tod der Sozialversicherung ist - und dass sie deshalb aufgelöst werden müssen. Sie müssen aufgelöst werden und durch sich in einem Wettbewerb befindliche Krankenversicherungen ersetzt werden. 

Schauen wir uns doch einmal an, wie das so ist mit dem Wettbewerb! Schauen wir uns in der Bundesrepublik Deutschland, wo es viele Krankenversicherungen gibt, einmal an, wie diese dort wirtschaftlich beisammen sind! Schauen wir uns doch einmal an, in welcher wirtschaftlichen Situationen sich die angeblich im Wettbewerb befindlichen Krankenkassen befinden! 

Aber schauen wir auch einmal hinter die Kulissen der Wiener Gebietskrankenkasse! Schauen wir: Warum hat sie Finanzprobleme? Warum gibt es dort Finanzierungsprobleme? – Ein Grund für diese Finanzierungsprobleme ist natürlich die Arbeitslosigkeit, das ist ja gar keine Frage! Und was ist der Beitrag der Bundesregierung zur Arbeitslosigkeit? - Der Beitrag der Bundesregierung zur Arbeitslosigkeit ist jener, dass man noch einmal feiert, im Bundesdienst Stellen abzubauen, und dass man jetzt auf einmal beginnt, die Gemeinden und Länder zu rügen, weil sie nach Ansicht der Bundesregierung nicht genügend Stellen abgebaut haben. Man verwechselt hier Äpfel mit Birnen, anstatt Äpfel mit Äpfel zu vergleichen. 

Allein durch Maßnahmen der Bundesregierung sind der Wiener Gebietskrankenkasse im Jahr 2003 Einnahmen im Ausmaß von 72 Millionen EUR entgangen; im Jahr 2002 waren es bereits 40,5 Millionen. Insgesamt hat der Bund im Jahr 2003 der Wiener Gebietskrankenkasse Mindereinnahmen im Ausmaß von sage und schreibe 80,5 Millionen EUR beschert!

Wie setzen sich diese 80,5 Millionen EUR zusammen, wie kamen sie zustande? - Indem man ganz einfach, einer Nulldefizit-Philosophie blindlings folgend, Dinge verlagert hat, ohne zu wissen, wie die Auswirkungen dieser Verlagerung sein werden: Indem man zum Beispiel die Beitragspauschalierung bei den Arbeitslosen eingeführt hat, indem man zum Beispiel gesagt hat, dass die Krankenversicherung übernommen werden muss, der Bundesanteil beziehungsweise die Bundeszahlungen für die Finanzierung der Spitäler, indem man zum Beispiel bei den Zivildienern die Beitragsgrundlage abgesenkt hat und indem man zum Beispiel durch das Budgetbegleitgesetz 2003 bei der GSBG-Pauschale ebenfalls Änderungen herbeigeführt hat.

Und dann gibt es noch eine Bundesregierung - und diesbezüglich ist sie sehr massiv von der ÖVP dominiert -, die auch der Wirtschaft verpflichtet ist. Daher machen wir so nebenbei auch noch ein bisschen etwas für die Wirtschaft, was ebenfalls in Mindereinnahmen im Ausmaß von 7,4 Millionen EUR seinen Ausdruck findet - durch Beitragssenkungen, durch eine längere Zahlungsfrist für Dienstgeber und durch Wegfall von pauschalierten Dienstgeberabgaben.

All das führt unter anderem dazu, dass es diese Mindereinnahmen im Ausmaß von 87,9 Millionen EUR gibt. Diese Mindereinnahmen müssen einerseits von der Gebietskrankenkasse verkraftet werden, andererseits müssen sie von den Versicherten auch aufgebracht werden. 

Es ist auch keine Frage, dass auch die Gebietskrankenkasse ihre Hausaufgabe gemacht hat, was die Frage der Verwaltungskosten und die Frage des Personalstands betrifft: Allein durch die derzeit niedrigste Verwaltungskostenquote in der Geschichte der Wiener Gebietskrankenkasse - es gab noch nie so eine niedrige Verwaltungskostenquote! - und durch den um 12,3 Pro-zentpunkte massiv verringerten Personalstand gab es ein Einsparungsvolumen von insgesamt 26,8 Millionen. - Und dann kommt man und sagt: Das ist alles nichts! Ihr wirtschaftet schlecht! Ihr könnt nichts!

Meine Damen und Herren! Wenn man sich die Verwaltungskostenquote der Wiener Gebietskrankenkasse im Vergleich mit allen anderen Krankenkassen ansieht, wird man draufkommen, dass die Wiener Gebietskrankenkasse im Spitzenfeld jener Krankenkassen liegt, die die niedrigsten Verwaltungskosten haben - obwohl es nachweisbar im Raum Wien die meisten Versicherten gibt, obwohl es nachweisbar im Raum Wien die größte Ärztedichte gibt, und und und.

Und dann hat sich die Wiener Gebietskrankenkasse bemüht - gegen viele Unkenrufe -, den Vertrag mit der Wiener Ärztekammer zu kündigen und diesen Vertrag auf neue Beine zu stellen. Und all das, was zum Wohle der Versicherten ist, was zum Wohle auch der Finanzen der Wiener Gebietskrankenkasse ist, soll auf einmal nicht mehr zählen! - Das wird vertreten von einer ÖVP, von Repräsentanten von Parteien, die selbst Krankenversicherungen repräsentieren, wo es höhere Honorarsätze gibt, wo es höhere Abrechnungssätze für Ärzte gibt. All das zählt auf einmal nicht, die Honorarsätze der Selbstständigen-Versicherung sind völlig uninteressant. 

Es geht Ihnen schlicht und einfach nur darum - so sagen Sie doch der Bevölkerung die Wahrheit, meine Damen und Herren von der ÖVP, noch dazu, wenn Sie sich dem ÖAAB zugehörig fühlen, der ja in Wahrheit in dieser Bundesregierung keinen Stellenwert mehr hat! -, es geht Ihnen im Verein mit der Wirtschaftskammer um nichts anderes als darum, unser Gesundheitssystem, welches aufgebaut ist auf Solidarität, auf einer breiten Beitragseinnahmenstruktur und darauf, dass der Einzelne, wenn er krank ist und dieses System braucht, solidarisch aufgefangen wird, solidarisch betreut wird - darauf ist unser Krankenversicherungssystem aufgebaut! -, zu zerstören! Sagen Sie das doch! Sie wollen der Ellbogengesellschaft den Vortritt lassen, jener Ellbogengesellschaft, in der derjenige, der es sich leisten kann, krank sein darf, und derjenige, der es sich nicht leisten kann, nicht mehr krank werden darf und einen schnellen Abgang machen soll. Das ist die Philosophie, die dahinter steht! (Beifall bei der SPÖ.)
So erklären Sie doch - gerade Sie, die Sie angeblich auch Repräsentanten von vielen Pensionisten sind -, wie ein Pensionist mit 700, mit 800, mit 900, mit 1 000 EUR Pension die 100 Prozent vorfinanzieren soll, um dann nach vier Wochen - von mir aus auch nach vierzehn Tagen - die 80 Prozent zurückzubekommen! Wie soll denn das funktionieren? Wie soll denn das bei jemandem, der 700, 800, 900 EUR Pension hat - und viele haben ja auch nur 900 EUR Einkommen, viele junge Menschen, aber auch viele ältere Arbeitnehmer -, funktionieren? 

Die Strategie, die dahinter steht, meine Damen und Herren, wird Ihnen weiterhin auf den Kopf fallen: Am 14. Mai wird es eine weitere Abrechnung geben. 

Ich darf Sie nur aufrufen: Sorgen wir alle gemeinsam dafür, dass unser solidarisch finanziertes Gesundheitssystem erhalten bleibt! Sorgen wir dafür, dass Menschen wie Herr Dr Gleitsmann wieder dorthin verschwinden, wo sie hergekommen sind, nämlich in die Versenkung. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Als nächste Rednerin hat sich Frau StRin Mag Vassilakou zum Wort gemeldet. Ich erteile ihr das Wort. Ihre Redezeit beträgt 5 Minuten. 

StRin Mag Maria Vassilakou: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Verehrte Damen und Herren - und insbesondere verehrte Damen und Herren von der ÖVP!

Ganz zu Beginn hätte ich schon eine Frage. Bitte erklären Sie mir - der nächste Redner kommt ja aus der ÖVP -: Wie kann man in wenigen Wochen so viel Chaos anrichten? Wie ist das überhaupt möglich?

Rekapitulieren wir vielleicht kurz, was die ÖVP, also Ihre Vertreter im Hauptverband innerhalb von wenigen Wochen erreicht haben: Sie haben zwei Abstimmungen gekippt. Sie haben der Wiener Gebietskrankenkasse eine Sonderprüfung eingebrockt. Sie haben einen massiven Anschlag, eine massive Verunsicherung der Bevölkerung und einen Anschlag auf die Versorgungssicherheit in Wien erreicht. - Sie müssen sich einmal vorstellen, wie man sich fühlt, wenn man älter ist, wenn man chronisch krank ist, wenn man behindert ist. Wie geht es jetzt Menschen in dieser Stadt, die auf einen häufigen Arztbesuch angewiesen sind und die jetzt - im 21. Jahrhundert! - überlegen müssen: Kann ich mir den Arztbesuch noch leisten? Werde ich ihn mir in ein paar Monaten noch leisten können?

Sie haben es tatsächlich geschafft, eine soziale Errungenschaft des 20. Jahrhunderts - nämlich genau das, dass man sich diese Frage, ob man es sich leisten kann, krank zu sein, nicht mehr stellen musste - in Wien rückgängig zu machen.

Sie haben es geschafft, eine Systemreform, die in der Wiener Gebietskrankenkasse geplant war, de facto rückgängig zu machen: Sie ist gestorben. - Im Übrigen: Dass sie gestorben ist, hat Auswirkungen in der Stadt, denn durch diese Systemreform hätten Gruppenpraxen gefördert werden sollen, die Versorgung in strukturschwachen Randgebieten hätte verbessert werden sollen, spezialisierte Praxen hätten viel mehr gefördert werden sollen. Das alles ist de facto gestorben - und es kostet Geld, denn dass diese Strukturreform gestorben ist, kostet den Berechnungen von Herrn Bittner zufolge 550 000 EUR pro Monat Verzögerung. 

Aber das ist noch nicht alles: Sie haben es auch geschafft, voraussichtlich einen Run auf die Spitalsambulanzen in Wien hervorzurufen. Da hätte ich schon auch eine Frage an Sie, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie: Sind wir denn in Wien darauf vorbereitet? Sind die Spitalsambulanzen vorbereitet auf diesen Run, der vorauszusehen ist? - Aber vielleicht können Sie ja dann die Gelegenheit nutzen, um mir diese Frage zu beantworten. 

Sie haben es zusätzlich geschafft, die Generika-Initiative, die geplant war, de facto auch noch rückgängig zu machen. Sie tritt nicht in Kraft, und auch das kostet übrigens - zusätzlich zu den 550 000 EUR, von denen ich gerade gesprochen habe - noch einmal 188 000 EUR pro Monat Verzögerung.

Und was Sie, last but not least, auch noch geschafft haben, ist höchstwahrscheinlich die Einführung eines Selbstbehalts durch die Hintertür, wenn sich nichts ändert, und das heißt auch: Die Schaffung einer Zweiklassenmedizin in Wien. Denn klar: Diejenigen, die besser verdienen, fürchten sich nicht vor dem Selbstbehalt; die können dieses Geld ja locker hinlegen. Aber diejenigen, die wenig verdienen - und das sind sehr oft ältere Menschen, das sind sehr oft chronisch kranke Menschen, das sind sehr oft behinderte Menschen -, genau diejenigen werden sich jetzt fragen müssen, ob sie sich das leisten können. 

Also Fazit: Was haben Sie geschafft? - Ich werde Ihnen sagen, was Sie geschafft haben: Sie haben es geschafft, der Gebietskrankenkasse teures Geld zu kosten - Ihre Entscheidungen sind teuer -, und Sie haben es geschafft, uns 100 Jahre zurückzuschicken. Sprich, meine Damen und Herren: Wer mit der ÖVP fährt, leistet sich eine teure Reise 100 Jahre zurück. Das ist die Politik, für die Sie stehen! (Beifall bei den GRÜNEN und der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! Es gehört schon eine gehörige Portion Masochismus dazu, wenn man das alles genau in den letzten Wochen vor einer Präsidentschaftswahl leistet. Und die Rechnung dafür haben Sie ja bekommen - das Wiener Wahlergebnis spricht ja Bände. Aber die Frage, die sich stellt, ist: Wieso haben Sie das getan? - Also mir fällt es unwahrscheinlich schwer, Ihre Motive in diesem Zusammenhang nachzuvollziehen. 

Deshalb stelle ich jetzt zum Abschluss meine Frage – und ich ersuche um Antwort in der nächsten Rede: Kann es sein, dass es Absicht war, kann es sein, dass Ihnen die Verunsicherung und Verschlechterung der Lage von Patientinnen und Patienten in Wien recht war, um eine rote Krankenkasse zu zerstören? Oder kann es sein, dass Ihre gesundheitspolitische Vision lautet: Amerikanisierung des Gesundheitssystems, Rationalisierung, Deckelung und Verunsicherung der Menschen? Ist das Ihr Ziel?

Oder ist das alles nur darauf zurückzuführen, dass Sie heillos zerstritten sind? Man weiß ja um die Bündestruktur in der ÖVP, und man weiß, dass das eine Garantie für Streit ist. Ist es also eine Folge von inkompetentem Handeln und eine Folge von Streit? - Wenn das der Fall ist, meine Damen und Herren von der ÖVP, wären wir gerne bereit, Ihnen eine Mediation zu empfehlen und sie auch für Sie zu bezahlen, damit die Wienerinnen und Wiener auf das Gesundheitssystem wieder vertrauen können. (Beifall bei den GRÜNEN und bei GemeinderätInnen der SPÖ. – GR Christian Oxonitsch: Vorsicht, Vorsicht! Das kann viel kosten! – GR Mag Christoph Chorherr: Da müssen wir viel zahlen!)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr StR Dr Hahn. Ich erteile es ihm. 

StR Dr Johannes Hahn: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Zunächst möchte ich der sozialdemokratischen Fraktion gratulieren zu dem Mut, dieses Thema zu wählen (GRin Mag Sonja Wehsely: Da war nicht viel Mut notwendig! Da war wirklich kein Mut notwendig!), denn mir ist in Wien kein Politikfeld bekannt, wo die Performance der Stadtregierung in den vergangenen Jahren und Jahrzehnten derart miserabel gewesen ist wie in der Gesundheitspolitik. (Beifall bei der ÖVP.) Da sage ich nur: Respekt!, denn da müssen Sie offensichtlich sehr viel Mut gehabt haben, um dieses Thema zu wählen. 

Wenn ich hier nur als eines der Highlights der letzten Monate den Pflegeskandal Lainz erwähnen darf (GR Franz Ekkamp: Die Wiener Gebietskrankenkasse ist das Thema!) - wobei das, leider Gottes, auch nichts besonders Neues war, sondern nur die Wiederholung von Dingen, die in den letzten Jahren und Jahrzehnten immer wieder passiert sind -, wenn ich an Ihr Desaster, Ihr Herumlavieren in der Frage Semmelweis denke - einmal hin, einmal her, einmal zusperren, einmal aufsperren, jetzt wird separiert; das Gleiche spielen wir bei Gersthof, das Gleiche spielen wir beim Kaiserin Elisabeth Spital (GRin Mag Sonja Wehsely: Eine klassische Themaverfehlung!) -, wenn ich an Ihre "grandiose" Performance bei der Verlagerung von sage und schreibe drei Intensivbetten auf der Baumgartner Höhe denke, wofür Sie jetzt eine Begründung gefunden haben, die dahin gehend ist, dass man von einem Pavillon zum anderen drei Betten verlagert (GR Harald Troch: Kennen Sie das heutige Thema?), dann frage ich mich, wer es ist, der in dieser Stadt ein Chaos produziert! (Beifall bei der ÖVP.)

Jahrelang kündigen Sie Pläne für Krankenanstalten, Pläne für Pflegeheime an, Sie kündigen Gesetze an, die bis heute noch nicht das Licht dieses Hauses erblickt haben! - Aber sei's drum. (GRin Mag Sonja Wehsely: Die fünf Minuten sind eh bald vorbei!) Wir verdanken Ihnen jedenfalls eine interessante politphysikalische Entdeckung, nämlich dass Chaos durch nachhaltiges Nichtagieren entstehen kann. Das ist Ihre Wiener Gesundheitspolitik! (GR Christian Oxonitsch: Augen zu und durch!)
Da muss ich wirklich sagen: Die Einzige - da muss ich durchaus Abbitte leisten -, die sich hier um Reformen bemüht, ist die Frau Gesundheitsstadträtin. Das Ergebnis ist bekannt: Sie ist seit Monaten ein Auslaufmodell oder zumindest eine Person, die auf Abruf steht. Aber ich denke, Sie haben ja einen potentiellen Kandidaten als Nachfolger, nämlich Herrn Bittner: Damit haben Sie dann wenigstens eine Möglichkeit zu erreichen, dass das verknöcherte System endgültig versteinert wird. - Damit sind wir schon bei Ihrem Lieblingsthema, der Wiener Gebietskrankenkasse.

Nun gestehe ich Ihnen gerne zu, dass der Anlassfall, worüber wir heute diskutieren - dieser Kassenvertrag mit den Ärzten -, der denkbar schlechteste ist: Bei näherer Prüfung wäre man draufgekommen, dass dieser Vertrag ganz okay ist (GRin Inge Zankl: Sehr interessant!), und ich gehe auch davon aus - und damit, Frau Vassilakou, können wir die Diskussion über all das, was Sie gesagt haben, beenden und alle Konjunktive zur Seite legen -, dass dieser Kassenvertrag am Freitag genehmigt wird. (Zwischenruf bei der SPÖ.) - Was zu kritisieren ist, ist die begleitende Kommunikation, die Art und Weise, wie das transportiert wird. 

Was allerdings schon auch diskutiert werden sollte - und das diskutiere ich jetzt -, ist das Grundsubstrat der Kritik, die hier zum Ausdruck gebracht wurde, nämlich die generell dramatische wirtschaftliche Situation der Wiener Gebietskrankenkasse; und dabei bewege ich mich nicht im Ausland, sondern im österreichweiten Vergleich.

Meine Damen und Herren von der SPÖ! Sie müssen mir schon einmal erklären, wie man bei 20 Prozent der Bevölkerung 50 Prozent des Defizits der Gebietskrankenkassen erwirtschaften kann! Das kann man nicht mit dem Weltstadtfaktor, den Sie gerne anführen, erklären. (Zwischenrufe der GRinnen Mag Sonja Wehsely und Marianne Klicka.) Das Defizit der Wiener Gebietskrankenkasse – laut ihren eigenen Zahlen – steigt in den nächsten Jahren zwischen 15 und 18 Prozent per anno. Die Kurzfristkredite sind im Schnitt von 7 Millionen EUR im Jahre 1999 auf 136 Millionen EUR im Jahr 2003 gestiegen. Der Kreditrahmen der Wiener Gebietskrankenkasse wird von ihr selbst mit 700 Millionen EUR angegeben und ist jetzt mit 500 Millionen EUR schon ganz gut ausgefüllt. Der tägliche Abgang der Wiener Gebietskrankenkasse beträgt zur Stunde 590 000 EUR. Dabei rede ich erst gar nicht vom Hanusch-Spital mit einer Personalkostenstruktur - wie der Rechnungshof gerade nachgewiesen hat -, die um 50 Prozent über jener der Wiener Gemeindespitäler liegt.

Herr Bittner hat eine Mentalität, die mich wirklich an jene der "Konsum"-Funktionäre kurz vor dem Konkurs des "Konsum" erinnert - und wohin das geführt hat, ist bekannt. Nur: Diesmal, meine Damen und Herren, geht es um mehr. Diesmal geht es um vitale Anliegen der Wiener Bevölkerung. 

Da kann ich nur eines sagen - unsere Botschaft ist eine klare -: Es geht um Reformen! Im Gesundheitsbereich kann man nicht netto einsparen – ich glaube, darin sind wir uns einig –, aber wir haben noch jede Menge Optimierungspotential in allen Bereichen des Gesundheitswesens und insbesondere bei der Wiener Gebietskrankenkasse. Wenn diese Optimierungspotentiale einigermaßen ausgeschöpft sind, dann kann man auch über allgemeine Beitragserhöhungen reden. 

Die Botschaft lautet also: Zuerst optimieren und erst dann Beiträge erhöhen! - In diesem Sinne, glaube ich, sollten wir alle an einem gemeinsamen Strang ziehen. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Strache. Ich erteile es ihm.
GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Kollegen!

Ich möchte vielleicht gleich eingangs auf Herrn StR Dr Hahn zu sprechen kommen: Herr Stadtrat, Sie haben heute sehr häufig Herrn Bittner zitiert, aber Sie haben ganz vergessen zu erwähnen, dass auch von vielen ÖVP-Persönlichkeiten aus diesem Bereich in diesem Zusammenhang sehr scharfe Kritik an der ÖVP geübt wurde, unter anderem von Seiten der Ärztekammer von deren Präsidenten Rainer Brettenthaler. Dieser empfindet die Entscheidung des Hauptverbands als "Nachweis gelebter Inkompetenz" oder als "Zeichen für die bewusste Emigration aus dem Sozialstaat". - Ihn haben Sie zu zitieren vergessen. 

Sie haben auch vergessen, Dr Dorner zu zitieren, der das als "Kriegserklärung" gegen die Ärzteschaft und die Patienten von Seiten der Wirtschaftskammerfunktionäre versteht. 

Wenn Sie schon von Zahlen sprechen, dann sollten Sie auch die Zahlen und die Fakten beim Namen nennen. Da gibt es eine interessante Situation, nämlich jene, dass Herr Vizepräsident Gleitsmann einer Tarifsatzanhebung seiner Sozialversicherungsanstalt, nämlich jener der Gewerblichen Wirtschaft, um 3,1 Prozent zugestimmt hat, ohne mit der Wimper zu zucken. Und der Beamte Herwig Frad, seines Zeichens Präsident des Hauptverbandes, hat ohne Probleme bei der Beamtenversicherungsanstalt einer Erhöhung um 3 Prozent zugestimmt. Aber gleichzeitig haben sie zu argumentieren begonnen, dass die Erhöhung, die jetzt bei der Wiener Gebietskrankenkasse geplant war, nämlich lediglich um 1,94 Prozent für das Jahr 2004 und um 0,65 Prozent für das Jahr 2005, überteuert sein soll! - Also wenn man das gegenüberstellt, dann kann man sich wirklich nur wundern. Da sollte man schon die Zahlen sprechen lassen, und die Zahlen da für sich: Das ist ein hausgemachtes Chaos, wobei Herr Gleitsmann und Herr Frad natürlich die Marionetten von anderen Persönlichkeiten sind, natürlich die Marionetten der Gesundheitsministerin sind, natürlich die Marionetten auch des Herrn Bundeskanzlers sind, weil man in diesem Bereich einfach eine politische Umfärbung vornehmen will. Und das sollte man auch beim Namen nennen und nicht so tun, als wäre das nicht der Fall.

Es ist für mich schon interessant, wenn die ÖVP so tut, als wären sie hier die Unschuldslämmer, die da überhaupt nichts dafür können und die eigentlich nur das Gute gesehen haben. - Das kann ich nur in Abrede stellen, und ich werde dann ganz kurz auch noch darauf zu sprechen kommen, warum das in Abrede zu stellen ist.

Aber wenn ich mir jetzt die Vertreter der ÖVP Wien anhöre, die nun versuchen, sich sozusagen davon teilweise zu distanzieren, so habe ich den Eindruck, dass es dafür nur eine Erklärung gibt: Entweder hat die ÖVP in Wien überhaupt zu wenig Gewicht, auch gegenüber der Bundespartei, sodass man sich nicht durchsetzen kann. - Wahrscheinlich ist das so. Wahrscheinlich sind Sie in der Bundespartei, angesichts der kleinen Rolle, die Sie in Wien spielen, auch überhaupt nicht existent, und deshalb denkt sich die Bundespartei: Wir brauchen die Wiener ÖVP ja gar nicht zu fragen, die gibt es ja gar nicht, die existieren ja gar nicht! Da fahren wir einfach drüber! - Ich glaube, dass das zum einen der Fall war. 

Zum anderen glaube ich schon auch, dass Sie durchaus informiert waren und etwas dagegen unternehmen hätten können. Es hat ja eine erste Abstimmung gegeben, und nach dieser ersten Abstimmung hätte man eigentlich schon den großen Protestaufschrei der Wiener ÖVP erleben müssen, damit dann bei der zweiten Abstimmung nicht eine Wiederholung dieses Skandals stattfindet. Aber das haben Sie nicht zustande gebracht, und das ist bezeichnend genug.

Es wurde heute auch schon viel gesagt über die Vorteile, die dadurch verhindert worden sind. Man muss vielleicht, was die Generika-Offensive betrifft, anmerken, dass diese ja seit Jänner sehr wohl in Umsetzung ist und dass man dadurch seit Jänner auch schon ein klares Einsparungspotential erwirkt hat und dass man ja auch positive Impulse erkennen kann. - Man hat nun natürlich auch die Verbesserungen für die Patienten verhindert, aber man hat vor allen Dingen auch - und das wurde heute noch nicht erwähnt - verhindert, dass in Zukunft gemeinsam mit den Behindertenorganisationen noch verstärkt und verbessert der barrierefreie Zugang zu den Ordinationen in Gruppenpraxen umgesetzt werden soll. Das ist durch diese Ablehnung jetzt verhindert worden. 

Weil Sie sagten, dass am Freitag der Verwaltungsrat wieder zusammentreten wird, muss ich Ihnen sagen: Na ja, wir haben schon die letzten beiden Male geglaubt, dass Ihre Vertreter so vernünftig sein werden, hier zuzustimmen. Unsere Vertreter, nämlich Kollege Tiefling und Kollege Mischelin, haben zugestimmt; beide haben zugestimmt. Leider hat es zweimal Patt-Situationen gegeben. Es liegt an Ihren ÖVP-Vertretern! 

Für uns ist interessant - und das muss man anmerken, gerade vor der Arbeiterkammerwahl, weil das ja eigentlich das Unglaublichste ist -, dass Ihr Arbeitnehmervertreter dort auch dagegen gestimmt hat - und das auf dem Rücken der Wiener Patienten. Man versucht hier einfach, auf dem Rücken der Patienten letztlich reine parteipolitische Spielchen auszutragen - das ist eigentlich das wirklich Skandalöse. Angesichts dessen sagen prominenteste Vertreter der ÖVP von Seiten der Ärztekammer: So kann es nicht weitergehen! Die ÖVP hat hier bewiesen, dass sie soziale Kälte lebt, und sie ist dringlichst aufgefordert, das bis Freitag endlich zu ändern, damit wir Wiener in diesem Bereich endlich auch eine Zukunft - ohne Sorge - erleben können. 

Zum Abschluss noch ganz kurz zum Kollegen Hundstorfer: Sie haben heute von den monatlichen Gehältern gesprochen. Ich darf Sie darauf hinweisen: Es gibt auch viele Wienerinnen und Wiener, deren Einkommen unter 500 EUR liegt. Diese haben Sie zu erwähnen vergessen. Das sind die Ärmsten der Armen. Angesichts dessen denke ich schon, dass jetzt Handlungsbedarf besteht. 

Deshalb kann ich nur hoffen, dass Gleitsmann und Frad am Freitag endlich die Order bekommen zuzustimmen und diesen Skandal zu beenden. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GRin Renate Winklbauer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Chorherr. Ich erteile es ihm.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! 

Wir sind sehr froh, dass dieses Thema heute diskutiert wird. Als jene Fraktion, die, wenn es notwendig ist, die SPÖ-Gesundheitspolitik sehr hart kritisiert, müssen wir uns jetzt in der Tat ausschließlich mit der ÖVP auseinander setzen.

So billig kommen Sie nicht heraus, Herr StR Hahn! Es geht bei dieser Frage um eine Weichenstellung, die auch nicht saniert ist, wenn die ÖVP am Freitag zustimmt. Worüber werden wir in den nächsten Jahren intensiv diskutieren? Wie schaut diese Weichenstellung aus?

Die Wiener Bevölkerung wird langsam, aber sicher älter, und Gott sei Dank nehmen auch die technischen Möglichkeiten der Medizin zu. Worin liegt also die Ursache des Defizits, über das StR Hahn hier diskutiert hat? - Darüber sollten wir reden. 

Das hat zwei Ursachen: Wenn wir uns die Einnahmen der Kassa anschauen, so stellen wir fest, dass diese in den letzten Jahren deutlich hinter dem Wirtschaftswachstum in Wien zurückgeblieben sind. Meine Damen und Herren, glauben Sie ernsthaft, dass wir mittelfristig Gesundheitsleistungen finanzieren können, wenn sich die Einnahmen für das Gesundheitssystem jedes Jahr geringer entwickeln als das Wirtschaftswachstum? Und wenn Schüssel - und nur diesen nehme ich hier ernst, denn die Wiener ÖVP spielt ja nicht einmal eine Nebenrolle bei dieser Geschichte - sagt, für ihn kommen keinerlei Erhöhungen in Frage, dann stellt sich die Frage: Glauben wir, dass wir das Wiener Gesundheitssystem sanieren können, wenn eine immer größere Einnahmenlücke entsteht? - Wir glauben: Nein. Zumindest in dem Ausmaß, in dem die Einkommen in Wien steigen, müssen auch die Einnahmen der Gebietskrankenkasse sichergestellt sein. 

Wenn Sie das verneinen - oder wenn Schüssel das verneint -, dann heißt die Weichenstellung: Entweder Topmedizinversorgung für alle in Wien, dann muss man dem auch die Mittel geben - oder Leistungsbegrenzungen. Ja, diese gibt es in vielen Ländern, es bekennen sich gewisse Regierungen dazu: Wenn du ein bestimmtes Alter überschritten hast, bekommst du eben keinen Bypass mehr. Das ist dann unwirtschaftlich. - Vor dieser Weichenstellung stehen wir. 

Wir bekennen uns nachhaltig dazu: Unsere Stadt ist reich genug, einer Gesundheitsversorgung, die allen Wienerinnen und Wienern, unbeschadet ihrer Einkommenssituation, eine volle Gesundheitsversorgung ermöglicht, die adäquaten Mittel zur Verfügung zu stellen! (Beifall bei den GRÜNEN und bei GemeinderätInnen der SPÖ.) 

Eine zweite Sache: Es geht auch die Wirtschaftsvertreter an, denn worum geht es der ÖVP bei der Gesundheitsdiskussion genauso wie bei der Pensionsdiskussion? - Gesundheit und Pensionen sind vor allem ein Kostenfaktor, und Kosten gehören heruntergefahren - darum geht es! 

Jetzt lese ich Ihnen etwas vor, nämlich eine Anfrage an Minister Haupt: Wie hoch waren die Beitragsrückstände der Arbeitgeber bei den Gebietskrankenkassen? - Meine Damen und Herren von der ÖVP, ich lese Ihnen eine Zahl vor: Wissen Sie, wie hoch die Beitragsrückstände der Arbeitgeber bei der Gebietskrankenkasse Wien sind? – Laut Quelle Minister Haupt betragen diese 328 Millionen EUR. 328 Millionen EUR schulden die Arbeitgeber der Gebietskrankenkasse und zahlen dieses Geld nicht! Und auf den Wunsch der Gebietskrankenkasse - also wirklich, wir kritisieren die Kammer und die Sozialdemokratie, wo es notwendig ist, aber da muss man ganz klar Farbe bekennen -, die rechtlichen Voraussetzungen zu schaffen, damit diese Beitragsrückstände eingeholt werden können, sagt man: Nein, nein, nein, das geht uns nichts an! Bitte, das ist Selbstverwaltung! Macht euch das selbst aus!

Die Gebietskrankenkassen können daher diese Beträge nicht eintreiben. Das, Herr Kollege Hahn, sind die Ursachen des Defizits! Erstens: Sie verhindern, dass die entsprechenden Einnahmen zumindest in dem Ausmaß, wie die Einkommen wachsen, der Gebietskrankenkasse zufließen. Und zweitens: Sie verhindern, dass Schulden bei den Arbeitgebern entsprechend eingehoben werden.

An dieser Weichenstellung kommen Sie nicht vorbei. In diesen Minuten findet eine Pressekonferenz - ich glaube, der Ärztekammer - statt, wo eine Umfrage vorgestellt wird, bei der es um die Frage ging: Wer ist schuld an diesem Chaos? - Über 50 Prozent derjenigen, unter denen man die Befragung durchgeführt hat, sagen: Die ÖVP! 

In einem hat StR Hahn Recht: Es ist nicht primär die Wiener ÖVP. - Zur Wiener ÖVP erlaube ich mir nur abschließend den der ÖVP nicht fern stehenden Fritz Plasser zu zitieren. Dieser sagt: "In Wien sind nur noch Konturen der ÖVP erkennbar. Wien ist ein organisatorisches Notstandsgebiet und die Diaspora der ÖVP." - Dem habe ich nichts hinzuzufügen. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN und bei GemeinderätInnen der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Tschirf. Ich erteile es ihm. (GR Mag Christoph Chorherr: Der Sprecher der Diaspora!)

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es freut mich, wenn sich eine andere Partei so intensiv mit uns beschäftigt. Offensichtlich sind wir so interessant, und offensichtlich haben Sie so viel Angst vor uns (lebhafte ironische Heiterkeit des GR Mag Christoph Chorherr), sonst ist das nicht verständlich. (Beifall bei der ÖVP.) 

Jedes gekünstelte Lachen zeigt, dass Sie sich mit uns auseinander setzen. Das tut uns gut. Tun Sie das weiterhin! Das macht Spaß. (GR Mag Christoph Chorherr: Ich mach mir solche Sorgen um die ÖVP!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir sollten uns aber nicht mit diesem zweifelhaften Humor der GRÜNEN auseinander setzen, sondern wir sollten uns mit dem Thema auseinander setzen, um das es wirklich geht (GR Godwin Schuster: Ein bisschen mehr Realitätsbewusstsein!), nämlich um die Gesundheitspolitik. (GR Godwin Schuster: Davon sind alle Wienerinnen und Wiener betroffen!) 

Die Gesundheitspolitik wird hier reduziert auf einen einzigen Bereich - auf einen wichtigen Bereich, aber dieser kann nicht alles sein. Gesundheitspolitik bedeutet beispielsweise auch Auseinandersetzung mit der Situation in den Wiener Krankenanstalten. (GR Godwin Schuster: Und mit der Finanzierung!) Wir haben monatelang hier diskutiert - und das ist an der SPÖ völlig vorübergegangen, nämlich insofern, als wir diesbezüglich ja auch entsprechende Handlungen sehen sollten, so zum Beispiel jetzt im Pflegebereich, was die 8-Bett-Zimmer betrifft. Hier vermisse ich die soziale Verantwortung, das soziale Gewissen, das die SPÖ in dieser Stadt einmal dargestellt hat, meine sehr geehrten Damen und Herren. (GRin Mag Sonja Wehsely: Sie machen sich lächerlich! – GR Godwin Schuster: Das ist die unterste Lade, die man überhaupt politisch verwenden kann!) Hier diagnostiziere ich die Zweiklassenmedizin. Hier stelle ich fest, dass es eben nicht so ist, dass jede oder jeder Pflegebedürftige in dieser Stadt (GR Godwin Schuster: Das ist Dilettantismus! Das ist Ignoranz! Nicht wahrnehmen, was ist! Dass man so unsensibel sein kann! So unsensibel!) in einer gleichen Art und Weise Pflege erfährt. - Die Zwischenrufe von sozialdemokratischen Gemeinderäten sind in diesem Sinne nur als das zu sehen, was sie sind: Als wirklich jämmerlich! (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Ja, ja!)
Meine Damen und Herren! Für uns ist die Gesundheitsversorgung der Wienerinnen und Wiener (GRin Mag Sonja Wehsely: Egal!) ein besonderes Anliegen (Ruf bei den GRÜNEN: Das haben wir gemerkt in den letzten Wochen!), und ich habe in keiner Weise irgendwo Verständnis gezeigt für das, was einige Vertreter der Selbstverwaltung im Hauptverband gemacht haben. Ich weiß aber aus Gesprächen, die wir jetzt geführt haben, auch mit der Gesundheitsministerin: Es wird am Freitag eine Lösung herbeigeführt werden, eine Lösung, die dazu führt, dass kein vertragsloser Zustand zwischen Ärzten und Gebietskrankenkasse herrscht. (GR Godwin Schuster: Zuerst politisch verunsichern, ...!) Es ist keine Frage, dass wir uns die Diskussion, die in diesem Zusammenhang stattgefunden hat, ersparen hätten können. 

Aber, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratischen Partei, Ihre Verantwortung wäre es auch, sich mit den Kostenstrukturen der Gebietskrankenkasse auseinander zu setzen. (GR Mag Christoph Chorherr: Was ist mit den Beitragsrückständen?) Ich erinnere Sie daran, dass Ihr Gewerkschaftsvorsitzender Bittner in einer "Report"-Sendung - es war am 16. März, also unmittelbar nach dem Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofs - gesagt hat, dass ein Ausfall in der Höhe von 23 Millionen EUR aus dem mangelnden Wirtschaftswachstum und aus der destaströsen Arbeitsmarktsituation Wiens resultiert. (GR Godwin Schuster: Hat er nicht gesagt! Die Wirtschaft zahlt nicht! Das ...!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der Sozialdemokratie! Seit drei Jahren weisen wir darauf hin, dass hier ein Handlungsbedarf besteht, und dieser führt eben zu dieser Situation. Wenn dieses Problem gelöst würde, dann würde auch das Beitragsaufkommen der Gebietskrankenkasse ein deutlich anderes werden. Und das dazu ... (GR Kurt Wagner: Was machen eure Vertreter in der Krankenkasse? Was macht der Kollege Zwiauer?) Der Kollege Zwiauer ist genau so einer, dem es darum geht, dass die Wienerinnen und Wiener Arbeit finden, dass es eben nicht 91 000 Arbeitslose in dieser Stadt gibt! (Beifall bei der ÖVP.)
Das kann doch nicht der Fall sein, meine sehr geehrten Damen und Herren, und das kann doch nicht Ihr soziales Verständnis sein! Ist die Sozialdemokratie in Wien wirklich schon so heruntergekommen, meine sehr geehrten Damen und Herren? (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenruf des GR Kurt Wagner. – GR Godwin Schuster: Das ist unwahrscheinlich!) 

Wir sollten eines tun: Wir sollten uns tatsächlich um die Gesundheitsversorgung dieser Stadt bemühen - in allen Bereichen. (GR Kurt Wagner: Wieso tut ihr es nicht? - GR Franz Ekkamp: Was ist mit den Beitragsrückständen? – GR Kurt Wagner: Wieso tut ihr es nicht?) Sie sollten hier auch Ihren Beitrag leisten - wir tun es! 

Gehen wir von dem Beschluss aus, der am Freitag gefasst wird (GR Kurt Wagner: ... wider besseres Wissen! Der Gleitsmann weiß, dass das ein Unsinn ist, was ...!) - einem Beschluss, bezüglich dessen ich noch einmal sage, dass die Kommunikation, das, was in den letzten Wochen stattgefunden hat, nicht gut war -, aber kümmern wir uns darum, dass sich diese Krankenkasse, diese Gebietskrankenkasse in einer entsprechenden finanziellen Situation befindet. (GR Kurt Wagner: Sag das dem Zwiauer! Sag das deinem Kollegen Zwiauer!) Das ist unsere Aufgabe und das ist Ihre Aufgabe als Sozialdemokratie! Tragen wir dazu bei, dass die Wienerinnen und Wiener eine entsprechende Situation vorfinden, dass sie nicht Angst haben müssen - Angst vor 8-Bett-Zimmern, Angst vor einer Pflegesituation, die einfach einer Großstadt wie Wien nicht entspricht. (Beifall bei der ÖVP. – GR Johann Driemer: Harte Vorstellung! – GR Godwin Schuster: Das ist ja lustig gewesen, was er gesagt hat! Der freut sich selbst über seine Schmähs!) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Kowarik. 

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es war interessant zu hören, wie Kollege Hundstorfer wieder einmal davon gesprochen hat, dass hier das Solidaritätsmodell in Frage gestellt wird. Da möchte ich schon etwas ganz klarstellen: Zu Beginn der ersten Legislaturperiode oder der ersten Periode der blau-schwarzen Regierung wurde sehr heftig darüber diskutiert, in welcher Art und Weise sich die Krankenkassen weiterentwickeln sollen. - Dass bei diesen ein Weiterentwicklungsbedarf bestand und besteht, sehen wir an der heutigen Diskussion. - Da ist sehr heftig darüber diskutiert worden, in welcher Art und Weise man die Zukunft gestalten soll: Soll es Pflichtversicherung oder Versicherungspflicht sein?

Es hat damals eine Arbeitsgruppe im Ministerium gegeben, und Bundesminister Haupt ist es zu danken, dass diesbezüglich eine Klärung erfolgte und dass der klare Weg vorgegeben ist, nämlich dass wir bei der Solidaritätsversicherung bleiben und dass auch alles in diese Richtung gehen wird. Ich möchte darum bitten, dass das auch zur Kenntnis genommen wird, und festhalten, dass etwaige Debatten darüber eigentlich hinfällig sind. (Beifall bei der FPÖ.)

Es ist aber sehr wohl notwendig, dass man sich ein bisschen über die Krankenkassen, im Speziellen über die Wiener Gebietskrankenkasse unterhält. Mich wundert, dass hier eine gewisse Wehleidigkeit zu Tage tritt, wenn man bemerkt, wie hier - wenn ich es vulgär ausdrücken darf - die Krankenkassenverwaltung umzufärben versucht wird. Ich habe selbst erlebt, wie Herr Bittner, Chef der Wiener Krankenkasse, da auch seine eigentliche Meinung zum Besten gegeben hat. (GR Kurt Wagner: Das ist aber nicht der Chef! Der Chef ist der Brenner!) Ich erinnere mich an die ersten Vorstellungsgespräche im Rahmen der Wiener gesundheitspolitischen Kommission im Jahre 1998, wo sich jeder vorstellen und sagen konnte, was er ist, was er macht und was ihn dazu geführt hat, dass er in der Kommission ist. Da konnte man von Herrn Bittner Folgendes erfahren: Er hat als erste Wortmeldung überhaupt vor dieser Kommission nicht gesagt, er ist von der Krankenkasse, sondern er hat als Erstes gesagt, er ist Sozialdemokrat mit Herz und Hand, und als Zweites erst hat er gesagt, dass er von der Krankenkasse ist. (GR Godwin Schuster: Und was ist der Herr Haupt, Kollege Kowarik?) - Also das wirft ein klares Licht auf die Art und Weise, wie hier gearbeitet wird. (Weiterer Zwischenruf bei der SPÖ.) Nun, er war dort sicherlich nicht als Vertreter der Sozialdemokraten - meiner Ansicht nach -, sondern als Vertreter der Krankenkasse. Und jetzt ist er wehleidig, wenn ihm parteipolitische Maßnahmen vorgeworfen werden. 

Ich darf mir noch erlauben, darauf hinzuweisen, dass die Wiener Gebietskrankenkasse schon ein ganz großes Rationalisierungspotential hat und dass es sehr wohl notwendig ist, dieses einmal auszuschöpfen. Ich erinnere zum Beispiel an das Thema Generika, das heute schon angesprochen wurde: Man kann natürlich sagen: Jetzt müssen wir Generika verschreiben, und das wird billiger werden. - Leider macht man die Rechnung ohne den Wirt! Man muss sich wirklich einmal überlegen, wie sinnvoll das ist und ob es für den Patienten nicht besser ist, wenn er die echten Originalpräparate bekommt, diese aber zu einem günstigeren Preis. Das wäre meiner Ansicht nach der bessere Weg der Krankenkasse. 

Oder etwas anderes: Die berühmte Chefarztproblematik, hinsichtlich derer uns ständig vorgegaukelt wird, dass sie nicht notwendig ist und dass es sie gar nicht mehr gibt und so weiter. - Nach wie vor haben die Patienten darunter zu leiden, dass sie von Pontius zu Pilatus laufen müssen und dann erst recht ihre Sachen nicht genehmigt bekommen. Das ist etwas, wo man schon einmal darüber sprechen muss. Wenn alle behaupten, sie seien für den Patienten da, dann erwarte ich auch, dass sie es wirklich einmal sind und nicht nur davon sprechen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Als ich heute beziehungsweise gestern das Thema der Aktuelle Stunde übermittelt erhielt, musste ich zweimal hinschauen, weil ich mir gedacht habe, das Präsidialbüro hat sich verschrieben. Da stand: "Die Chaos-Gesundheitspolitik der ÖVP und ihre schwerwiegenden Folgen für Wien". - Ich habe mir gedacht, das ist ein Druckfehler, denn mir ist vor allem die Chaos-Gesundheitspolitik der SPÖ und ihre schwerwiegenden Folgen in Wien bekannt. (Beifall bei FPÖ und ÖVP.) 

Ich glaube, dass es schon dringend notwendig ist, hier ein paar Worte darüber zu verlieren. Es ist schon angesprochen worden: Wir warten auf die verschiedensten gesetzlichen Regelungen - seit zehn Jahren zum Beispiel auf ein Pflegeheimgesetz, Krankenanstaltengesetz, Rettungs- und Krankenbeförderungsgesetz. Es wurden die verschiedenen Probleme mit den Wiener Spitälern angesprochen. Die Tatsache, dass es in Wien keine Gesundheitsplanung gibt, schlägt sich ja nieder in den diversen Untersuchungsausschüssen, die wir einsetzen müssen. Wenn in diesem Bereich alles so sehr in Ordnung ist, dann brauchen wir doch keine Untersuchungskommission und dann brauchen wir zum Beispiel auch keinen Bericht des Kontrollausschusses. - Darüber sollte man wesentlich mehr diskutieren und auch Feststellungen treffen und schließlich auch Lösungen finden. 

Ich möchte auch noch Folgendes ansprechen: Hier ist schon des Öfteren über einzelne Probleme gesprochen worden; aber wenn wir zum Beispiel zur Kenntnis nehmen müssen, dass Herr Dr List, seines Zeichens Direktor des Kontrollamtes, nicht bereit und nicht willens ist, sich in ein Wiener Pflegeheim, in ein städtisches Pflegeheim zu legen, dann muss man sagen: Da gibt es schon einigen Diskussionsbedarf, darüber sollte man sprechen! Da kann man nicht so ohne weiteres zur Tagesordnung übergehen. (GR Dr Wilfried Serles: Unglaublich!) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer (unterbrechend): Herr GR Kowarik, ich bitte Sie, zum Schluss zu kommen.

GR Mag Helmut Kowarik (fortsetzend): Ich komme zum Schluss und möchte feststellen, dass es notwendig, ja dringend notwendig ist, einmal mehr über das Chaos in der Wiener Gesundheitspolitik, das von der SPÖ zu verantworten ist, zu sprechen und darüber länger zu diskutieren. (Beifall bei der FPÖ und bei GemeinderätInnen der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Laschan. Ich erteile es ihr. 

GRin Dr Claudia Laschan (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte wieder zum Thema der Aktuellen Stunde zurückkehren: Herr Gleitsmann hat gegen den Wiener Kassenvertrag gestimmt, gegen einen Vertrag, der in mühevollen Verhandlungen zwischen Wiener Gebietskrankenkasse und Wiener Ärztekammer zustande gekommen ist. Mit diesem zweimaligen Dagegenstimmen wurde bewusst ein vertragsloser Zustand provoziert. Aber nicht nur der Wirtschaftskammerfunktionär Gleitsmann - der übrigens auf der einen Seite die aus seiner Sicht zu geringen Einsparungen bei Medikamenten beklagt, aber auf der anderen Seite Frau Rauch-Kallat in einem Brief schreibt, dass der Pharmaindustrie weitere Einsparungen nicht zuzumuten sind; das ist derselbe Gleitsmann! -, sondern auch alle anderen ÖVP-Vertreter im Verwaltungsrat sind gegen den Wiener Vertrag. Ich möchte das nur besonders betonen, weil hier versucht wird, das auf eine Person zu schieben und sich da ein bisschen abzugrenzen. Auch die Arbeitnehmervertreter des ÖAAB sind gegen den Wiener Vertrag und nehmen damit in Kauf, dass die Wienerinnen und Wiener beim Arztbesuch zahlen müssen. Das trifft sich gut mit den Arbeiterkammerwahlen; ich bin schon neugierig auf die Argumentation. 

Und nun zur Rolle der ÖVP-Gesundheitsministerin: Frau Rauch-Kallat hat in einem "Mittagsjournal"-Interview verkündet, dass Gleitsmann als ordentlicher Kaufmann gehandelt hätte und sie Verständnis für die Ablehnung hätte - eine ÖVP-Gesundheitsministerin, der zur Gesundheitspolitik nichts anderes einfällt, als dass Stiegensteigen gesünder ist als Aufzugfahren und dass man lieber Schwarzbrot als Weißbrot essen soll; eine ÖVP-Gesundheitsministerin, die eine wochenlange Sonderprüfung braucht, um zu erkennen, dass die Maßnahmen der schwarz-blauen Bundesregierung Mindereinnahmen von 98 Millionen EUR für die Wiener Gebietskrankenkasse bringen; und eine ÖVP-Gesundheitsministerin, die trotz mehrmaliger Aufforderung des freiheitlichen Sozialministers keine Sonderprüfung bei der schwarzen Sozialversicherung der Gewerblichen Wirtschaft macht, obwohl der Verwaltungsaufwand der Sozialversicherung der Gewerblichen Wirtschaft von 4,7 Prozent dem 
Verwaltungsaufwand der Wiener Gebietskrankenkasse von nur 2,6 Prozent gegenübersteht und obwohl bei 
der Sozialversicherung der Gewerblichen Wirtschaft 74,8 EUR Honorar pro Fall bezahlt werden gegenüber 42,5 EUR pro Fall bei der Wiener Gebietskrankenkasse.

Das ist die Politik der ÖVP: Eine Politik gegen die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, eine Politik gegen die Menschen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich möchte nun auf die Frage eingehen, warum in Wien mehr für Gesundheitsleistungen ausgegeben werden muss als in anderen Bundesländern. Wien hat 60 Prozent der HIV-Infektionen, über 47 Prozent der AIDS-Fälle, die höchste Anzahl an Rauchern, Wien hat eine um 35 Prozent höhere Herz-Kreislauf-Sterblichkeit, eine um 15 Prozent höhere Krebssterblichkeit, und das kann man fortsetzen. In einer Großstadt muss mehr für Gesundheit ausgegeben werden. Das wissen Gesundheitspolitiker auf der ganzen Welt.

Ich werde Ihnen jetzt etwas vor Augen führen, wie es ist, wenn man sich in der Gesundheitspolitik dem Diktat der Ökonomie und des Sparens beugt. Die Oberösterreichische Landesregierung hat das ÖBIG mit einer Studie beauftragt: "Die onkologische Versorgung in Oberösterreich". Dort lesen wir auf Seite 12, "dass der Anteil der Krebspatienten, die auf Grund des fortgeschrittenen Stadiums ihrer Erkrankung bei der Erstdiagnose und der damit verbundenen kürzeren Überlebenswahrscheinlichkeit einen geringeren Anteil je Erkrankungsfall an Therapie erhalten, höher ist als im Bundesdurchschnitt." 

Ich zitiere weiter: "Ein weiteres Indiz dafür ist der gegenüber dem österreichischen Schnitt 8,5 Prozent höhere Anteil an Patienten, die mit einem bereits metastasierenden Karzinom zum Arzt kommen. Besonders drastisch fällt der Unterschied bei Mammakarzinom, 22,5 Prozent, und Prostatakarzinom, 29,5 Prozent, aus." 

Das heißt kurz gesagt: In Oberösterreich ist der Anteil der Frauen, die bei der Erstdiagnose Brustkrebs bereits Metastasen haben, um 22,5 Prozent höher als im Bundesdurchschnitt. Das ÖBIG empfiehlt im Übrigen: Eine Verbesserung der Früherkennung könnte hier Veränderungen bewirken. 

In Wien hat im Jahre 2001 jede siebente Frau eine Mammographie gehabt, in Oberösterreich, wo doch so gut gespart und so gut auf die Ökonomie geschaut wird, nur jede vierzehnte. (GR Dr Matthias Tschirf: Wer ist der oberösterreichische Gesundheitslandesrat?) Daran sehen wir, welche Auswirkungen Leistungseinschränkungen haben. 

Die ÖVP ist in Oberösterreich an der Regierung. Die Betroffenen, die Männer und Frauen, zahlen mit ihrer Gesundheit, mit ihrer Lebensqualität und schließlich mit ihrem Leben. (GR Dr Matthias Tschirf: Wer ist der Gesundheitsreferent?) Die Spargesundheitspolitik der ÖVP ist daher gefährlich, ungerecht und unsozial. (GR Godwin Schuster: Dafür seid ihr verantwortlich! Ihr seid für diese Politik verantwortlich!) Und ich garantiere Ihnen: Die Wiener Sozialdemokratie wird für das gute und breite Leistungsspektrum in Wien kämpfen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Die Aktuelle Stunde ist beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs im Rathaus fünf, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien vier, des Klubs der Wiener Freiheitlichen eine eingelangt sind.

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien zwei Anträge eingelangt. 

Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben, die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Von Frau GRin Dr Monika Vana, Freundinnen und Freunde wurde ein Dringlicher Antrag an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke betreffend Errichtung einer Wiener Arbeitslosenanwaltschaft gerichtet.

Von den GRen Josef Wagner und Dr Herbert Madejski wurde eine Dringliche Anfrage an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport betreffend Zukunft des Wiener Volkspraters gerichtet.

Die beiden dringlichen Initiativen wurden von der notwendigen Anzahl von Gemeinderätinnen und Gemeinderäten unterzeichnet.

Gemäß Punkt 4 der Fraktionsvereinbarung wird die Besprechung des Dringlichen Antrages vor Schluss der öffentlichen Sitzung, spätestens um 16 Uhr, erfolgen, die Beantwortung der Dringlichen Anfrage allenfalls nach Erledigung der Tagesordnung; ist diese bereits erschöpft, im Anschluss an die Besprechung des Dringlichen Antrages.

Die Anträge des Stadtsenates zu den Postnummern 1, 3 und 4, 6 und 7, 9, 11, 14 und 15, 17, 20 und 21, 23, 25, 26, 28 bis 30, 32 bis 37, 40 und 41 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. 

Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderates zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderates gegeben ist.

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 38 zum Schwerpunktverhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 39, 42, 5, 8, 10, 12, 13, 16, 31, 2, 19, 22, 24, 18 und 27. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 38 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Gewährung eines zinsenfreien Darlehens an die Firma BC Immobilien Management GmbH & Co, Auhofstraße 8 KEG zur Finanzierung einer Garage in Wien 13, Auhofstraße 8.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Driemer, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Johann Driemer: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Poststück.

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Schon wieder einmal geht es um eine Volksgarage, diesmal um die Finanzierung, genauer gesagt um fast 4 Millionen EUR. Jetzt ist das natürlich ein bisschen ein Problem mit dem Begriff "Volk" in der Volksgarage. Das heißt ja bei Ihnen immer AnrainerInnengarage, und das kommt der Sache vielleicht sogar ein bisschen näher. Also wenn man sich den Begriff "Volksgarage" anschaut, dann hat man jetzt in Wirklichkeit eine Volksgarage für das reiche Volk gebaut. Es ist unter der Parkresidenz – "resistent" wollte ich schon sagen –, das ist, wenn man so will, Luxuswohnungsbau in Hietzing, und von dort kann man dann direkt hinunter in die Garage kommen. Es gibt 183 Stellplätze für das Volk sozusagen und 227 insgesamt. Also von einer Volksgarage und von einer Begünstigung der dort wohnenden Bevölkerung kann man schon sprechen, aber die, glaube ich, hat es nicht wirklich notwendig.

Es erinnert mich ein bisschen an die Volksgarage im 19. Bezirk mit einer ähnlichen Bevölkerungsstruktur. Dort dient sie für Autobusse. Also ich hätte es noch verstanden, wenn man gesagt hätte, man baut eine Volksgarage beim Karl-Marx-Hof, aber in Grinzing, glaube ich, braucht das Volk keine Volksgarage. Das war eher so, dass der Herr Bezirksvorsteher Tiller und diesmal eben der Herr Bezirksvorsteher Gerstbach nicht mehr ausgeben dürfen. Deswegen eine Volksgarage. (GR Gerhard Pfeiffer: Sie haben nichts verstanden!) Ich weiß eh, dass man das umbenennen soll nach Ihnen, Herr Kollege Pfeiffer. (GR Gerhard Pfeiffer: Nichts haben Sie verstanden!) In Kollege-Pfeiffer-Autobusgarage werden wir sie umbenennen. Den Antrag werde ich noch stellen in dieser Legislaturperiode. Keine Sorge! (GR Gerhard Pfeiffer: Ich kenne mich aus mit dieser Garage!) – Passt schon, ist in Ordnung. Ich bin ja noch dran. 

Nächster Punkt: Es gibt sehr interessante ... (Weiterer Zwischenruf des GR Gerhard Pfeiffer.) Ich weiß eh, Sie reden und Sie reden. Wunderbar! Sie kennen sich aus im 19. Bezirk, ich kenne mich auch aus. (GR Gerhard Pfeiffer: Sie haben keine Ahnung!) Vor kurzem haben die Autobusse nicht einmal hineinfahren können in Ihre Garage. Hat das gestimmt? Die langen Autobusse haben dann draußen parken dürfen, weil die Garage ein bisschen schlecht konzipiert war. (GR Gerhard Pfeiffer: Da steht kein einziger Autobus draußen! Sie haben sich überhaupt nicht damit beschäftigt!) Echt? Aber ich habe gar nicht gewusst, dass die Autobusse auch Volksautobusse heißen. Oder? Volksautobusse für die Kollegen Tiller und Pfeiffer. Super! Das werden wir uns merken. (GR Gerhard Pfeiffer: Sie haben wirklich keine Ahnung!) Passt schon Kollege Pfeiffer. Ist schon in Ordnung. Tun wir weiter.

Insgesamt gibt es eine Subvention für alle Garagen zusammen im Jahr von 30 Millionen EUR (GR Gerhard Pfeiffer: Keine Ahnung!). Sie haben auch keine Ahnung, aber das macht nichts, das ist ein Dauerzustand bei Ihnen. Passt! –4 Millionen EUR also für diese Garage. Wenn man das allerdings vergleicht mit der BürgerInnenbeteiligung aus demselben Ressort, so gibt es dafür nur 1,4 Millionen EUR, und die Frauenförderung in Wien muss sich auch hinter der Garagenförderung anstellen. – Gut.

Also noch einmal zurück: Es gibt einen Kritikpunkt im Rechnungshofbericht, der heißt, wenn ich mich nicht täusche: Starke Vermehrung von Garagenplätzen, aber nicht, um Straßenraum zurückzugewinnen. Und da kann ich durchaus für Sie zitieren, denn es steht drinnen: "Der in den letzten Jahren forcierte Bau von Garagen brachte eine weitere Erhöhung des Stellplatzangebotes mit sich, da Verkehrsflächen an der Oberfläche oftmals nicht rückgebaut wurden. Daher konnte das Ziel, öffentlichen Straßenraum für den öffentlichen Verkehr sowie für Fußgänger und Radfahrer, aber auch als urbanen freien Lebensraum zurückzugewinnen, nur punktuell erreicht werden." 

Jetzt schauen wir uns einmal an, wie das punktuell in der Auhofstraße erreicht wird. Dort ist in Wirklichkeit für den Verkehr ein absolut neuralgischer Punkt, denn wir befinden uns gleich parallel zur Westeinfahrt. Dort ist es so, dass 183 Wienerinnen und Wiener ihr Auto dann nicht mehr an der Oberfläche abstellen, sondern in dem Volksgaragenteil der Garage. Das heißt, 183 Stellplätze plus. Jetzt wird man sich fragen: Wer stellt sich dort hin? Wer fährt dort hin? Eine Erhebung, wie viele Pendler und Pendlerinnen sich dort hinstellen werden, ist nicht gemacht worden von der Stadt Wien. Kollege Ekkamp, so ist es. Wir haben uns das angeschaut. (GR Franz Ekkamp: Ich auch!) 25 Prozent sind dort im Grunde genommen – nicht bei Ihnen in Grinzing, sondern in Hietzing – Pendler und Pendlerinnen.

Na, was wird passieren? Es wird sich rasch herumsprechen, dass in der Auhofstraße an der Oberfläche Platz ist, und das wird man dann hurtig verparken mit den so genannten "WUTUs". Tullner, Tullnerinnen und Wien-Umgebung werden sich dort breit machen. Macht nichts. Eine Park and Ride-Anlage an der Oberfläche mitten in Hietzing ist eine schöne Angelegenheit.

Zweiter Punkt: Bei der BürgerInnenversammlung hat uns der werte Herr Garagenbaumeister Theuermann auf meine Frage, wie viel rückgebaut wird – im Masterplan steht ein Drittel –, gesagt: Das ist alles heraußen, das wird man mit dem Bezirksvorsteher ausmachen, aber nix ist fix. Das ist richtig. Nix ist fix. Fix ist allerdings eines: Dass sich Pendler und Pendlerinnen dort hinstellen werden, also noch mehr Verkehr an einem neuralgischen Punkt. 

Dort ist in Wirklichkeit der Punkt mit der schlechtesten Luft Wiens. Das können Sie jeden Tag im Luftgütebericht nachlesen. Auf meine Frage, wie viel Verkehr mehr das pro Tag bedeuten wird, hat der Bezirksvorsteher Gerstbach gemeint: 2 Prozent, das ist vernachlässigbar. Also die Luft ist schlecht, 2 Prozent mehr schlechte Luft ist vernachlässigbar. Gut, okay, so ist es. 

Nächster Punkt: die AnrainerInnen. Die AnrainerInnen haben dagegen Stellung genommen, aber es war wurscht, denn AnrainerInnenbefragung kommt im sozialdemokratischen Garagenkonzept – und in dem von der ÖVP und in dem von der FPÖ ja sowieso – überhaupt nicht vor. AnrainerInnen werden zwangsbeglückt. Das nennt man Josefinismus und hat Tradition in Wien, vor allem bei der SPÖ. 

Noch einmal: Wie gesagt, 4 Millionen EUR für ein Projekt, für das sich jeder Häuselbauer bedanken würde, denn so tolle Konditionen gibt es genau nirgendwo.

Und jetzt einmal noch ganz zum Schluss – das wäre mir wichtig, nachdem uns ja demnächst auch die Bacherparkgarage wieder beschäftigen wird: Wir Grünen sagen grundsätzlich, Garagen machen einen Sinn, wenn sie erstens unter keinem Park sind, zweitens die AnrainerInnen zustimmen und drittens der Rückbau an der Oberfläche, der substanziellen Lebensraum bringt, nicht von den Bezirken allein, sondern hauptsächlich vom Betreiber bezahlt wird. Denn wir können uns eigentlich nicht wirklich vorstellen, dass jemand öffentliches Gut bekommt und dafür zwar manchen Menschen einen Garagenplatz zur Verfügung stellt, aber die Allgemeinheit hat den Dreck, den Lärm und zum Beispiel für eine Zeit lang keinen Park.

Letzter Punkt: Die Auhofstraße eignet sich blendend für zeitliche und räumliche Ausdehnung der Parkraumbewirtschaftung. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Mayer gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. (GR Gerhard Pfeiffer – der zum Rednerpult gehen will –: Mayer oder Pfeiffer?) Sie kommen nachher, Herr Kollege Pfeiffer.

GR Dr Alois Mayer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Verzeihst mir noch einmal, Gerhard? Ich habe mich vorgedrängt. 

Lieber Kollege Maresch! Ist es möglich, dass Sie sich im 19. Bezirk gut auskennen? In Hietzing kennen Sie sich überhaupt nicht aus. Wenn Sie die Situation in Hietzing kennen, dann haben Sie ein paar richtige Dinge gesagt: Schönbrunn, einkaufen, alte Struktur, gewachsene Struktur, daher keine Parkplätze. Sie haben richtig erkannt, dass Hietzing ein reicher Bezirk ist, dazu stehen wir. Es ist ein schöner Bezirk. Nur dort, wo die Garage gebaut wird, ist einer der größten Gemeindebauten ebenfalls angesiedelt, der Steinitzhof, und in dieser Gegend sind die Reichen, die Sie angesprochen haben, eher nicht zu finden, ein Parkplatz allerdings ist auch nicht zu finden, wie an manch anderer Stelle bei uns. Daher ist die Volksgarage dort sicher absolut wichtig und notwendig. 

Dass die Pendler hereinkommen ist auch klar, nur wird, wie Sie sicher wissen, die Volksgarage sicher nicht an Pendler vermietet, sondern an Bürger, die in der Nähe wohnen.

Auch die Bürgerinitiativen kennen wir. Viele Personen haben diese Sorgen nicht, die haben sehr wohl eine schöne Villa und eine Garage. Und für die machen wir es auch nicht. Wir machen es für die Leute, die im Steinitzhof wohnen und die rundum wohnen und dort keinen Parkplatz finden. – Danke schön.

Vorsitzende Renate Winklbauer: Als Nächster zu einer tatsächlichen Berichtigung ist Herr GR Pfeiffer gemeldet.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Kollege Mayer gibt mir gleich die Möglichkeit zu zwei tatsächlichen Berichtigungen.

Erstens einmal: Ich halte es nicht für möglich, dass sich der Kollege Maresch in Döbling wirklich gut auskennt. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das glaube ich schon!) Das ist die erste tatsächliche Berichtigung.

Und die zweite sage ich Ihnen deswegen, weil Sie immer wieder das Falsche dazu sagen. In dem Abkommen zu den Volksgaragen wurde es festgehalten, wann sie und aus welchen Gründen sie errichtet werden sollen (GR Mag Rüdiger Maresch: Wer hat das Abkommen geschlossen?), und zwar: Erstens im Interesse der Wohnbevölkerung. (GR Mag Rüdiger Maresch: Wer hat ein Abkommen geschlossen? Doch nicht wir!) Ich sage es Ihnen gerade. Was fragen Sie mich jetzt ununterbrochen. Ich sage es Ihnen gerade.

In diesem Abkommen, das damals in der Koalition zur Finanzierung und Errichtung der Volksgaragen geschlossen wurde – und das werden Sie den damals Regierenden konzedieren müssen, dass Sie ein Abkommen getroffen haben –, wurde gesagt: Wenn es im Interesse der Wohnbevölkerung ist – das sagen Sie immer richtig – und zweitens an speziellen Orten, wo es aus wirtschaftlichen Gegebenheiten sinnvoll und notwendig erscheint. Das sind ganz bestimmte Orte (GR Mag Rüdiger Maresch: Das ist zufällig beim Kollegen Tiller im Bezirk!), und dort kann es auch für Autobusse sein, wurde festgehalten, und das sind halt Orte wie Grinzing, wo wahnsinnig viele Autobusse die Wohnbevölkerung belasten. Das könnte auch der Prater sein, das könnte Schönbrunn sein oder in der Innenstadt. Auch dort werden, wenn es aus wirtschaftlichen Gründen sinnvoll ist, Volksgaragen errichtet. 

So steht es im Abkommen drinnen. Nehmen Sie das jetzt bitte endlich zur Kenntnis! Denn wenn Sie immer wieder das Falsche sagen, werde ich in Hinkunft jedes Mal herauskommen und Ihnen jedes Mal dieses Abkommen vorlesen, damit Sie es endlich einmal zur Kenntnis  nehmen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende Renate Winklbauer: Als nächste Rednerin zu Wort gemeldet ist Frau GRin Lakatha. Ihre Redezeit beträgt 40 Minuten.

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Nach den vielen Berichtigungen, darf ich auch etwas sagen, vielleicht wird es nachher auch berichtigt.

Ich wollte nur sagen, Herr Kollege Maresch, Hietzing dürfte Ihnen nicht besonders am Herzen liegen. Es ist immerhin der Bezirk, der die meisten Grünflächen hat, und trotzdem wettern Sie immer dagegen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Was hat das mit der Garage zu tun?) Wir machen sehr, sehr viel, und das hat mit der Garage bei Gott sehr viel zu tun. Ich finde, Sie beziehungsweise die Grünen haben wenigstens die Konsequenz, dass sie sich prinzipiell gegen Garagenbau aussprechen. Nur dürften Sie von Hietzing vielleicht nicht viel Ahnung haben oder nur am Abend bei einer Bürgerversammlung gewesen sein, denn sonst wüssten Sie, wie es im Zentrum von Hietzing zugeht. 

Dann muss ich eines sagen: Sie sind zwar gegen Garagen, aber sehen nicht, wie die Mütter mit den kleinen Kindern im Kinderwagen spazieren gehen oder sie an der Hand führen, wobei die Abgase direkt von den Kindern eingeatmet werden, also der Dreck sofort in die Lunge gelangt. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das muss ich leider berichtigen!) Das macht Ihnen anscheinend nichts, Hauptsache wir haben keine Garage. 

Ich mache Ihnen aber einen Vorschlag, bevor Sie wieder berichtigen. Was ist, wenn wir das einmal gemeinsam machen? Sie stimmen sinnvollen Garagen zu – und das ist eine sinnvolle – und Hietzing wird sich weiter um den Ausbau von Radwegen bemühen, denn wir haben ja sehr, sehr oft das Prädikat als radfahrfreundlichster Bezirk bekommen. Also ich meine, wir können das ja gemeinsam machen. (GR Franz Ekkamp: Können wir das auch auf Döbling umlegen?) Machen wir das auch in Döbling. Wir können alles machen. (GR Godwin Schuster: Das hat nicht sehr überzeugend geklungen!)
Was mich an und für sich ein bisschen wundert, ist, dass die Freiheitlichen diesem Garagenprojekt nicht zustimmen wollen. Also ich finde, man kann ja für die Überplattung des Wienflusses sein – das ist auch kein neuer Vorschlag, das hat die ÖVP schon vor Jahren gefordert –, aber warum Sie gegen dieses Projekt sind, ist mir eigentlich unklar. Es wird 2005 bereits fertig, und sogar Ihre Bezirksräte werden zugeben müssen, dass es dort wirklich notwendig ist. Aber ich glaube, Sie waren sich auch gar nicht so im Klaren darüber, denn Sie haben im Gemeinderatsausschuss zugestimmt und erst im Stadtsenat dann wieder dagegen gestimmt. Also vielleicht können Sie Ihre Meinung doch noch einmal ändern, wenn Sie es anders überdenken.

Der Standort ist, bitte, optimal gewählt. Es waren elf Standorte zur Auswahl, und die besten zwei waren ursprünglich der Steinitzhof und die Franz-Boos-Gasse. Sie sagen jetzt, das ist nur für die Reichen und für Luxus. Warum auf einmal auch eine Volksgarage in Hietzing bezweifelt wird, will ich gar nicht fragen, denn sonst sind die Grünen immer für Gleichbehandlung, doch jetzt auf einmal sind Sie für den 13. oder den 19. Bezirk nicht für Gleichbehandlung. Es darf wohl im 10., 11. und 17. Bezirk sein, nur dort nicht. Also das ist etwas, was ich wirklich nicht einsehe. 

Es braucht keine zusätzliche Baustelle. Es ist ein vorhandener Bauplatz, dort werden drei kleine Wohnhäuser und ein Bürohaus errichtet. Also wenn man diese Volksgarage jetzt zusätzlich baut, braucht nichts aufgerissen zu werden, man braucht keine öffentliche Fläche, und vor allem gibt es – wie es ursprünglich geplant war unter dem Steinitzhof – auch keine Aufgrabungen unter einer großen Gemeindebauwohnungsanlage. Die Bewohner dort haben wirklich Angst gehabt, dass es da Probleme gibt. Wenn es so gekommen wäre, bin ich überzeugt, dass es auch von der Gemeindewohnanlage einen Aufzug hinunter in die Garage gegeben hätte. Das ist nicht nur in Luxusbauten so, sondern das ist einfach ein moderner Baustil, der der Bevölkerung zugute kommen soll. Also bitte hören Sie jetzt endlich mit diesem Durcheinander auf! 

Für diese 183 Plätze, die für die Volksgarage reserviert sind – die anderen sind Pflichtstellplätze –, wird auch ein neues Vermietsystem kommen. Es sind 10 Prozent für Kurzparkzonen gedacht, aber man hofft, dazu zu kommen, dass man auf Grund von Verschiebungen tagsüber, wenn die Dauerparkplätze nicht so stark verparkt sind, auch einen Teil der Plätze vermieten könnte. Das ist erst im Gespräch.

Auf der Oberfläche wird es durch die Ein- und Ausfahrt in der Auhofstraße bestimmt Verringerungen von Parkplätzen geben, aber das wird nicht sehr großartig sein, das wird minimal sein. 

Der Standplatz ist also ideal. Er ist genau im Zentrum von Hietzing. Bitte dort sind die Geschäfte, dort muss man etwas tun. Es geht aber in Hietzing jemand nur einkaufen, wenn er in der Nähe einen Parkplatz hat. Die ÖVP wird in Hietzing alles tun, damit die Infrastruktur erhalten oder erweitert wird, und wir werden alles tun, damit die Gewerbetreibenden auch ihren Standort dort behalten und nicht von irgendwelchen Großketten aufgefressen werden. Es ist notwendig, dass im Bezirk eingekauft wird. 

Ich glaube zwar nicht, dass ich Sie überreden kann, diesem Garagenprojekt zuzustimmen, aber denken Sie ein bisschen an die kleinen Kinder. Wenn nicht anders, denke ich à la longue hier an die GRin Pilz, die Ihnen das vom Gesundheitsstandpunkt her beibringen wird. 

Die Freiheitlichen könnten wirklich auch zustimmen, denn die von ihr vorgeschlagene Überplattung kann ohne weiteres einmal zustande kommen, wenn Parkplatznot ist. Wir werden mehr brauchen. Also es wäre schön, wenn Sie mit uns mittun würden. (GR Franz Ekkamp: Sie haben mitgestimmt im Bezirk!) Also wir werden ja sehen. Wir werden schauen, was da ist.

Die Hietzinger Bevölkerung braucht diese Parkplätze, und zwar braucht sie sie jetzt und nicht irgendwann einmal. Denken Sie übrigens an die Luftverpestung. Wenn die Leute immer herumfahren und einen Parkplatz suchen, ist weiterhin noch mehr schlechte Luft. Mit einer Garage brauchen die Leute nicht so viel herumzufahren.

Es ist selbstverständlich, dass wir im Sinne der Hietzinger Bevölkerung diesem Aktenstück zustimmen werden. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Maresch gemeldet. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Lakatha!

Ich meine, jetzt muss ich mich wirklich zurückhalten. Ich möchte ganz höflich argumentieren und nicht sagen, Sie haben keine Ahnung. Das Problem ist das: Bei Garagenuntersuchungen geht man bei der Überparkung davon aus, dass man nicht den Tag nimmt, sondern immer auf die Nacht schaut. Normalerweise geht der Herr Theuermann in den Landen herum und sagt, wir brauchen eine Volksgarage, wenn es um 20 Uhr eine Überparkung gibt. Sie behaupten, das ist am Tag. Das stimmt so nicht.

Zweitens waren Sie nicht bei dieser Bürgerversammlung, wo die BürgerInnen und der Bezirksvorsteher und der Herr Theuermann den Leuten erklärt haben, was da Sache ist. 

Nächste Geschichte: Sie sagen, wir behandeln den 13. und den 19. Bezirk ungleich, weil wir nur dort gegen Volksgaragen sind. Das ist ein Irrtum. Wir sind gegen die Finanzkonstruktion der Volksgaragen, aber nicht gegen Garagen grundsätzlich. 

Und zu sagen, es gibt eine gesunde Garage, und die armen Kinder atmen jetzt schlechte Luft, ist völlig irrwitzig, weil untersucht worden ist, wie viel mehr Verkehr diese Garagenein- und ‑ausfahrt bringt. Das sind plus 2 Prozent bezogen auf den Verkehr dort insgesamt. Wenn Sie jetzt sagen, es bringt weniger Verkehr, dann stimmen leider Gottes Algebra und Mathematik nicht mehr. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Madejski. Ich erteile es ihm.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Grundsätzlich haben wir immer dem Garagenkonzept und der Vereinbarung der letzten regierenden Koalition zugestimmt, weil wir der Meinung sind, dass Volksgaragen, Garagen und Autoabstellplätze unter der Erde sinnvoll sind, wenn ich mir die Auto- und die Stellplatzrealität in Wien anschaue. Daher ist es bisher immer Usus gewesen, bei allen Volksgaragen mitzustimmen, weil es auch bezüglich Standort bisher unsererseits, von den Bezirken und von den Bürgern relativ wenig Einwände gegeben hat. 

Kurz zum Kollegen Maresch. Ich möchte mich da nicht einmischen, wer mehr von welchem Bezirk versteht, nur hat er da einige Aussagen getroffen, die ich nicht so im Raum stehen lassen kann. Er hat gemeint, wenn ich es richtig verstanden habe, man baut die Volksgaragen dort, wo die Reichen sind. Das heißt, für ihn sind alle Leute, die ein Auto haben, die Reichen. Herr Kollege Maresch, das ist doch unerheblich dafür, ob ich eine Garage baue, entscheidend ist, wo der Platzbedarf ist. Ob dort Genossenschaftswohnungen, Mietwohnungen, Gemeindewohnungen, Reihenhäuser stehen oder Sonstiges, ist vollkommen irrelevant, entscheidend für den Standort einer Garage ist, ob Bedarf besteht oder nicht. Daher glaube ich nicht, dass es gescheit war, dass Sie gesagt haben, die Reichen kriegen die Garagen und die anderen nicht.

Das Zweite ist, dass Sie gesagt haben, die Pendler werden dort einfallen. Also die Pendler sind im Süden von Wien, auf meinem Parkplatz, also nicht direkt auf meinem, sondern bei Alt Erlaa und bei anderen Bauten, wo extra Abstellplätze sind. (Zwischenruf des GR Mag Rüdiger Maresch.) Sie können herauskommen und dann wieder was reden, wenn Sie wollen, denn man hört Sie leider nicht. Ich würde eh gerne diskutieren, aber man hört Sie leider nicht. Dort fahren die Pendler aus Baden und Mödling schon um 6 Uhr in der Früh im Kreis, und die Anrainer, die das dort mitfinanziert haben, haben überhaupt keinen Parkplatz. Das ist aber eine ganz andere Geschichte und hat mit dem nichts zu tun.

Und wenn Sie sagen, dass Garagen sehr oft unter Parkanlagen gebaut werden und dass die Grünen das nicht wollen, darf ich Ihnen schon sagen, dass sehr viele Parkanlagen in Wien zwar jedes Jahr neu von der MA 42 wunderbar gepflegt werden, aber wenn man sich die anschaut, sind sie im Großen und Ganzen relativ alt, haben relativ alte Bestände und sind sehr oft devastiert. Durch dieses Gesetz, durch die Subventionierung und durch die Verpflichtung des Betreibers der Garage, die Oberfläche wieder herzustellen, ergibt sich die Chance, in vielen Bezirken neue, schönere, bessere Parkanlagen neu zu gestalten, vor allem auch für Kinder und ältere Menschen, ohne dass das auf Kosten der Stadt Wien geht. – Das nur einmal zum Eingang. 

Dass wir hier bei diesem Projekt das erste Mal gegen eine Volksgarage stimmen, hat schon seine Gründe, meine sehr geehrten Damen und Herren, denn hier ist einiges schon sehr eigenartig abgelaufen. Das ist die ganze Geschichte mit der Flächenwidmung. Wie ist es hier gelaufen? Es hat ja ganz andere Standorte gegeben. Außerdem ist der Standort unserer Meinung nicht optimal, auch nicht für Hietzing. Da kann ich mich der Vorrednerin der ÖVP nicht anschließen. 

Kurz zurück in der Geschichte: Es gab Standortstudien für Garagen in Hietzing mit einigen möglichen Standorten. Der Standort Auhofstraße 6–8 ist überhaupt nie in diesen Konzepten vorgekommen. Es gab seitens von uns und auch seitens vieler Bürger die Variante einer Überplattung beziehungsweise einer eingeschoßigen Garage für zirka 120 bis 140 Stellplätze, und diese Möglichkeit in Richtung Wienfluss Hietzinger Kai 1–3 bis Steinitzhof und U-Bahn wäre sehr optimal gewesen. Erstens einmal hätte man den jederzeit, wenn Geld vorhanden und Bedarf gewesen wäre, beim Wienfluss und der U-Bahn erweitern können, und es wäre auch der Individualverkehr und der Verkehr innerhalb von Hietzing abgelenkt worden, wenn man dort die Garage oder die Abstellplätze gemacht hätte.

Interessanterweise hat unser Herr Bezirksvorsteher aus Hietzing ganz plötzlich aus der Schublade dieses Projekt Auhofstraße 8 herausgezogen. Wenn man sich das genau anschaut und verfolgt, wem der Grund gehört hat, wer ihn dann gekauft hat und wer der Nutznießer ist, kann man hier, das würde ich wirklich sagen, sehr wohl von Gegengeschäften reden, denn gekauft wurde im Großen und Ganzen Grünland, bepflanzt mit Bäumen. Dann hat man aber innerhalb kürzester Zeit, weil man dem Käufer indirekt oder direkt wahrscheinlich schon vorher Baurechte eingeräumt hat, gesagt, er darf dort bauen. Dann hat er gesagt, ich baue eine Volksgarage, wenn ich noch mehr bauen darf. Dann ist in der weiteren Folge im Jahr 2003 – ist egal, den genauen Termin weiß ich jetzt nicht, irgendwann im April 2003, am 23. April 2003 – eine weitere Flächenwidmung erfolgt. Da hat man nämlich – und das ist ein starkes Stück – diese restlichen Grünflächen im Großen und Ganzen auch zum Verbauen freigegeben, und das ist ein Batzen Geschäft für den, der jetzt dort die Wohnhäuser beziehungsweise ein Bürohaus errichtet und à la longue die Volksgarage.

Meine Damen und Herren! Dieser Standort ist für das Verkehrsaufkommen in Hietzing nicht günstig. Wenn man sich ein bisserl auskennt – ich bin kein Profi in Hietzing, weil ich nicht sehr oft dort bin, aber hie und da fahre ich doch nach Hietzing, um gewisse Sachen dort zu tun, und gerade diese Gegend um den Dommayer herum, Dommayergasse, Braunschweiggasse, kenne ich relativ gut –, dann weiß man, dieser Standort wird einen wesentlich größeren Individual- und Lieferverkehr oder sonstigen Verkehr heraufbeschwören. 

Eines darf man in Zukunft nicht vergessen bei Volksgaragen: Mit dem Masterplan haben wir beschlossen – oder auch nicht beschlossen, aber es steht drinnen und das ist es auch, worauf sich die GRÜNEN immer wieder berufen –, dass wenn man eine Volksgarage baut – und das trifft ja hier zu und auch in Meidling gab es schon einen Antrag der SPÖ und übrigens auch der GRÜNEN –, auf der Oberfläche ein gewisser Prozentanteil an Stellplätzen verschwinden muss und anders gestaltet werden muss. Das heißt, wenn ich eine Volksgarage habe und in einem Umkreis von zirka 500 Metern ein gewisser Prozentanteil anders gestaltet werden muss, entfallen Stellplätze. Das heißt, ich muss mir in Zukunft bei der Standortfrage sehr wohl schon überlegen: Ist der Nutzen dieser Volksgarage, wenn ich mir die Oberfläche anschaue – weil ich dort ja Stellplätze vernichte –, so groß, dass es überhaupt noch Sinn macht, diese Volksgarage, die im Großen und Ganzen zwischen 120 und 180 geförderte Stellplätze hat, überhaupt hinzubauen? 

Das heißt, es werden in der Auhofstraße in der ersten Phase sehr wohl aus Schrägparkplätzen Längsparkplätze gemacht, und ich sage Ihnen jetzt schon, ich prophezeie Ihnen, in einer weiteren zweiten Phase werden die Anträge der GRÜNEN im Bezirk Hietzing kommen – da lasse ich mir hineinstechen, das ist überhaupt keine Frage, ich weiß, dass der Maresch das schon für alle anderen Bezirksräte vorgeschrieben hat –, dass natürlich jetzt, wenn die Volksgarage kommt, die Stellplätze im umliegenden Bereich in der Auhofstraße geschliffen werden, sogar die Längsparkplätze. Es wird in Hietzing nicht ganz so sein wie in Meidling, weil dort die Mehrheit der SPÖ mit den GRÜNEN nicht gegeben ist. Es wird vielleicht der Herr Bezirksvorsteher nicht ganz diesen Intentionen nachkommen, aber es wird schon passieren, dort werden Stellplätze wegkommen.

Meine Damen und Herren! Das ist der Grund, warum wir diesem Aktenstück beziehungsweise auch dieser Ausschreibung der Vergabe nicht zustimmen, weil der Standort unserer Meinung nach in diesem einen Fall wirklich falsch ist. Er ist für Hietzing nicht zukunftsträchtig, er ist nicht ausbaubar, es waren Gegengeschäfte mit wem und für wen auch immer. In Wirklichkeit werden an der Oberfläche diejenigen, die sich die Garage dort nicht leisten können, auch keinen Stellplatz mehr finden. Daher sind wir gegen diesen Standort und gegen diese Kreditvergabe. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Schieder.

GR Mag Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren!

Zur Auhofstraße 8, dem Standort für die Volksgarage, gibt es, glaube ich, obwohl es heute eigentlich gar nicht um den Standort geht, doch ein paar Dinge ins richtige Lot zu rücken. Luxusparkplätze war ein Vorwurf. Ich glaube, jeder, der das Gebiet nur annähernd kennt, jeder, der zumindest einmal im Dommayer war, weiß, was sich dort in diesem Gebiet abspielt, weil nämlich in Wahrheit ab acht Uhr am Abend oder ab halb acht am Abend, sagen wir einmal, das Gebiet dermaßen zugeparkt ist, und zwar nicht nur von Bewohnerinnen und den Bewohnern, sondern vor allem auch von den Besuchern des Kaffeehauses Dommayer und den Besuchern des Plachutta‑Wirtshauses Hietzinger Bräu, gehobene Gastronomie, wo ich eher den Eindruck habe, dass es jetzt Luxus ist, einen Parkplatz zu finden, weil nämlich die, die in die teureren, gehobenen Lokale in Hietzing gehen, den Anrainern die Parkplätze wegnehmen. So gesehen, glaube ich, wird sich jeder der Bewohner, der einfachen Leute dort über die 72,67 EUR freuen, für die er dann einen Parkplatz kriegt, den ihm nicht die Luxusrestaurantbesucher wegnehmen.

Zweitens ist es genau in einem Wohngebiet. Von der Wohnstruktur her darf man bei Hietzing nicht den Reflex haben und sagen: Hietzing – das kann nur Luxus sein, das ist ein Luxusgebiet. Das ist so wie in Döbling, dort wohnen auch nicht nur die Reichen, sondern es gibt auch Wohngebiete, wo andere Leute wohnen, und in Hietzing ist es auch so. Die Auswahl Auhofstraße 8 betrifft genau so ein Gebiet. Das ist bei einem Gemeindebau, sodass es dort eben auch den Bürgerinnen und Bürgern zugute kommt, die jetzt schon massiv darunter leiden, dass es in diesem Gebiet keine Parkplätze gibt. 

Des Weiteren ist auch zu beachten, dass es gerade wegen der verkehrsmäßigen Organisation Hietzings in der Auhofstraße zu einem massiven Suchverkehr kommt, weil die Auhofstraße Einbahn hinaus ist und die Wientalstraße dann wieder Einbahn hinein ist. Wenn man da einen Parkplatz sucht und nicht findet, muss man ewig hinaus- und dann wieder hineinfahren, um noch einmal zu kreisen. Das heißt, es ist überproportionaler Suchverkehr, der dort auch verursacht wird, der mit der Garage auch gelöst wird. (GR Mag Rüdiger Maresch: Für zwei Wochen!)

Weiters möchte ich anmerken, dass das Gebiet generell auch eine Lösung für den Besucherverkehr von Schönbrunn und Hietzinger Hauptplatz braucht. Hier gab es auch von den Hietzinger Genossen immer wieder Vorschläge in der Bezirksvertretung, wie das zu lösen ist. Das wurde leider bis jetzt immer wieder von der Frau Lakatha, ihrer Fraktion und dem Vorsteher nicht gutgeheißen. Ich würde mich freuen, wenn es hier auch einmal zu einer kleinen Weiterentwicklung käme. Vorschläge gab es zum Beispiel für die Lichte Allee oder auch Am Platz, nämlich nicht als Anrainergarage – das ist genau der Unterschied –, sondern als Besuchergarage für Hietzing, für den Tiergarten Schönbrunn und die Schlossanlage. (GR Mag Rüdiger Maresch: Die sollen mit der U-Bahn fahren! Es gibt dort zwei U‑Bahn-Stationen!) Es gibt dort eine reale stellplatzmäßige Belastung. 

Des Weiteren möchte ich schon auch betonen, warum ich das Projekt im Speziellen auch unterstütze. Es führt dort zu einer Aufwertung der Wohnfeldqualität, und es wird ein Impuls zur Erneuerung gesetzt. Auch hier bitte ich einmal zu bedenken, dass nicht alles in Hietzing immer schön und nobel ist, sondern dass es selbst dort eben ein Gebiet gibt, das es gut gebrauchen kann, dass man es aufwertet und ein bisschen auch die Wohnqualität in diesem Bereich verbessert.

Wir investieren da 4 Millionen EUR als zinsensfreies Darlehen auf die nächsten 40 Jahre, die aus der zweckgebundenen Parkometerabgabe verwendet werden, schaffen 227 Stellplätze, wovon 183 gefördert sind, die dann 72,67 EUR kosten. Jeder, der ein bisschen dort verankert ist und mit den Leuten vor Ort redet, weiß, dass sie froh sind, dass sie einen garantierten Parkplatz zu so einem günstigen Preis bekommen können, weil die jetzige Situation jedenfalls so ist, dass man dort lange sucht, um oft dann erst recht keinen Parkplatz zu finden, zumindest keinen legalen; an irgendeiner Ecke, zwischen irgendwelchen Bäumen windschief schnell hingestellt, vielleicht gerade noch. Auch das würde höchstwahrscheinlich eine massive Verbesserung für das Gebiet bringen.

Ich möchte mich aber kurz auch noch mit der Aussage des Kollegen Maresch auseinandersetzen, "wir sind gegen Garagen grundsätzlich", wie der Kollege Maresch heute hier gesagt hat. Genau das ist meiner Meinung nach der komplett falsche Ansatz, denn man kann nicht erwarten, dass die Leute, wenn sie auf Umweltverbundverkehrsmittel umsteigen, mit der U-Bahn fahren, mit dem Autobus fahren, mit der Straßenbahn fahren, zu Fuß gehen oder Rad fahren, nicht trotzdem manchmal ein Auto brauchen, sei es fürs Wochenende, sei es für Transport oder für die kalte Jahreszeit, in der man nicht gerne Rad fährt. Da muss man auch die Möglichkeit schaffen, dass die Leute ihre Autos abstellen können und auch wo parken können. 

Ich halte es für eine wirklich falsche, eine grundsätzlich falsche Ansicht der GRÜNEN, dass man grundsätzlich gegen Garagen ist. Ich halte es auch für wirklich zynisch gegenüber all jenen, die auf ein Auto angewiesen sind, als Arbeitsmittel, als Fortbewegungsmittel zum Arbeitsplatz, für die der Einsatz ihrer Arbeitskraft auch davon abhängt, ob sie überhaupt den Arbeitsplatz erreichen können mit dem Auto. Wenn man das sagt, Garagen grundsätzlich nicht, Autos sind auch schlecht, denn man soll sie nirgends hinstellen, dann ist das wirklich falsch. Es ist auch falsch gegenüber jenen Anrainerinnen und Anrainern, die kein Auto haben und denen Sie sagen: Wir sind gegen Garagen, die Autos sollen auf der Oberfläche stehen, da habt ihr halt Pech. Die Einzigen, die sich freuen, sind die Hunde, die genug Reifen haben für ihre Notdurft.

In diesem Sinne halte ich diese Garage und auch alle anderen Volksgaragen‑Projekte für sinnvoll im Sinne der Bürgerinnen und Bürger und auch im Sinne einer gedeihlichen Verkehrsentwicklung, denn nur Garagen machen es auch möglich, dass man den Leuten sagt: Wenn dein Auto irgendwo gut untergebracht ist, aber nicht bei deinem Wohnort, dann kannst du in der Früh, wenn du in die Arbeit fährst und eine gute Verbindung hast, auch in die U-Bahn einsteigen und in die Arbeit fahren und wieder heimfahren und das Auto nur dann nehmen, wenn du es brauchst. Wenn ich am Abend komme, das Auto illegal am Eck abstelle, dann fahre ich am nächsten Tag in der Früh auf jeden Fall wieder mit dem Auto in die Firma und nicht mit der U‑Bahn, weil ich das Auto sowieso umstellen muss. Daher ist jede Volksgarage auch eine Maßnahme zur Sicherung des Umweltverbundes und des hohen Anteils des öffentlichen Verkehrs in Wien. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GRin Renate Winklbauer: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Maresch zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Also wenn man etwas unbedingt missverstehen will, dann gelingt es dem Herrn Schieder. Ich habe gesagt, wir sind grundsätzlich gegen die Volksgaragen, aber nicht gegen die Garagen. – Erstens. 

Zweitens möchte ich dich da einmal fragen, Andreas: Ist es wirklich so, dass man mit dem Auto nach Schönbrunn fährt, obwohl es dort zwei U-Bahn-Stationen gibt, eine in Schönbrunn und eine Hietzing? Und deswegen braucht man dort eine Garage? Also ich glaube, da hast du euer Verkehrskonzept nicht wirklich gelesen. 

Punkt drei: Es ist so – noch einmal –, dass wir grundsätzlich gegen die Finanzkonstruktion der Volksgaragen sind. (GR Christian Oxonitsch: Das war der Grund?) Ja, ja, gegen die Finanzkonstruktion der Volksgarage. Für den Herrn Klubobmann noch einmal: Garagen unter bestimmten Bedingungen ja, aber nein zur Finanzkonstruktion der Volksgaragen, denn unser alter Slogan gilt noch immer: Volksschulen statt Volksgaragen und nicht Geld vergraben! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Ich sehe, dass das gegen die Stimmen von Grünen und FPÖ beschlossen wurde.

Es gelangt nunmehr Postnummer 39 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den 1. periodischen Bericht aus 2004. 

Es liegt keine Wortmeldung vor. Ich komme gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Post 39 zustimmen wollen, die Hand zu heben. – Das ist gegen die Stimmen der Grünen beschlossen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 42 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die vierte Gemeinderats-Subventionsliste 2004. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Friedrich Strobl, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Danke. – Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Maresch. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Ganz kurz, nämlich nur zu der Landwirtschaftskammer-Subvention. Wie glauben nach wie vor, dass die Landwirtschaftskammer Wien ein Problem hat. Erstens gelingt es der Landwirtschaftskammer Wien nicht, vernünftig zu erklären, warum jedes Jahr 4 Prozent der Betriebe Schluss machen in Wien. Also wenn das so stimmt, wie es im Landwirtschaftskammerbericht steht, dann hat sie ein ziemliches Problem. Das kann man sich auch mathematisch ausrechnen, wann es dann irgendwann einmal überhaupt keine Bauern mehr gibt, wenn jedes Jahr 4 Prozent weniger werden. Das nennt man, glaube ich, irgendwie sozusagen gegen null gehend dann irgendwann einmal. – Das ist der erste Punkt. 

Zweiter Punkt: Es gelingt der Landwirtschaftskammer Wien nicht, Wien vom letzten Platz der Zahl der Biobetriebe in Österreich wegzubringen. Es wäre aber an der Zeit, da intensiver das Geld an der richtigen Stelle zu investieren. (GR Gerhard Pfeiffer: Sind Sie für Kolchosenwirtschaft in Wien?) Ja, genau.

Drittens: Es gelingt der Landwirtschaftskammer Wien nicht, die Landwirtschaft in Wien, auch die ganz konventionelle, mehr zu ökologisieren.

Vierter Punkt – dazu passt auch unser Antrag: Das Problem der Gentechnik ist an der Landwirtschaftskammer Wien bisher relativ stark vorbeigegangen. Wenn man sich den Bericht der Landwirtschaftskammer anschaut, den wir hier im Hause schon diskutiert haben, dann kommt das Thema Gentechnik oder wie wir in Wien damit umgehen können, eigentlich nicht wirklich vor. Ich würde mir wünschen, dass die Landwirtschaftskammer da mehr initiativ wird und mehr Initiativen setzt, dann werden wir im nächsten Jahr dieser Subvention ziemlich sicher zustimmen. 

Jetzt zu unserem Beschlussantrag betreffend den Schutz der Produktion gentechnikfreier Lebensmittel. Ich möchte aus Zeitgründen die Verlesung unterlassen und den Antrag einfach übergeben. – Damit vielen Dank und viel Spaß noch heute.

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Parzer.

GR Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Grüß Gott, Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Wir beschließen heute die Subvention der Wiener Landwirtschaftskammer. Wir wissen, dass dieses Geld hoffentlich – das sagen wir alle – gut angelegt ist, denn die Wiener Landwirtschaft hat von jeher schon Voraussetzungen dafür geschaffen, dass die Förderungen für die Wiener Bauern rasch und unbürokratisch ausbezahlt werden. Es ist uns klar, dass dieses Service der Landwirtschaft angesichts der Ostöffnung in den nächsten Jahren sehr wichtig sein wird und außerdem daraus der Landwirtschaft in den anderen Teilen Österreichs ein verstärkter Wettbewerb erwachsen wird. Daher brauchen Wiens Bauern eine starke Landwirtschaftskammer. 

Wir haben vor einiger Zeit Gelegenheit gehabt, den von der Landwirtschaftskammer verfassten Agrarbericht für Wien zu debattieren, und nicht zuletzt durch die darin enthaltenen Zahlenaufstellungen ist uns klargeworden, welche Rolle die Wiener Landwirtschaft eigentlich spielt. 

Ein paar Zahlen darf ich Ihnen kurz in Erinnerung rufen: Die Endproduktion der Wiener Betriebe erreichte im Jahr 2000 einen Wert von 78 Millionen EUR. Der Bericht errechnet weiters, dass die Wiener Landwirtschaftsbetriebe fünfmal so produktiv sind wie der österreichische Durchschnittsbetrieb, meine Herrschaften. 

Die Erfolgsstory der Landwirtschaft hat auch noch einen anderen Aspekt. Die Wiener Landwirtschaft ist nicht nur produktiv, sondern ist auch in zunehmender Weise ökologisch orientiert. Laut Landwirtschaftskammerbericht nimmt eine zunehmende Anzahl von Betrieben am österreichischen Umweltprogramm, dem so genannten ÖPUL, teil. Besonders die Garten- und Weinbaubetriebe setzen zunehmend auf diese integrierte Produktion. Im Bereich Ackerbau nehmen 89 Prozent der Betriebe an dem Maßnahmenprogramm teil. Zudem sind die biologischen Landbauflächen – zum Herrn Maresch gesagt – im Jahr 2002 auf 600 Hektar, das sind 16 Prozent der Wiener Ackerflächen, gesteigert worden. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das ist aber nicht Gemeinde Wien! Auf die MA 49 entfällt genau ein Betrieb!) Aber das sind 16 Prozent, Junge. Es ist nicht immer alles gegen Bio. Ich weiß schon, Rüdiger, wir reden im Ausschuss darüber. Danke. 

Erstaunlich auch die Tatsche, dass Wien mehr Gemüse als das Burgenland produziert und damit die direkte Versorgung der Bundeshauptstadt zum größten Teil bestreiten kann. (GR Mag Rüdiger Maresch: Aber nicht die MA 49!) Ist gut. MA 69. (GR Mag Rüdiger Maresch: Genau! Sag das!) 

Diese Unterstützung darf sich nicht auf Lippenbekenntnisse beschränken und auf gelegentliche Subventionszusagen, die Landwirtschaft muss einen fixen Platz im stadtplanerischen Gefüge dieser Stadt haben, und dieser Platz muss ihr auch zugeordnet werden. 

Flächenwidmung: Aushungerung der Landwirtschaft haben wir das genannt, denn, meine Damen und Herren, was da an Flächenwidmungen in Floridsdorf und Donaustadt zu Lasten der Landwirtschaft beschlossen wurde, ist fast so ein bisschen eine Enteignung. Wir haben ja vor einiger Zeit die Folgen der Nutzungsbeschränkung für die bestehenden landwirtschaftlichen Flächen ausführlichst besprochen. An unserer Meinung dazu hat sich wirklich nichts geändert. Unsere Warnrufe und unsere Empörung über diese Vorgangsweise wird durch den Bericht nur noch untermauert. Mit den kritisieren Flächenwidmungen hat die Stadtregierung unserer Ansicht nach für die Wiener Landwirtschaft nichts sehr Gutes getan, denn nach außen hin streicheln Sie die Landwirtschaft, in Wirklichkeit hat man sie aber hier ziemlich stark benachteiligt. Das war aber weder im Sinne des Wirtschaftsstandortes Wien noch im Sinne der Ökologie beziehungsweise im Sinne unserer Bürger. 

Ein kurzes Wort noch zur Müllverbrennungsanlage. Es ist klar, dass die Müllverbrennungsanlage bei der Landwirtschaft immer wieder Diskussionen aufwirft, und es ist sicher auch nicht unbedingt das Beste für den Standort, wenn er unmittelbar in der Nähe von einer Müllverbrennungsanlage angesiedelt ist. Das ist natürlich aus Sicht der Gärtner dort nicht unbedingt ideal. Auch wenn die Grenzwerte auf Grund des hohen technologischen Standards wirklich eingehalten werden, ist im Falle eines Unfalls – und das wollen wir uns alle nicht wünschen – ein Gärtnereibetrieb nahe der EBS sicherlich kein Renommee für das Wiener Gemüse, für den Wiener Gemüseanbau. 

Aber abgesehen davon ist die Haltung ein Beweis, und da soll die Stadtregierung, wenn sie der Landwirtschaft schon helfen will, den betroffenen Gärtnern wenigstens vielleicht Ersatzgründe anbieten. Da denke ich vor allem an unsere Ersatzgrundstücke in der Donaustadt, die ja gegeben sind. Es gibt im Bereich des Schafflerhofes, worüber wir immer wieder gesprochen haben, noch genug Gründe, die zur Verfügung stehen würden. Man müsste sie nur dem Bund abkaufen. Das wäre auch eine Möglichkeit. Ich denke an Käufe, die schon von der Stadt Wien getätigt wurden, wo wir vehement dagegen waren, etwa das Waagner-Biró-Gelände. Vielleicht hätten wir da die Landwirtschaft ein bisschen mehr ins Auge fassen können und dort diese Gründe anschaffen. Das wäre vielleicht eine bessere Investition gewesen als das, was wir dort getätigt haben. 

Es wäre auch für viele junge Menschen, die noch den Beruf eines Gärtners oder eines Landwirtes anstreben, eine Chance gewesen, diesen Erwerbszweig noch mehr anzustreben. Das würde der Landwirtschaft Wien nachhaltig Sicherheit geben und darüber hinaus noch mehr Arbeitsplätze sichern und die Versorgungssicherheit Wiens damit noch mehr garantieren. 

Auch in diesem Sinne wollen wir unsere Zustimmung zu der heute zu beschließenden Subvention verstehen. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Zimmermann. Ich erteile es ihm. 

GR Paul Zimmermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Zunächst ein paar Worte zu der Subvention, die heute zu beschließen ist. Ich verstehe schon den Kollegen Maresch und die grüne Fraktion, wenn sie gegen diese Subvention stimmt. Ich würde mir auch wünschen, dass wir mehr biologische Betriebe in Wien hätten, und ich würde mir auch wünschen, dass öffentliche Körperschaften das Recht hätten, Subventionen vom Bund einzufordern. Das ist leider nicht der Fall. Ich habe auch von dieser Stelle aus schon einmal betont und gebeten, dass man sich bei den nächsten Budgetverhandlungen genau zu überlegen hat, was geschieht, wenn 2006 der ÖPUL ausfallen wird, dass man dann in neuen Verhandlungen dafür eintreten sollte, dass auch die öffentlichen Körperschaften Subventionen für den biologischen Landbau bekommen. 

Das würde ich mir sehr wünschen, daher verstehe ich schon diese Haltung. Nur andererseits wieder, wenn wir heute nicht beschließen würden, wäre das bestimmt noch viel schlechter für die Landwirtschaft in Wien, und das kann auch nicht unser Wollen sein. 

Dazu, dass die Zahl der Landwirtschaftsbetriebe in Wien pro Jahr um 4 Prozent schrumpft, ist zu sagen, dass das nur scheinbar so ist. In Wirklichkeit ist es so, dass diese Betriebe vor allem von anderen größeren aufgekauft werden. Auch das ist nicht das, was wir Sozialdemokraten uns vorstellen, wenn kleinere Betriebe immer weniger werden und von den großen geschluckt werden. Also da muss man zweifelsohne Acht geben. 

Noch ein Wort zum Kollegen Parzer. Du, lieber Robert, hast die 600 Hektar erwähnt. Ich würde dich aber ersuchen, auch zur Kenntnis zu nehmen, dass rund 80 Prozent dieser 600 Hektar von der Stadt Wien biologisch betreut und bearbeitet werden. Daher besteht schon ein Nachholbedarf seitens der Landwirtschaftskammer, und du weißt ganz genau, dass auch die Landwirtschaftskammer das weiß. 

Ich verstehe dich, dass du das so sagst, man darf aber trotzdem immer wieder die Landwirtschaftskammer ersuchen und darauf aufmerksam machen, dass hier noch mehr getan werden muss in diesem Bereich und dass nicht alles von der Stadt Wien gemacht werden kann. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Meine heutige Wortmeldung möchte ich auch dazu verwenden, mich von Ihnen zu verabschieden. Fast 17 Jahre war ich in der Kommunalpolitik, zunächst als Bezirksrat, dann als Bezirksvorsteher-Stellvertreter und in der Folge als Gemeinderat des 15. Bezirkes. Ein Mandat ist, wie der Bürgermeister immer zu sagen pflegt, enden wollend und nicht unendlich. Das hat man zur Kenntnis zu nehmen. 

Besondere Freude hatte ich damit, dass ich viele wesentliche Entscheidungen dieses Hauses mittragen durfte. Ein paar Blitzlichter dazu: Die politische Aufwertung der Bezirke durch die Dezentralisierung, der Nationalpark Donau-Auen – ich durfte auch hier dazu reden –, das Landwirtschaftsgesetz – somit hat auch Wien ein derartiges Gesetz –, das Klimaschutzprogramm, ein wesentlicher Faktor dieser Stadt, wo alles getan wird, dass das hier beschlossene Programm auch tatsächlich umgesetzt wird, und die Unterschutzstellung des Wiener Wassers, ein sehr wesentlicher Faktor. Wie Sie alle wissen, hängt mein Herz daran, vor allem, was das Wasser betrifft und alles, was damit zusammenhängt. Land- und Forstwirtschaft ist sicherlich eines meiner Gebiete gewesen, die ich sehr gerne betreut habe. 

Politik, meine sehr verehrten Damen und Herren – das werden Sie ja alle auch wissen –, ist auch Verzicht im privaten Bereich, vor allem natürlich in der Familie. Trotzdem – und das möchte ich Ihnen noch sagen – möchte ich keinen Augenblick missen, den ich in der Politik verbracht habe. Es war einfach – lassen Sie es mich so formulieren – wunderbar, mit Ihnen für die Stadt Wien und damit für die Menschen, die hier wohnen, zu arbeiten. Auch wenn manchmal Gegensätze aufeinander geprallt sind, so war es nie persönlich gemeint. Wesentlich war immer, der Stadt und den Menschen zu dienen. 

Mein Dank gilt allen denen, die mich auf diesem Weg begleitet haben, speziell meiner Fraktion, den Wählerinnen und Wählern meines Bezirkes. In der Politik, insbesondere in der Kommunalpolitik, wird man nicht nur an dem gemessen, was man tut, sondern auch an dem, was man nicht tut. Inwieweit meine Arbeit als Gemeinderat entsprochen hat, werden andere zu beurteilen haben. Ich kann Ihnen jedenfalls versichern, dass ich mit viel Freude, Kraft und Leidenschaft meiner Arbeit in diesem Haus begegnet bin. 

Der Philosoph Lao-Tse hat das so ausgedrückt: "Was du auch tust, tu es gut und bedenke die Folgen." – In diesem Sinn, meine sehr verehrten Damen und Herren, wünsche ich Ihnen für Ihre kommenden Aufgaben alles Gute. Ein herzliches Glück auf! (Langanhaltender allgemeiner Beifall. – GR Paul Zimmermann dankt mit Verbeugungen für den Applaus.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Ich danke dem Herrn GR Zimmermann für seine Wortmeldung, die die letzte in diesem Hause war. Es wird ihm ja noch aus berufenerem Munde gedankt werden, aber eines kann man heute schon sagen: Er hat unsere Debatten hier in diesem Hause immer bereichert. 

Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen nun zur Abstimmung, die wir getrennt vornehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die der Subvention für die Wiener Landwirtschaftskammer zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ohne die Grünen so angenommen.

Ich bringe nun den Rest der Subventionsliste zur Abstimmung. Wer dieser zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so vollzogen.

Es liegt ein Beschluss- und Resolutionsantrag der Grünen vor betreffend den Schutz der Produktion gentechnikfreier Lebensmittel. In formeller Hinsicht ist die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Umwelt beantragt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dieser Zuweisung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ohne die Stimmen der ÖVP so zugewiesen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 5 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Wiener Kulturservice. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Klicka, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich ersuche Sie um Zustimmung zu dem vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ringler. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Das Thema Donauinselfest ist ein alljährlich wiederkehrendes, und eigentlich hatte ich mir dieses Jahr vorgenommen, die Rede, die ich jedes Jahr halte, nicht noch einmal zu halten, denn Sie alle wissen bereits, was unsere Kritik am Donauinselfest ist. Aber als ich gestern durch die Stadt spaziert bin und über einige Plakatständer gestolpert bin, sehr geehrte Damen und Herren, da ist der Zorn in mir hochgewallt. Denn das, was dieses Jahr mit der Subvention an das Wiener Kulturservice passiert, sehr geehrte Damen und Herren, ist nicht mehr nur die Finanzierung eines Parteifestes, die wir immer kritisiert haben, sondern dieses Mal ist es offene Finanzierung des FSG-Wahlkampfes. (GRin Dr Elisabeth Vitouch: Waaas?)

All jenen, die die Plakate noch nicht gesehen haben, empfehle ich, Ihre eigenen Plakate einmal genauer anzuschauen, sehr geehrte Damen und Herren. Auf den Plakatständern, auf denen auf der einen Seite Ihr Spitzenkandidat Tumpel zu sehen ist, ist auf der anderen Seite das Plakat für die Maikundgebung und das Maifest. (GR Heinz Hufnagl: Wollen Sie noch mehr Ständer haben, dass wir es getrennt plakatieren?)
Und abgesehen davon, sehr geehrte Damen und Herren, ist bei dem Maifest, das wir angeblich heute als Kultursubvention beschließen, ein riesengroßes Logo der FSG mit einem eindeutigen Wahlaufruf zu finden. (GR Godwin Schuster: Die sponsern auch das Fest!) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Die Art und Weise, wie Sie auf schamloseste Weise Kultursubventionen für Wahlkampf missbrauchen, erinnert mich an Kärnten, und ich glaube nicht, sehr geehrte Damen und Herren von der Wiener SPÖ, dass Sie gerne an Kärnten erinnert werden. Und glauben Sie mir: Die Kulturschaffenden in dieser Stadt finden diese Vorgangsweise auch nicht gut. Und wenn Sie glauben, dass Sie damit tatsächlich Kultursubventionen auf diese Weise ausgeben können, dann ist das nicht nur schamlos, sondern es ist eine Verhöhnung all jener Kulturschaffenden in dieser Stadt, die nicht Wahlkampf betreiben. 
Ich darf Sie darauf aufmerksam machen, dass die Zuständigkeiten der MA 7, also der Abteilung für Kultur, sehr viele unterschiedliche Angelegenheiten aufzählen, aber sicher nicht die des Wahlkampfes für die Sozialdemokratische Partei. Und ich kann mir auch nicht vorstellen, dass diese Vorgangsweise in irgendeinem Einklang mit Ihrem eigenen moralischen Empfinden stehen kann, sehr geehrte Damen und Herren. (GR Harry Kopietz: Kollegin, Sie machen sich lächerlich!)

Ich empfinde es als bodenlose Sauerei. Und, Herr Kopietz, Sie können noch sosehr tun, als wäre nichts gewesen.
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Frau Kollegin Ringler, ich bitte Sie, sich ein bisschen in der Wortwahl zu überlegen, was Sie sagen. "Sauerei" war ein bisschen dick aufgetragen. (Demonstrativer Beifall bei der SPÖ.) 

GRin Mag Marie Ringler (fortsetzend): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Es gibt manchmal Wörter, die man benutzen muss, weil sie das ausdrücken, worum es geht. Und dass die SPÖ sich in diesem Jahr auch noch eine Erhöhung der Subvention des Donauinselfestes um weitere 100 000 EUR so mir nichts dir nichts genehmigt, ist dann schon fast nicht mehr verwunderlich.

Und wenn ich Ihnen jetzt erzählen darf, wie viele Subventionen wir im Kulturausschuss in den letzten Monaten besprochen haben, wo wir uns alle einig waren, dass diese Kulturinstitutionen mehr Geld brauchen, dann ist das schlicht und ergreifend eine Gemeinheit, und daher fordere ich die Absetzung dieses Tagesordnungspunktes. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Es wurde nun die Absetzung des Tagesordnungspunktes verlangt. Ich bringe das sofort zur Abstimmung.

Wer ist für die Absetzung des Tagesordnungspunktes? (Zustimmung bei den GRÜNEN und bei der FPÖ. – GR Heinz Hufnagl: Interessante Allianz!) Dieser Antrag, dieser mündliche Antrag, hat nicht die erforderliche Mehrheit erlangt. 

Ich bitte nun Herrn Mag Ebinger zum Rednerpult. Er ist der nächste Redner. 

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Danke schön, Frau Vorsitzende! 

Zuerst einmal möchte ich hier eines ganz klar feststellen: An Kärnten erinnert mich das nicht. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.) 

Es bleibt allerdings im Raume stehen, und da hat die Kollegin Ringler völlig Recht, dass es eine unverhohlene Parteienfinanzierung ist, sowohl bei SPÖ als auch bei ÖVP. Deswegen sind wir auch dagegen. Im Internet steht: Kulturinitiative der ÖVP. Also es steht sogar ausdrücklich drinnen. 

Erlauben Sie mir aber trotzdem ein paar Anmerkungen, wie üblich, könnte man sagen, aber ich mache mir schon die Mühe, ich lese diese Akten, und ich habe letztes Jahr schon mit dem Herrn Professor darüber sozusagen kommuniziert von hier heraußen über den Antrag des Kulturservice, und jetzt fallen einem da natürlich schon gewisse Dinge auf, wenn man das liest, die zu hinterfragen sind, und das möchte ich jetzt da gerne kurz machen.

Man vergleicht das so, man liest einfach den Antrag von 2001, 2002, 2003, 2004 parallel und kommt dann zu interessanten Dingen. 

Vielleicht etwas Positives vorweg, damit Sie nicht sagen, ich sage immer nur negative Sachen. Ich lese im Internet, der Kollege Kopietz sagt, Besucherrekord 3,1 Millionen letztes Jahr. Ich glaube, das ist korrekt, was ich sage. Leider steht im Antrag: Über 2 Millionen. Das ist ja auch richtig, wenn man so will. Aber "über 2 Millionen" steht jedes Jahr drinnen. (GR Harry Kopietz: Das stimmt aber auch!) Natürlich stimmt es, ja, schon. Aber man muss sein Licht dann auch nicht unter den Scheffel stellen. Aber es stimmt dann nicht mehr, wenn man von den 2 Millionen Besuchern ausgeht (GR Harry Kopietz: Österreich hat über 2 Millionen Einwohner!)) – ja, ich weiß, danke, Herr Professor – und dann die inlandswirksamen Ausgaben gegenrechnet, und die sind jedes Mal gleich bei Ihnen. Das kann ja nicht stimmen. Es ist offenbar immer nur abgeschrieben. Bei 2 Millionen sind sie genauso groß wie bei 3,1 Millionen. Wie auch immer.

Eine Kleinigkeit möchte ich schon bemerken, und zwar gibt es da einen Absatz, der Night Walk am Wiener Gürtel ist aus dieser Idee heraus entstanden. Er hat mittlerweile bereits dreimal stattgefunden. Bitte, überarbeitet den Antrag, denn 2001 stand drinnen: Hat schon dreimal stattgefunden, 2003 stand drinnen, hat schon dreimal stattgefunden. Ich habe letztes Jahr schon gesagt: Der findet immer zum dritten Mal statt. Ich weiß nicht, entweder hört da das Radl auf oder wie auch immer. (GR Harry Kopietz: Alle guten Dinge sind drei! Das ist ein Wortspiel!)
Dann kommen wir zum Maifest, und beim Maifest trifft das besonders zu, was die Frau Kollegin Ringler gesagt hat. Hier wird nämlich überhaupt keine Rücksicht mehr genommen darauf, dass eigentlich wir hier als Gemeinderat eine Subvention bestimmen. Da heißt einfach eine Information des Wiener Praterverbandes und der SPÖ Wien: Das 1.°Mai-Fest wird veranstaltet von der SPÖ Wien, unverhohlen SPÖ Wien, mit Kulturservice und Praterverband. 

Und dann danken Sie den Sponsoren. Da könnten Sie ja wenigstens der MA 7 danken, wenn wir das schon beschließen. Nein, da wird irgendeiner Spielhallen-GesmbH gedankt. Die sozialdemokratischen Gewerkschafter in der Arbeiterkammer haben auch gespendet. Die MA 7 hat offenbar nichts gespendet. Die, glaube ich, 181 000 EUR sind nichts, da braucht man sich nicht einmal für den Sponsor zu bedanken.

Es ist auch das Programm mit einigen Highlights interessant, muss man schon sagen. Die SPÖ-Ottakring hat dort Luftballonverteilung. Heiße Luft, könnte man sagen. Die Naturfreunde haben ihren transportablen Kletterturm. Das stelle ich mir auch recht lustig vor. Besonders nett ist der ARBÖ: Der neue Smart-Anprallsimulator steht kostenlos für eine Fahrt zur Verfügung. Na gut. Der 1. Österreichische Arbeiter-Briefmarken-Sammler-Verein präsentiert sich dort auch. Und die Fraktion Sozialdemokratischer Gewerkschafter – das ist vielleicht ganz interessant –, die damit Werbung macht, was machen die am 1.°Mai-Fest? Die haben einen Bierstand und eine Sekthütte dort. Ja, also die haben eine wichtige Aufgabe dort als Gewerkschafter, indem sie Alkohol unters Volk verteilen.

Und noch etwas ist bemerkenswert am 1. Mai. Das geht ja immer so mit, genauso wie bei den Grätzelfesten, Gemeindebaufesten. Der Angriffspunkt ist eigentlich, dass hier eine Parteienfinanzierung für alle möglichen Initiativen stattfindet am Rande des groß nominierten Donauinselfestes, wo zugegebenermaßen auch interessante Leute kommen. Das habe ich ja nie geleugnet, auch in den letzten Jahren nicht. 

Und da fällt mir die Kalkulation für das Maifest 2004 in die Hände. Ich möchte dazu auch noch sagen, weil ich mich dann für das Stadtfest nicht gemeldet habe: Es ist wenigstens erstmals jetzt eine Kalkulation da, was bis jetzt nicht der Fall war. Hier ist immer schon eine da, aber diese Kalkulation muss ich schon auch hinterfragen. Beim Maifest 2004 haben wir eine Kalkulation. Ich nehme zwei Posten heraus, zum Beispiel Organisationskosten, Hotelkosten, Catering 3 998 EUR. Künstler-WCs, Mobilklos, Garderoben 2 181 EUR. Das sind also für eine Kalkulation schon sehr genaue Schätzungen. Wenn man jetzt bedenkt, dass Sie auf den Euro genau ...(GR Harry Kopietz: Ja, das ist eine genaue Kalkulation!) Einer Kalkulation muss eine Abrechnung folgen, und das kann mir keiner erklären, dass das genau auf den Euro gleich ist, weil 2003 waren haargenau dieselben Zahlen hier. Ich weiß auch, woher das kommt: Das kommt aus den Schillingbeträgen. (GR Harry Kopietz: Das ist ein Rahmen!) Aber es muss eine Abrechnung auch geben, und das muss sich doch irgendwann einmal ändern, weniger werden, mehr werden. Es kann nicht jedes Mal auf den Euro genau gleich sein. Und solche Beträge mit 98. Also es sieht so aus, als wenn hier Kalkulationen dann gar nicht wirklich abgerechnet werden müssten. 

Jedenfalls bleibt das Argument der unverhohlenen Parteienfinanzierung, wie sich aus den Ankündigungen zeigt, und das ist für uns das Hauptargument, hier dagegen zu stimmen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Frau Kollegin Ringler, ich habe sehr wohl Plakate angebracht gesehen. Aber ich habe auf keinem Plakat des Donauinselfestes das Bild eines Spitzenkandidaten entdeckt. (GRin Mag Marie Ringler hebt ein Foto eines Plakates in die Höhe.) Auch bei den Plakaten für das Maifest haben Sie kein Bild des Spitzenkandidaten drauf. Und wir haben in der ganzen Stadt Litfasssäulen, wo unentwegt Kulturveranstaltungen und andere Veranstaltungen plakatiert werden. Da hängt halt einmal ein Plakat neben dem anderen. Dort hat es in keinster Weise, wenn die Symphoniker neben den Philharmonikern hängen, einen Einwand gegeben. 
Wir haben vom Wiener Kulturservice aus wieder die Möglichkeit, die zahlreichen Veranstaltungen, vor allem auch das Donauinselfest, durchzuführen. Das sind Feste für alle Wienerinnen und Wiener, keine Feste, die parteipolitisch ausgerichtet sind, sondern wo Künstlern und Kulturschaffenden aus der ganzen Welt, aber auch jenen aus Wien, eine Bühne geboten wird, um vor einem großen Publikum aufzutreten. Wie die Zahlen beweisen, haben die Wienerinnen und Wiener seit 1984 diese Feste in immer größerem Ausmaß in Anspruch genommen, und wir freuen uns alle schon vor allem auf das Donauinselfest, mit dem wir auch heuer wieder einen der größten Erfolge erzielen werden.

Ich darf Sie daher ersuchen, dem Akt zuzustimmen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich komme nun zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Dies ist mehrheitlich ohne die Stimmen der GRÜNEN und der Freiheitlichen angenommen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 8 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Wiener Stadtfeste. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Michael LUDWIG, die Verhandlung einzuleiten. (GR Dr Michael LUDWIG begibt sich zum Berichterstatterplatz.) 

Berichterstatter GR Dr Michael LUDWIG: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort gemeldet ist Herr Kollege Kenesei.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! (GR Harry Kopietz: Sie muss noch üben!)

Nicht zur Strafe, nur zur Übung. Ich weiß nicht, ob die Information irgendwie schlecht rübergekommen ist, wollte man es nicht verstehen, konnte man es nicht verstehen. 

Uns geht es darum, dass auf diesen Dreieckständern Wahlwerbung für die Arbeiterkammerwahl betrieben wird. Überhaupt kein Problem. Auf der einen Seite das Bild des Herrn Tumpel: Für Ihre Gesundheitsvorsorge 3. – 14. Mai, Arbeiterkammerwahl, FSG und dann das Ringerl mit dem Kreuz. Liste Herbert Tumpel – sicher auf Ihrer Seite. (GR Harry Kopietz: Danke für die Reklame!) Ich habe kein Problem damit. Das bleibt jedem Wahlberechtigten in seiner Beurteilung unbenommen.

Dann gibt es aber auf diesen Dreieckständern – Dreieckständer, drei Seiten – auf einer weiteren Seite, auf einem Halbplakat, auf dem oberen Teil: Maikundgebung, dann das Logo, SPÖ. (GR Godwin Schuster: Wozu sprechen Sie?) Nicht zu dem Stadtfest. Ich komme gleich dazu. 

Maikundgebung SPÖ, Willkommen, 1. Mai 2004 ab 9 Uhr am Wiener Rathausplatz, traditionell. Dazwischen EU, Toleranz, gerecht, sozial, Wien. Und in dem unteren Teil wird angekündigt: Maifest im Prater. Also zwei Halbplakate auf diesem Dreieckständer. Maifest im Prater, 1. Mai, Beginn 13 Uhr, 22 Uhr Riesenfeuerwerk, mit dem Symbol des Riesenrads, mit den Europasternen, und auf diesem Plakat: Maifest im Prater. Was unter anderem in dem vorigen Geschäftsstück die Subvention mitbeschlossen wurde, prangt das Logo FSG (GR Harry Kopietz: Sponsor!) – das mag schon sein –, sicher auf Ihrer Seite, Liste Herbert Tumpel, mit dem Ringerl und mit dem X. Arbeiterkammerwahl 3. – 14. Mai 2004.
Jetzt erklären Sie mir, Kollege Kopietz: Sponsor ist die Liste Herbert Tumpel, AK-Wahl 3. – 14. Mai 2004, und die sponsern jetzt auch das Maifest im Prater, 1. Mai, 13 Uhr, 22 Uhr Riesenfeuerwerk. 

Das ist Ihr Verständnis, wie mit Steuergeldern in dieser Stadt umgegangen wird. Das ist Ihr Verständnis. Genau so funktioniert es. Da muss ich ja dieses Mal, obwohl wir bei diesem Stadtfest auch nicht zustimmen, die ÖVP fast in Schutz nehmen. Die haben auch ihre Dreieckständer, aber die haben es wenigstens plakatmäßig getrennt. Die haben auf der einen Seite halt stehen die Arbeiterkammerwahl, und auf der anderen Seite von dem Plakat bewerben sie das Stadtfest. Da gibt es nicht diese Vermischung linker Sack, rechter Sack, rechter Sack, linker Sack, ist eh wurscht, aus welcher Kassa wir es nehmen. Es ist eh immer dasselbe.

Und genau das ist es, was die Leute auf die Palme bringt (GR Harry Kopietz: Das sieht man eh immer wieder bei den Wahlen!), und das ist genau das, was man den Leuten draußen auch sagen wird. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort gemeldet ist GR Dr Salcher.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! 

Zunächst einmal danke, dass ich das Rederecht habe. Ich glaube, ich stehe hier als einziger, der sich in dieser Debatte zu Wort gemeldet hat. 

Die Arbeiterkammerwahl ist, wie wir alle wissen, eine sehr wichtige Wahl. Ich möchte mich aber nicht in diese Wahl hier oder in die Diskussion einmischen, es kommt eine mindestens genauso wichtige Wahl, nämlich die Europawahl, und damit bin ich schon beim Thema des Stadtfestes, das nämlich das Thema Europa ist. Es ist diesmal beim Stadtfest so, dass wir stolz darauf sind, dass aus allen 25 EU-Staaten Künstlerinnen und Künstler dabei sein werden. Das heißt, uns geht es nicht nur um die EU-Erweiterung, sondern im besten Sinne auch um die Integration der Beitrittsstaaten in Europa. Das zeigt auch sehr klar eine Tradition, die das Stadtfest überhaupt immer hatte, nämlich sozusagen kommende gesellschaftliche Trends auch inhaltlich im Stadtfest abzubilden. Das hat begonnen mit der so genannten Ost-Öffnung, mit dem Fall des Eisernen Vorhangs, wo wir das Stadtfest in Preßburg damals zum Beispiel gemacht hatten und einmal auch in Budapest. Und das zeigt, dass es eine wichtige Institution in dieser Stadt ist. Wir haben auch künstlerisch wieder einiges zu bieten, wie ich dem Veranstaltungsprogramm entnommen habe. Wir haben einen Bereich, der sich mit der Kreativwirtschaft auseinander setzt, am Michaelerplatz ein so genanntes Kreativ-Café.

Ich weiß nicht, ob der Kollege Ebinger seine Wortmeldung zurückgezogen oder nicht zurückgezogen hat. Ich glaube, die Vorwürfe, die man hier beiden wichtigen Festen für die Stadt, nämlich dem Donauinselfest und dem Stadtfest, immer wieder macht, dass das parteipolitisch verbrämt oder was auch immer sei, sind nicht wirklich haltbar. Ich glaube, das, was man sagen kann, ist, dass es hier zwei gute Ideen gegeben hat. Die erste Idee, und die ist halt einmal aus der Volkspartei gekommen, war das Stadtfest, und die zweite Idee ist aus der Sozialdemokratie gekommen, das Donauinselfest. Bei 300 000 Besuchern und in unserem Fall, die Innere Stadt ist ein bisschen kleiner als die Donauinsel, bei 600 000 Besuchern kann man nicht sagen, das ist irgendwie eine parteipolitische Veranstaltung, sondern das sind offensichtlich beide sehr wichtige Veranstaltungen, nicht nur für die Stadt Wien, sondern für Österreich, weil man hört ja auch bei beiden Veranstaltungen, dass Gäste sogar extra aus dem Ausland anreisen. Ich glaube, so soll man es auch stehen lassen. Ich glaube hier wird hervorragende und auch sehr viele unbezahlte Arbeit geleistet, und es ist sowohl das Donauinselfest als auch das Stadtfest eine sehr gute Möglichkeit gerade für junge Künstlerinnen und Künstler, die noch nicht so etabliert sind, einmal eine Auftrittsmöglichkeit in einem sehr großen Rahmen zu bekommen. Ich glaube, daher können auch alle guten Gewissens dem Wiener Stadtfest zustimmen. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. Wir kommen zur Abstimmung. Wer jetzt diesem Akt zustimmen kann, möge die Hand erheben. – Dies ist mehrheitlich ohne die GRÜNEN und die Freiheitlichen mehrstimmig angenommen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 10 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein WochenKlausur. Hier ist niemand zu Wort gemeldet. Wir kommen gleich zur Abstimmung.

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Dies ist mehrheitlich ohne die ÖVP der Fall. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 12 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Entuziasm Kinobetriebs GesmbH. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Dr Vitouch, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Vitouch: Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Salcher. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Hinter dieser Entuziasm-Gesellschaft, und sie heißt nicht umsonst so, steht in Wirklichkeit eine eigene Firma, die aber der Viennale gehört, die die schwierige Aufgabe hat, das Gartenbaukino zu betreiben. Und Entuziasm haben sich die genannt, weil sie ja mit einfach zu wenig Geld versuchen, ein Objekt, das wir alle kennen oder die meisten von uns kennen und das in Wirklichkeit völlig baufällig ist und meiner Meinung nach auch gravierende Sicherheitsmängel aufweist, mit Kinofilmen zu bespielen. 

Was das Gartenbaukino betrifft, und das ist mir sehr wichtig, sehr geehrter Herr Stadtrat, beim Gartenbaukino gibt es zwei Möglichkeiten. 

Die eine Möglichkeit ist, die Entscheidung zu treffen und zu sagen: Nein, das ist mir als Stadt nicht wert, dieses Kino zu erhalten. Dann muss ich es zusperren und einer anderen Verwendung zuführen, welche Supermarktkette dann immer dort einziehen mag. 

Die zweite Möglichkeit ist zu sagen: Ich bekenne mich zu diesem Gartenbaukino, da gibt es hervorragende architektonische Konzepte, wie man das renovieren kann, und das muss man renovieren. Man kann das jetzt noch ein Jahr hinausschieben, man kann es vielleicht noch zwei Jahre hinausschieben, aber irgendwann bricht das dann wirklich alles zusammen. Dann muss man eine Menge Geld in die Hand nehmen, dieses Kino renovieren, neu positionieren. Dafür gibt es sehr, sehr gute Konzepte, auch zu öffnen an den Ring. In dieser Gegend gibt es, wie wir alle wissen, ohnehin nicht unbedingt einen Überhang an kulturellen Einrichtungen.

Und das wäre die Konzeption, die wir als Wiener Volkspartei unterstützen würden. Das heißt, Herr Stadtrat, wir fordern Sie dazu auf, dem Gartenbaukino wirklich eine Chance zu geben, dieses neue Konzept zu verwirklichen und damit dem Gartenbaukino auch eine Chance des Überlebens zu geben.

So wie das jetzt der Fall ist, dass es quasi ein-, zweimal im Jahr eine Filmpremiere gibt oder die Viennale, wo das Gartenbaukino voll ist, und da wirklich unter schwierigsten hygienischen Bedingungen, und es den Rest des Jahres einfach so vor sich hindümpeln zu lassen, das kann nicht der Weisheit letzter Schluss sein, und wird es übrigens auch nicht sein, weil die Viennale-Führung ja sehr klar zum Ausdruck gebracht hat: Wenn es da nicht bald eine endgültige Lösung gibt, wird es schlicht und einfach nicht weitergeführt werden, und das verstehe ich ja aus der Sicht der Viennale.

Das zweite Thema, das aber damit im Zusammenhang steht, ist, dass es Befürchtungen seitens der Kinoszene und der Kinoförderung gibt, dass Gelder, die zur Aufrechterhaltung des Kinobetriebs in der Viennale verwendet werden, zukünftig aus dem Topf der derzeitigen Kinoförderung genommen werden, und wir haben jedes Jahr eine Diskussion um die Kinoförderung, eine Förderung, die ja unter dem Peter Marboe eingeführt wurde, um den kleineren Kinos eine Chance zu geben gegen die ganz großen Kinocenters. 

Ich glaube, da muss man darauf schauen, dass diese Kinosäle überlebensfähig sind, und daher möchte ich hier mit einem Beschluss- und Resolutionsantrag sicherstellen, dass zumindest die derzeitige Höhe der Kinoförderung unangetastet bleibt. Ich bringe daher den Antrag ein: 

"Der zuständige Stadtrat für Kultur und Wissenschaft wird aufgefordert sicherzustellen, dass die Kinoförderung auch in Zukunft zumindest in der gleichen Höhe erhalten bleibt." 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.) 
Sehr geehrte Damen und Herren! Es geht darum, die Vielfalt der Wiener Kinoszene sicherzustellen, einerseits durch eine neue Positionierung, durch ein Investment in das Gartenbaukino und andererseits auch für die anderen Kinos, um Chancengerechtigkeit aufrechtzuerhalten, eine entsprechende Kinoförderung zu erhalten und sicherzustellen. Wir sind aber natürlich jederzeit bereit: Wenn der Herr Stadtrat unseren Antrag übererfüllt und die Kinoförderung ebenfalls erhöht, dann hat er natürlich unsere vollste Unterstützung, wie auch wir hoffen, dass die SPÖ unserem Antrag zustimmen wird. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. 

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Vitouch: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Gäbe es das Gartenbaukino nicht, müsste man es erfinden, und mit ihm auch die anderen Wiener Kinos, die nicht nur kommerzielle, sondern auch durchaus publikumsfähige künstlerische Filme spielen, die in Österreich sonst gar nicht gezeigt würden, historische Reprisen, nicht zuletzt auch österreichische Filmproduktionen. 

Vor eineinhalb Jahren wurde das Gartenbaukino von der Entuziasm Kinobetriebs GesmbH übernommen, und da muss ich gleich eine tatsächliche Berichtigung bezüglich Dr Salcher anbringen. Bei Entuziasm handelt es sich um den Titel eines Films des Pioniers Dziga Vertov. Aber natürlich wollen wir den jetzigen Betreibern der Viennale, und die Entuziasm Kinobetriebs GesmbH ist im hundertprozentigen Eigentum der Viennale, ihren persönlichen Enthusiasmus und ihr Engagement auch nicht absprechen. Seit Herbst 2002 steht das Gartenbaukino nicht nur als Leporello des europäischen Films, sondern auch für Premieren, für Galas, für verschiedene Events zur Verfügung. 

Dass die Instandhaltung, sowohl die bauliche 
wie auch die programmatische, einer derartigen Institution Geld kostet, versteht sich von selbst. Aber ich 
denke, dass mit der vorgeschlagenen Subvention von 310 000 EUR für das laufende Jahr der künstlerische Betrieb sichergestellt sein dürfte. 

Heute möchte ich noch ein Ceterum censeo anbringen: Ich bin nach reichlicher Rücksprache mit den Juristinnen und Juristen dieses Hauses der Meinung, dass eine rechte Emanze eine Contradictio per se ist, eine linke Emanze aber einfach nur ein Pleonasmus, und ersuche um Ihre Zustimmung. (Heiterkeit und Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen können, die Hand zu erheben. – Dies ist mehrheitlich ohne die FPÖ der Fall und daher angenommen. 

Wir kommen nun zum Beschlussantrag der ÖVP betreffend die Kinoförderung, dass auch in Zukunft zumindest in der gleichen Höhe die Kinoförderung erhalten bleibt. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen können, die Hand zu erheben. – Dies ist nicht die Mehrheit. Dieser Antrag hat nicht die Mehrheit erhalten können. Die SPÖ und die FPÖ haben dagegen gestimmt. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 13 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein der Freunde der Stiftung Bruno Kreisky Archiv.

Hier ist und bleibt auch niemand mehr gemeldet. Daher kommt es nicht mehr zu Verwirrungen.

Wir kommen gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen können, die Hand zu erheben. – Dies ist ohne die Stimmen der ÖVP mehrstimmig angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 16 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an das Demokratiezentrum Wien.

Auch hier ist niemand zu Wort gemeldet. Wir können gleich zur Abstimmung schreiten.

Wer diesem Antrag zustimmen kann, möge die Hand erheben. – Dies ist mehrstimmig ohne die ÖVP und ohne die FPÖ angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 31 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein COURAGE. Auch hier ist niemand zu Wort gemeldet. 

Wir kommen gleich zur Abstimmung.

Wer diesem Antrag zustimmen kann, möge die Hand erheben. – Dies ist mehrstimmig ohne die FPÖ der Fall und daher angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 2 der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein "Public Netbase".

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Wutzlhofer, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Jürgen Wutzlhofer: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Strobl. Ich erteile es ihm.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

In aller Kürze: Wir dürfen bei diesem Thema – gar nicht neu und nicht überraschend – wieder darauf hinweisen, dass wir eine Doppelsubventionierung nie für richtig empfunden haben. Vor allem im Bereich der MA 13 haben wir uns ganz eindeutig von Anfang an dagegen ausgesprochen, dass es sich hier nicht um eine zweckgebundene und nachvollziehbare Subvention handelt. 

Es ist auch noch interessant zu bemerken, und das ist ja offenbar eine selektive Wahrnehmung der Mehrheitsfraktion, dass es bei Public Netbase problemlos funktioniert, wenn man einen Kostendeckungsgrad im Eigenmittelbereich von 3,5 Prozent hat und um eine Subvention ansucht, bei der gar nicht nachvollziehbar ist, wie die Summen aufgetrieben werden können, dass man trotzdem viel Geld zur Verfügung stellt.

Es ist deswegen nicht nachvollziehbar: Jede andere Jugendorganisation, jede andere Organisation im familiären Bereich oder gar im Sport hat größte Schwierigkeiten, wenn nicht penibel aufgelistet wird, wie der Eigendeckungsgrad nachweislich auch belegt werden kann. Hier machen Sie seit Jahren eine Ausnahme, und das ist mit ein Grund, warum wir meinen, hier handelt es sich um eine protektionistische, sehr einseitige Subventionsvergabe. 

Ich bin glücklich darüber, dass Sie nicht dem ursprünglichen Vorschlag nachgekommen sind, auch in diesem Bereich Dreijahresverträge abzuschließen. Dann hätten Sie nämlich heute nicht die Möglichkeit gehabt, doch ein bisschen zum Nachdenken zu kommen und darauf zu kommen, dass man vielleicht nicht in dem Ausmaß subventionieren muss. Sie haben also diese Subvention diesmal doch sehr deutlich gekürzt.

Es geht mir nicht darum, Schadenfreude anzubringen, es geht mir auch nicht darum zu bewerten, ob Public Netbase Existenzberechtigung in der Kulturlandschaft hat. Das soll sein, da haben wir nichts dagegen. Es geht nur darum: Wie geht die Politik mit Steuergeldern in diesem Bereich um? Und das ist bisher unangepasst und unangemessen gewesen.

Das heißt, ich gratuliere der SPÖ ein bisschen zum Aufwachen. Ich gratuliere der SPÖ, dass sie draufgekommen ist, dass es vielleicht nicht die ganz passende Art war, wie sie es in den letzten Jahren gemacht hat. 

Wir bleiben bei unserer Meinung, dass eine Doppelsubvention keinen Sinn macht, und werden daher diesen Akt ablehnen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet.

Die Debatte ist geschlossen.

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Jürgen Wutzlhofer: Sehr geehrte Damen und Herren!

Public Netbase ist eine Netkultur-Institution an der Schnittstelle von Kunst und neuen Technologien und leistet eine gute Arbeit durch Veranstaltung von Ausstellungen, Events, Workshops, aber auch durch die Plattform t0 für freischaffende KünstlerInnen und den Diskurs an sich für die Vermittlung von Medienkompetenz in der Stadt. 

Auf Grund dieser Tatsache wurde Public Netbase von der Stadt Wien gefördert. Auch im Rahmen der Ereignisse, nämlich der totalen Streichung der Subventionen durch die Bundesregierung, weil eben Public Netbase irgendwie den Zuständigen ideologisch nicht zu Gesicht gestanden ist, hat die Stadt die Förderungen in den letzten Jahren verdreifacht. 

Darunter war eine Förderung, wie Sie richtig sagen, aus der MA 7 und aus der MA 13. Die MA 13 hat Public Netbase gerade deshalb gefördert, weil man sich ein Angebot an niederschwelliger Jugendarbeit im Museumsquartier erwartet hat. Die Tatsache, dass der Magistrat jetzt den Anteil an Jugendprojekten niederer bewertet als die Verantwortlichen bei Public Netbase, zeigt, dass sie sehr genau unterscheiden zwischen der Subventionierung durch die MA 7 und der durch die MA 13. 

Deshalb kann ich eigentlich nichts weiter sagen, als um Zustimmung zu bitten.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Dies ist mehrheitlich ohne die FPÖ und ohne die ÖVP angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 19 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Vorhaben Straßenumbau in 23, Brunner Straße von Ketzergasse bis Perfektastraße der Hauptstraße B12.

Auch hier ist niemand zu Wort gemeldet. Wir kommen gleich zur Abstimmung.

Wer diesem Akt zustimmen kann, möge die Hand erheben. – Dies ist mehrstimmig ohne die GRÜNEN angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 22 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7507 im 13. und 14. Bezirk, KatG Auhof und Weidlingau.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Schieder, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Mag Andreas Schieder: Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Madejski.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Allein das Projekt mit dem Titel "Stadt des Kindes" ist eine Provokation für jeden sozialdenkenden Menschen in Wien und vor allem eine Provokation der Allgemeinheit und der Kinder insbesondere. Denn dort wird es nichts geben für Kinder. Dort wird es nichts geben für die Allgemeinheit. Dort wird es nichts geben für eine Öffentlichkeit. Dort wird es andere Sachen geben, verdienen werden dort andere und haben ja teilweise schon ordentlich geschnitten. 

Worum geht es dort? Es geht bei diesem Aktenstück und bei dieser Flächenwidmung um eine Anlasswidmung par excellence. Mich wundert nur, dass die SPÖ, aber in diesem Fall auch die ÖVP und Teile der GRÜNEN im Bezirk – weil die waren ja gespalten –, nichts gelernt haben aus der Untersuchungskommission. Weil offensichtlicher und schamloser wie hier kann man ja überhaupt nicht widmen.

Es ist nämlich schon sehr interessant, dass die Bietergemeinschaft Arwag/Mischek vor langen Jahren einen Entwurf eingereicht hat, nämlich 2002, vor zwei Jahren, der am Schluss ident ist mit dem Rotdruck der Stadt Wien vom 28. Oktober 2003 und dem, was wir heute beschließen, vollkommen ident. Also man hat nicht einmal versucht, irgendetwas zu verschleiern, um was es da geht. Es geht um Geschäfte, und zwar haben beide sehr gut verdient: Der Grundeigentümer, die Stadt Wien. Wenn man sich das Grundbuch angesehen hat, war dieses Grundstück mit knapp 65 Millionen S belastet. Und wie es halt so ist im Leben, wie es so spielt, konnte man mit dem Verkaufserlös an die Bietergemeinschaft Arwag/Mischek mit einem Schlag die Schulden los werden und hat noch ein kleines Körberlgeld mitgenommen. 

Es könnte aber auch Folgendes sein, meine sehr geehrten Damen und Herren – mich wundert, dass noch niemand auf die Idee gekommen ist, aber vielleicht wissen Sie es ja eh unter der Hand: Einer der Akten, die wir in der Untersuchungskommission gehabt haben, war der Atzgersdorfer Friedhof, und zwar die Grünanlagen. Und dort sitzt die Firma Mischek gemeinsam mit der Wien-Süd auf Millionen, die sie nämlich investiert haben in ein Grünland, wo man ihnen offensichtlich zugesagt hat, dass umgewidmet worden ist, nur konnte es dann nicht mehr umgewidmet werden, weil die Öffentlichkeit dort bereits sehr sensibilisiert war und weil auch die Untersuchungskommission ins Hause stand. Und plötzlich saßen die auf einem Grundstück, das vollkommen wertlos ist, zumindest bis jetzt. Man kann es ja immer noch umwidmen. Aber bis jetzt. Insgesamt haben die beiden gemeinsam 110 Millionen in den Büchern als unbebaubare Grundstücke. 

Und ich könnte mir schon vorstellen – ich weiß nicht, ob es viel ist, aber man kann ja darüber nachdenken –, ob nicht dieses Grundstück "Stadt des Kindes" eine gute Wiedergutmachung an die Firma oder an die Frau Mischek war, der man ja auf der anderen Seite ihrem Wunsch, die Grünfläche beim Atzgersdorfer Friedhof umzuwidmen, nicht nachkommen konnte oder nicht nachkommen wollte. Und es schaut halt sehr eigenartig aus, dass die genau dort jetzt bauen dürfen. 

Und es ist interessant, dass man dort von einem sozialen Gefüge redet, von einem Bauwerk, oder sagt, dort wird alles für die Öffentlichkeit getan. Ja, es werden 75 Prozent im teuersten Eigentum dort vergeben. Im teuersten. Das sind jetzt wirklich reiche Leute. Kollege Maresch ist nicht da. Er hat nicht nur ein Auto, sondern er kann sich dort diese Eigentumsreihenhäuser leisten. Auf dem Grund der "Stadt des Kindes" wird das dort gebaut. Und nur zu 25 Prozent, damit man halt zu den Fördermitteln kommt, macht man Mietwohnungen. Das ist wirklich eine Provokation, wenn das Projekt dann lautet "Stadt des Kindes". 

Aber es ist ja eines gut: Es gibt einen Badeklub dort. Das ist unheimlich klass. Da muss jeder Mieter – Mieter, nicht die Eigentümer – 5 000 EUR Kaution hinlegen am Tisch, für die Firma Arwag/Mischek, damit er überhaupt das Bad betreten darf, 5 000 EUR Kaution, die er dann wieder zurückkriegt, unverzinst, wenn er irgendwann einmal auszieht. Jetzt gibt es aber viele Leute, ältere vielleicht oder andere, die gar nicht baden wollen; die zahlen trotzdem die 5 000 EUR locker am Tisch, ist eh klar. Die haben es ja. Die Eigentümer. Die Mieter nicht, und die müssen es zahlen. Und zusätzlich muss man pro Jahr 300 EUR in einen Klub zahlen, den Badeklub "Stadt des Kindes", sonst darf man dort nicht hinein. Und jeder, der wen dort mitnimmt, zahlt täglich einen Eintritt von einigen Euro auch noch. 

Das ist ein sozialer Aspekt, meine Damen und Herren. Es ist wirklich würdig eines Nachfolgeobjektes der "Stadt des Kindes", das vor vielen Jahren gemacht worden ist für die Ärmsten der Armen im sozialen Gedanken, den damals die Sozialdemokratie offensichtlich noch hatte und heute vollkommen verloren hat.

Meine Damen und Herren! Ich bin sicher, und man hört es schon munkeln: Wenn das fertig sein wird, in zwei Jahren, dann geht ja der Schnitt weiter. Dann geht es in den Grün- und Waldgürtel für einen wunderschönen Golfplatz, der ja ursprünglich auch geplant war dort. Der wird kommen. Ich werde es vielleicht dann nicht mehr erleben im Gemeinderat, aber Sie oder andere Gemeinderäte werden vielleicht in fünf, sechs oder acht Jahren darüber diskutieren, wieso dort plötzlich im Wald- und Wiesengürtel ein Golfplatz hinkommt für ein Nachfolgeprojekt unter dem Titel "Stadt des Kindes".

Eines habe ich mir da noch aufgeschrieben, nur ein Gag am Rande. Die Frau Mischek war in der Zeitschrift "Woman". Die Zeitschrift kennen Sie eh alle, das ist die, die man billigst kriegt. Da wird immer über die Frau des Monats, des Jahres, des Tages, der Stunde geschrieben. Wie auch immer. Des Tages, der Woche oder des Monats. Da war irgendwann die Frau Mischek drinnen, ein Tagesablauf der Frau Mischek. Das war wirklich lustig zu lesen. Meine Frau hat mir das gegeben, und in der letzte Ausgabe ... (Zwischenruf des GR Christian Oxonitsch.) Du weißt das, du liest sie offensichtlich auch, aber viele werden es auch vielleicht gelesen haben. Ein Tagesablauf der Frau Mischek ist darin gestanden. Zu Mittag, was hat sie da gemacht? Besuch im Magistrat, Gespräche mit Beamten. Ist ja nichts einzuwenden, tun wir alle, ist ja was Schönes. Aber es ist ein Unterschied, ob die Frau Mischek redet. Aber ist auch gut. 

Aber warum ich das am Rande als Gag sage: In der Untersuchungskommission ist sie befragt worden, mit wem sie denn im Magistrat und wie oft geplaudert hat mit wichtigen Leuten, mit Beamten und was weiß ich. Und da gab sie zur Antwort – das können Sie nachlesen im Protokoll, ich habe es nämlich gemacht, weil mir das in Erinnerung geblieben ist; es war für mich vollkommen unglaubwürdig, aber es ist so –, sie war noch nie in ihrem Leben bei irgendwem Wichtigen in der Stadt Wien, geschweige denn im Rathaus und hat mit Beamten geredet. Also, sie muss ihren Tagesablauf ein bisschen geändert haben in der letzten Zeit. (Zwischenruf der GRin Barbara Novak-Schild.) Nein, es ist ja eh gut. Sie soll nur mit Beamten reden. Man sieht ja den Erfolg, den sie hier hat.

Abschließend lassen Sie mich sagen, meine Damen und Herren: Wir werden dagegen stimmen, denn es ist unglaubwürdig, dass Sie diese Flächenwidmung gemacht haben im Sinne einer sozialen Intention. Die "Stadt des Kindes" ist gestorben. Die Idee ist gestorben. Ihre sozialen Ideen sind gestorben. Dass die ÖVP mittut und Teile der GRÜNEN im Bezirk ist mir unverständlich. Ihr habt nichts daraus gelernt. Wir werden uns überlegen, diesen Aktenlauf auch einmal durchs Kontrollamt prüfen zu lassen. – Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Dr Andreas Schieder: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Um den Akt nur in aller Kürze, aber Sachlichkeit Revue passieren zu lassen: Es gab eine pädagogische Neuorientierung der Stadt im Bereich der MA 11, was die Heime betrifft. Dadurch war auch eine Umnutzung des Großheimes "Stadt des Kindes" notwendig. Es wurde dann über eine Ideenwerkstatt, die die grundsätzlichen Bedürfnisse festgelegt hat, ein Bieterverfahren unter verschiedenen Bedingungen durchgeführt, öffentliche Zugänglichkeit, Erhalt der sozialen Idee, ein Nutzungskonzept, das der modernen Zeit entspricht, ein respektvoller Umgang mit der Architektur des Prof Schwaig-hofer, die nämlich für eine spezielle Architektur der siebziger Jahre auch in diesem Bereich steht, die zwar nicht unter Denkmalschutz gestellt wurde, aber knapp daran vorbeiging, und daher ist es gerechtfertigt, diese auch respektvoll schützerisch zu behandeln, der Erhalt des Grünraums und die öffentliche Durchgängigkeit. Der Verkaufspreis letztendlich ist immer ein Kriterium, aber er war nicht das ausschlaggebende Kriterium, vielleicht eines von drei Kriterien in dem Punkteverfahren. 

In der Jury sind alle notwendigen Dienststellen und die zwei betroffenen Bezirke 13 und 14 vertreten gewesen. 

Weiters ist es auch ermöglicht worden, dass sich die MA 11 mit einer oder zwei Kinderwohngruppen in der "Stadt des Kindes" einmietet, somit die ursprüngliche Idee in der modernen Form, nämlich in der Form einer Gruppe, erhalten bleibt. 

Zur Flächenwidmung selbst möchte ich nur betonen, dass durch die neue Flächenwidmung, die auch notwendig geworden ist, weil es ja kein öffentlicher Zweck mehr ist, die Sww-, die Wald- und Wiesengürtelfläche, einen Zuwachs erhält, weil ein Großteil der Grünfläche, die bis jetzt im Areal der "Stadt des Kindes" war, dem Wald- und Wiesengürtel zugeschlagen wird, damit eindeutig öffentlich zugänglich ist. Außerdem soll auf Anregung des Sportamtes dort eine Kickwiese errichtet werden. Es sind die öffentlichen Durchgänge in der Anlage auch im Flächenwidmungsplan berücksichtigt, und es wurde in besonderen Bestimmungen die Architektur und der Umgang mit der Architektur des Prof Schwaighofer festgelegt. 

In dem Sinne kann ich absolut die Zustimmung zu diesem Geschäftsstück empfehlen und möchte nur noch abschließend betonen, dass die Geschichte mit dem Golfplatz in den Bereich der politischen Fantasie des Kollegen Madejski zu verweisen ist. Ich habe viele Gerüchte gehört, die sich alle nicht bewahrheitet haben. Aber ich habe die Geschichte nicht einmal als Gerücht gehört. In dem Sinne bitte ich um Zustimmung zu dem vorliegenden Akt. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen können, die Hand zu erheben. – Dies ist mehrstimmig ohne die GRÜNEN und ohne die FPÖ angenommen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 24 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7486 im 5. Bezirk, KatG Margarethen. 

Es ist hier niemand zu Wort gemeldet. Wir kommen gleich zur Abstimmung.

Wer diesem Akt zustimmen kann, möge die Hand erheben. – Dies ist mehrstimmig ohne die Freiheitlichen angenommen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 18 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7466 im 21. Bezirk, KatG Leopoldau. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Reiter, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Günther Reiter: Ich ersuche um Zustimmung zu diesem Plandokument. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort gemeldet ist Herr GR Barnet. 

GR Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

In aller gebotenen Kürze, auch deshalb, weil wir dem Plandokument grundsätzlich zustimmen. Es ist an sich in Ordnung, aber es gibt die Gelegenheit, einige Worte zu sagen über die Frage der Bezirksentwicklung vor allem in den Außenbezirken, wo ich glaube, dass doch noch einige Auffassungsunterschiede vor allem zwischen den Bezirken und teilweise der Stadtverwaltung bestehen. Gar nicht so fraktionsübergreifend. Lassen Sie mich das an diesem Beispiel festmachen. 

Es gibt in diesem Plandokument einen wunderbaren Verbindungsbach zwischen dem Marchfeldkanal und der Oberen Alten Donau. Der beschäftigt uns seit zehn Jahren. Das ist auch gut, dass das weiter in dem Plandokument drinnen ist, weil dann wird es wenigstens hoffentlich nicht verbaut werden. Nur, viele fragen sich: Wann kommt denn der Bach? Wann ist die Wasserqualität des Marchfeldkanals so gut, dass wir die Verbindung hin zur Oberen Alten Donau machen können, um tatsächlich einen Wasseraustausch durchzuführen? Heute ist die Wasserqualität auf Grund des Oberlaufs an der Donau so schlecht, dass man nicht einmal weiter unten aus dem Marchfeldkanal Wasser entnehmen darf, um ein Feld zu bewässern oder sonst irgendetwas. Also dem Erbauer dieses Kanals, dem wünsche ich nicht nur Zeit und Geld, um den anliegenden Bach zu bauen, sondern auch im Marchfeldkanal für eine bessere Gewässerqualität zu sorgen, und das kann man nicht Niederösterreich alleine überlassen, da wird sich auch die Stadt Wien etwas dazu überlegen müssen. 

Das zweite Argument in diesem Zusammenhang ist: Oft hat man den Eindruck, dass die in der Stadtverwaltung agierenden zuständigen Magistratsabteilungen ein bisschen andere Tendenzen haben als der Bezirk. Der Bezirk Floridsdorf hat einen wunderbaren Bezirksentwicklungsplan entworfen, in dem er im Wesentlichen sagt, dass bis auf kleine bestehende Lücken darüber hinaus nichts mehr errichtet werden soll, dass wir den großen Grüngürtel im nordwestlichen Teil der Stadt Wien weiter erhalten wollen für die Floridsdorfer und für andere erholungssuchende Wiener, auch wegen der dörflichen Charaktere, der Heurigenliegenschaften et cetera. Nur, im konkreten Anlassfall ist es dann oft so, dass sich bei der Frage, was ist denn eine solche kleine Lücke, vor allem zwischen dem Bezirk oder vielleicht auch innerhalb des Bezirkes und der Stadtverwaltung gewisse Differenzen auftun. Da gibt es – und man hört das so, nämlich dann, wenn die Herren dieser Magistratsabteilungen nicht in Wien sprechen, sondern mit den Umlandgemeinden sprechen – die Idee, dass der Grüngürtel der Stadt Wien im Norden der Stadt irgendwann einmal, in 15 bis 20 Jahren, an der Stadtgrenze beginnen wird, dass die großen Felder in Floridsdorf und der Donaustadt, wie wir sie heute vorfinden in meinem Bezirk in den Bereichen Großjedlersdorf, Strebersdorf, Stammersdorf, Leopoldau, in den nächsten 10 oder 15 Jahren der Geschichte angehören werden, dass dort das eine oder andere Wohnbauprojekt, die eine oder andere Gewerbeniederlassung erfolgen wird und der Grüngürtel, wie gesagt, an der Stadtgrenze beginnen wird, beginnen wird bei den Umlandgemeinden. 

Meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie! Vor allem die Floridsdorfer sind angesprochen und die Donaustädter. Ich glaube nicht, dass das Ihre Ideen sind. Sorgen Sie dafür, dass die Pläne so bleiben wie sie sind, im Gegenteil vielleicht sogar die eine oder andere Rückwidmung überlegt wird, und sorgen Sie insbesondere dafür, dass sich jene Flächen, für die heute schon Widmungen mit Bauklassen bestehen, auch in den Köpfen der Magistratsbediensteten wiederfinden und nicht dort, wo es sich der Bezirk und der Gemeinderat überlegt hatten mit einer Bauklasse I, aus welchen Gründen auch immer dann Entwürfe mit Bauklasse IV entstehen. Das würde nicht dem dörflichen Charakter, den man für diese ortwertigen Teile geplant hat, entsprechen, und es ist auch den Anrainern nicht zumutbar. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Günther Reiter: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich bin mit dem Debattenredner einer Meinung, dass Wien sein Grüngürtelpotential und seine Grünteile natürlich schützen muss, und das macht die Stadt auch. Das ist ja keine Frage. Und wenn man ein bisschen über die Grenzen schaut nach Niederösterreich, dann sieht man ja, was hier passieren kann, wenn man sich die Waldsiedlung anschaut auf niederösterreichischer Seite, welcher Frevel dort passiert ist. Also das kommt in Wien sicher nicht in Frage. Sww muss für die Wiener sakrosankt sein. Und nicht umsonst haben wir ja auch, Kollege, dieses 1 000-Hektar-Programm.

Wenn man sich den Vorlagebericht genau anschaut, dann ist in dem Punkt Freiflächen und Grünraum ja einiges drinnen, auch bezogen auf den Verbindungsbach Marchfeldkanal – Alte Donau. 

Nicht umsonst, weil eben alle besorgt sind, hat der Bezirk ein einstimmiges Stimmverhalten gehabt, und auch der Planungsausschuss hat sich einstimmig für dieses Plandokument ausgesprochen, und so, meine ich, wird es auch der Gemeinderat tun. – Danke schön. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer dem Antrag des Berichterstatters zustimmen kann, möge die Hand erheben. – Dies ist einstimmig angenommen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 27 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Kanalnetzausbau in den Bezirken 10, 11, 13, 14, 16, 17, 18, 19, 20, 21, 22 und 23. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Wutzlhofer, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Jürgen Wutzlhofer: Ich bitte höflich um Zustimmung. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Reinberger. 

GRin Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Dieses Geschäftsstück ist ein Beweis dafür, dass in der Abwasserversorgung einiges im Argen liegt, dass es hier zu einigem Versagen gekommen ist. 

Wenn Sie sich erinnern, hat Bgm Häupl schon zu Anfang der neunziger Jahre einen 100-prozentigen Kanalanschluss in den nächsten zwei, drei Jahren versprochen. Einige Zeit danach hat es geheißen: Spätestens mit der Jahrtausendwende. Und wenn ich das Geschäftsstück jetzt ansehe, dann hat hier die Planung und auch der Vollzug massiv versagt, und wir sind mindestens 15 Jahre demgemäß im Rückstand. Und das kann natürlich nicht im Interesse des Umweltschutzes sein, wenn wir im Jahr 2004 noch von mehreren Jahren Umbaumaßnahmen im Kanalbereich sprechen müssen. 

In den letzten Jahren zeigte sich massiv, dass wir in Wien nicht nur im Verzug sind, sondern dass wir auch jahrelang überhöhte Kanalgebühren haben. Wir haben, wie Sie ja bei jedem Rechnungsabschluss und bei jedem Budget von uns deutlich zu hören bekommen, stets die hohen Kanal- und Wassersteuern in Wien kritisiert. Diese Überschüsse, die vorhanden sind, führen aber nicht dazu, dass das Kanalnetz zügiger ausgebaut wird. Nein, es zeigt sich, dass hinten und vorne das Geld für einen zügigen Kanalausbau fehlt.

In der Verzweiflung bediente sich die Stadtregierung jetzt eines nicht besonders gut durchschaubaren und bedenklichen Finanzierungsweges über das amerikanische Steuersystem, nämlich dieses so genannten Cross-Border-Leasings. Sie können sich noch erinnern über die heftigen Diskussionen im Gemeinderat über 1 000 Seiten Vertrag in englischer Sprache nach amerikanischem Recht mit Gerichtsstandort in New York, beruhend auf dem US-Steuersystem. Dieses US-Steuerschlupfloch, von dem wir angeblich so stark profitieren, soll nun gestopft werden, und es wurde gesagt: Wenn dieses Gesetz in Amerika geändert wird, soll das für Wien keine negativen Auswirkungen haben. Na ja, das können wir nur hoffen, denn die verlängerten Arme von Wien Kanal haben sich auch sonst nicht sonderlich mit Ruhm bekleckert in den Vereinigten Staaten. 

Wien Kanal hat gute Arbeit geleistet bis jetzt, hat ein hohes Know-how im Umwelt- und Abwassertechnologiebereich und auch in der Technik der Verlegung von Lichtquellenleitern und Kanalschutzkanälen. Es gibt auch eine eigene Erfindung von Wien Kanal, das ist der Cable Runner, ein Roboter, mit dem Kabel auch in nicht begehbaren Kanälen verlegt werden können. Also hier sind wir sicherlich vom Know-how her weltweit führend, und daher war die Überlegung, dass es sehr sinnvoll ist, dieses Know-how auch einer ökonomischen Verwendung zuzuführen. Zu diesem Zweck hat man dann 1999 einige Gesellschaften gegründet: Die Wien Kanal Abwassertechnologien GmbH, eine Wien Kanal Abwassertechnologien GmbH und Co KG. Diese Firmen haben dann auch mit der Beratungsfirma ECOS in den USA – eine Eigentümerin von dieser ECOS ist im Übrigen die Nettig-Tochter Claudia Nettig – Kontakt aufgenommen, und ECOS hat gemeint, die Marktchancen für diese Technologien seien in den USA sehr gut. 

Es folgte dann die Gründung einer CableRunner North America LLC, kurz CNA genannt, eine gemeinsame Firma von WKA und ECOS. Weitere Gesellschafter sind die Geschäftsführer der WKA, Geschäftsführerin dieser CNA wurde dann erstaunlicherweise auch die Frau Claudia Nettig und es gab dann auch einen Großauftrag.

Im Jahre 2001 hat sich diese Gesellschaft sehr erfolgreich gezeigt. 30 Prozent des Umsatzes der WKA-Gruppe entfielen allein auf den Auslandserlös, die Beteiligung der CNA und Datenleitung Ausland. Diese CNA hatte eben, wie gesagt, einen Exklusivvertrag mit einem Großabnehmer zur Errichtung von so genannten Citybagbons, das sind so örtliche Glasfasernetze. Allerdings hat sich dann relativ schnell gezeigt, dass dieser Erfolg, der 2001 eingefahren wurde, nicht fortgesetzt werden konnte. Bereits im Jahre 2002 gab es aus der Beteiligung an der CNA massive Verluste - knapp 1 Mil-lion EUR - und auch für 2003 hat das Kontrollamt mindestens 400 000 EUR Verlust als vorprogrammiert gesehen. Das heißt, seither sind es 1,5 Millionen EUR Verlust. 

Da in der Vertragslage keine Besserung zu erwarten ist, wird nun versucht, Anteile zu verkaufen, sich sozusagen aus dieser Gesellschaft zu flüchten. Offiziell nennt man das „Suche nach kapitalstarken Gesellschaftern“. Das Kontrollamt zeigt auf, dass die andere Alternative die Liquidierung dieser amerikanischen Töchter wäre, wobei allerdings mit einer erheblichen Nachschusspflicht der Gesellschafter zu rechnen ist. Also auch hier wird die Stadt Wien weiter belastet. Mit einem Wort: Wir haben eine gute Ware, die Umsetzung ist ein Flop.

Aus unserer Sicht ist die Verantwortung für diese Verluste, für die schon entstandenen und für die auch noch zu erwartenden und was da so in Amerika wirklich gelaufen ist, auch im Zusammenhang mit diesen Cross-Border-Leasingverträgen etwas, das zu untersuchen sein wird, sowie in diesem Zusammenhang auch die Funktion von Frau Nettig.

Zusammenfassend kann man sagen: Im Kanalbereich herrscht trotz des hohen Know-hows, das wir haben, Konzept- und Planlosigkeit und trotz der hohen Kanalsteuern ständig Geldmangel und Verzögerung bei der Umsetzung der Maßnahmen. 

Solche Vorgangsweisen erhalten von den Freiheitlichen keine Unterstützung und wir werden dieses Geschäftsstück daher pars pro toto ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Jürgen Wutzlhofer: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Lassen Sie mich als erstes zwei kleine Missverständnisse oder Fehlinterpretationen aufklären.

Wie schon bei der Debatte zum Cross-Border-Leasingvertrag ausgeführt, trägt sämtliche Risken für eine Veränderung im US-amerikanischen Staat eben der Eingerichtete. Das hat sich natürlich nicht verändert, sondern der ist gleich wie bei der Transaktion.

Die zweite Sache: Die WKA und das Engagement durch eigens für verlegte Glasfasertechnologie entwickelte Roboter hat insgesamt nicht einen Verlust von 1 Million EUR eingebracht, sondern nach meinen Informationen hat die Ersteinlage in die Firma, das sind um die 75 000 EUR - ich habe mich nicht darauf vorbereitet, weil das nicht im Akt steht, also nageln Sie mich nicht auf die genauen Zahlen fest -, mittlerweile einen Gewinn von um die 15 Millionen EUR eingefahren, indem man diese innovativen Technologien weiterentwickeln konnte und übrigens auch in die Sache in den USA.

Jetzt aber zu den Dingen, die eigentlich im Akt sind. In diesem Akt steht genau die Sache, die wir in der Debatte zum Cross-Border-Leasingvertrag angekündigt haben - die Redner damals waren mein Kollege GR Reindl, der Herr VBgm Sepp Rieder und ich -, nämlich der endgültige Ausbau des Kanalnetzes und die Finanzierung des Wasserwerks Kleehäufel, übrigens mit einer Anbindung von 98,5 Prozent, die in Österreich einzigartig ist. Damals haben wir schon gesagt, dass die Mittel, die über das Cross-Border-Leasing gehen, nämlich ungefähr 121 Millionen EUR, die lukriert werden, in diesen Bereich gehen werden, weil es für die Bezirke in der Form nicht tragbar ist. Heute machen wir das. 

Sie sagen, wie wichtig der Kanalnetzausbau ist, stimmen aber dann trotzdem gegen einen Kanalnetzausbau. Das ist für mich nur von einer humorhaften Seite aus zu betrachten. Alle anderen haben das richtig gelesen und stimmen dem Akt zu.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Dies ist mehrstimmig ohne die Freiheitlichen der Fall und daher angenommen.

Wir kommen nun zu dem Verlangen, dass der von Frau GRin Dr Monika Vana, Freundinnen und Freunde eingebrachte, an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Finanzen und Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke gerichtete Dringlichen Antrag betreffend Errichtung einer Wiener Arbeitslosenanwaltschaft gemäß § 38 Abs 2 der Geschäftsordnung verlesen und hierauf mündlich begründet werde. 

Ich weiß jedoch, dass die Frau Dr Vana auf die Verlesung verzichtet. Ihr stehen jetzt 20 Minuten Redezeit zu.

Zur Begründung des Verlangens erteile ich der Frau GRin Dr Vana das Wort.

GRin Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter leider nicht anwesender StR Rieder, dem dieses Thema offensichtlich, obwohl er der zuständige Stadtrat ist, nicht wichtig ist. (GR Christian Oxonitsch: Er ist am Weg hierher!) 
Die Wiener GRÜNEN haben den Dringlichen Antrag auf Einrichtung einer Wiener Arbeitslosenanwaltschaft eingebracht, weil wir es für dringend notwendig halten, die Lage der arbeitslosen Menschen, der arbeitssuchenden Menschen in dieser Stadt zu verbessern. Sie wissen, der Ministerrat hat gestern auf Bundesebene das Arbeitsmarktreformgesetz 2004 beschlossen, das neue Zumutbarkeitsregelungen bringt und verpflichtende und individuelle Betreuungspläne für arbeitssuchende Menschen. Und obwohl Österreich bereits die schärfsten Zumutbarkeitsbestimmungen des gesamten EU-Raumes hat und auch bereits den flexibelsten Arbeitsmarkt, werden die Zumutbarkeitsregelungen weiter verschärft.

Wir halten das angesichts von 800 000 Menschen, die in Österreich zumindest einmal jährlich von Arbeitslosigkeit betroffen sind, für zynisch. Wir werden dieses Arbeitsmarktreformgesetz natürlich ablehnen. Auch die Volksanwaltschaft und auch der ÖGB haben sich zu einigen Passagen, die das Arbeitsmarktreformgesetz betreffen, kritisch geäußert, insbesondere, dass die Sperre des Arbeitslosengeldes nun bei mehrmaligem Vergehen weiter auf 12 Wochen erhöht werden soll und auch, dass der Berufsschutz, der aus grüner Sicht eine durchaus sinnvolle Einrichtung, ein sinnvolles Instrument gegen die Gefahr der Dequalifizierung von Arbeitskräften war, nun sehr, sehr stark gelockert, eigentlich abgeschafft wird und durch einen Entgeltschutz ersetzt wird, der zwar prinzipiell sehr sinnvoll wäre, vor allem auch auf Grund der steigenden Einkommensunterschiede zwischen Männern und Frauen und auf Grund der hohen Zahl von nicht Existenz sichernden Beschäftigungen und sinkenden Realeinkommen, aber leider gilt dieser Entgeltschutz nur bei einem Berufswechsel und nicht generell.

Wir glauben oder wir sehen, dass in diesem Arbeitsmarktreformgesetz nicht nur die wesentlichen Interessen der arbeitslosen Menschen nicht vertreten werden, sondern im Gegenteil, dass wieder einmal von Seiten der Bundesregierung nicht die Arbeitslosigkeit bekämpft wird, sondern die Arbeitslosen. Und auch deshalb stellen wir heute diesen Dringlichen Antrag auf Einrichtung einer Wiener Arbeitslosenanwaltschaft, denn die Situation von arbeitslosen Menschen, von arbeitssuchenden Menschen ist nicht gut. Sie sind auf Beratung und Betreuung angewiesen. Sie sind nicht nur die am stärksten armutsgefährdete Gruppe von allen gesellschaftlichen Gruppen, sie haben auch sehr, sehr geringe Rechtsansprüche. 

Sie wissen, die Verweigerung eines rechtswidrigen Aktes des Arbeitsmarktservices hat einmal automatisch eine Sperre des Arbeitslosengeldes zur Folge. Arbeitslose haben auch sehr geringe Rechtssicherheit. Sie wissen, die Zahl der Beschwerden bei der Volksanwaltschaft und Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof steigen. Ich glaube, im Vergleich zum Jahre 2002 haben sie sich sogar verdoppelt. Und arbeitslose Menschen haben keine Interessensvertretung, sie haben keine Lobby und sie haben keine adäquate Betreuung, Beratung und Serviceeinrichtung, die ihre Interessen vertritt, was für andere gesellschaftliche Gruppen selbstverständlich ist, nämlich Interessensvertretungen von ArbeitnehmerInnen und ArbeitgeberInnen. 

Wir haben in Wien ja auch einige Anwaltschaften eingerichtet und ich darf nur einige nennen: Die Kinder- und Jugendanwaltschaft, die Umweltanwaltschaft, die Patientenanwaltschaft. Wir haben eine Reihe von Beauftragten eingerichtet: Die Gleichbehandlungsbeauftragten, den Restitutionsbeauftragten, Seniorenbeauftragte, Pflegebeauftragte, Bedienstetenschutzbeauftragte und wir haben Brandschutzbeauftragte. Aber was wir nicht haben, das sind Arbeitslosenbeauftragte. Nämlich Beauftragte und Anwälte und Anwältinnen, die die Interessen von arbeitslosen und arbeitssuchenden Menschen vertreten. 

Der Bedarf steigt vor allem in Wien, nicht nur weil das AMS Wien ja in einer internen Weisung verfügt hat, dass die Leistungssperre nach § 10, also die Sperre des Arbeitslosengeldes und damit der Entzug der Existenzgrundlage vieler Menschen, in diesem Jahr verdoppelt werden soll, weil man jetzt restriktiver gegen Arbeitslose und Arbeitssuchende vorgehen will. Die Bundesregierung nennt das „Flexibilisierung der Arbeitsmärkte“ und nennt das eben „Nulldefizit“. Wir nennen das „Unterlassene Hilfeleistung für arbeitssuchende Menschen“. 

Sie wissen auch, dass die Beschwerden über die Kursmaßnahmen des AMS, zu denen arbeitssuchende Menschen ja – wir nennen es „zwangsweise“ - zugewiesen werden, steigen und dass viele, nein nicht viele, einige dieser Kursmaßnahmen eigentlich sinnlos sind, weil sie überhaupt nicht auf die Bedürfnisse, auf die Qualifizierungen der Arbeitssuchenden eingehen, sondern nur dazu dienen, die Arbeitslosenstatistik zu senken, weil ja die arbeitssuchenden Menschen, wenn Sie in Kursen sind, nicht mehr in der offiziellen Arbeitsmarktstatistik vorkommen. 

Und ich darf heute noch einmal daran erinnern: Wien hat mit Abstand die höchste Arbeitslosenrate und auch den höchsten Anstieg bei der Arbeitslosigkeit. 11 Prozent der Wiener Erwerbsbevölkerung sind arbeitslos oder arbeitssuchend! Das ist die Größenordnung einer Stadt wie Innsbruck und das heißt, die Größenordnung einer Stadt wie Innsbruck hat keine Lobby, keine Vertretung und keine Rechte.

Wir GRÜNEN finden das einen unhaltbaren arbeitsmarktpolitischen und demokratiepolitischen Zustand und wir haben den Antrag auf Einrichtung einer Wiener Arbeitslosenanwaltschaft eingebracht. Eine Anwaltschaft zum Beispiel im Gegensatz zu einer Ombudsstelle oder einer Beratungsstelle deshalb, weil sie ja auch Kompetenzen haben soll und weil Rechtssicherheit für Betroffene ja nur mit ausreichenden Kompetenzen möglich und sinnvoll ist. 

Wir stellen uns vor, dass eine Arbeitslosenanwaltschaft eine Informationsstelle, eine Beratungsstelle, eine Vertretungsstelle und eine Vermittlungsstelle zwischen Arbeitssuchenden und Institutionen ist. Sie soll selbstverständlich unabhängig und weisungsfrei sein, zum Beispiel in Anlehnung an die Volksanwaltschaft auf Bundesebene, und selbstverständlich finanziell abgesichert sein. Ich denke in Wien, in einer der reichsten Städte der Welt, ist das möglich. Wir stellen uns vor, dass man für die Ersteinrichtung aus dem Budget für wirtschaftliche Notstandsmaßnahmen finanzieren könnte. StR Rieder hat das schon einmal bei der Jugendarbeitslosigkeit gemacht. 

Die Arbeitslosenanwaltschaft soll selbstverständlich niederschwellig sein und soll eine parteiliche Beratung und Unterstützung in Problemsituationen bieten. Sie soll über Rechte und Pflichten von Arbeitssuchenden aufklären. Sie soll die rechtliche Vertretung im Verfahren übernehmen. Sie soll das Recht auf Stellungnahme im Rahmen des Stellungnahmerechts der Länder bekommen. Auch das geht in Wien. Und sie soll natürlich Informationskampagnen über Rechte arbeitsloser Menschen durchführen. Sie wissen auch, wir werden bei diesem Anliegen von vielen Arbeitsloseninitiativen unterstützt, also wir stehen damit nicht allein. Auch die Arbeiterkammer, der Österreichische Gewerkschaftsbund und die Armutskonferenz sind für die Einrichtung einer Arbeitslosenanwaltschaft.

Sie wissen, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, dass in Wien alles geht und ich finde es vollkommen unverständlich und bin auch sehr enttäuscht, dass Sie unseren Antrag auf Einrichtung einer Wiener Arbeitslosenanwaltschaft ablehnen. Sie argumentieren damit, dass es einerseits rechtlich nicht geht, weil es ein Papier°... (GR Godwin Schuster: Nein!) Einen zahnlosen Papiertiger, glaube ich, hast du es genannt, Godwin, ja. 

Welche Kompetenzen wir der Anwaltschaft geben, das liegt schon an uns! Selbstverständlich ist es rechtlich möglich. Wir wissen, dass das Arbeitsrecht natürlich grundsätzlich in die Bundeskompetenz fällt. Aber auf Basis des Selbstverwaltungsrechts der Gemeinden bitte, auf dessen Basis auch der WAFF 1994 gegründet wurde, wäre es doch leicht möglich, rasch und unbürokratisch zum Beispiel einen Verein - es könnte auch ein Fonds sein, wir legen uns da gar nicht fest, aber zum Beispiel einen Verein - zu gründen, wo die Stadt Wien, der WAFF, die Arbeiterkammer, der ÖGB, das AMS und auch die Arbeitsloseninitiativen vertreten sind. Das ist auch nicht neu. Die Stadt Wien hat auch in anderen Bereichen Vereine, zum Beispiel den „Verein Wiener Jugendkreis“. 

Das alles ist in Wien möglich und ich halte es für wirklich unverständlich, dass Sie jetzt mit Ihrem Antrag, den Sie heute stellen, auf den fahrenden Zug der GRÜNEN aufspringen, die erstmals bereits 1995 die Einrichtung einer Arbeitslosenanwaltschaft gefordert haben. Leider mit geringer Unterstützung der SPÖ, die lange Jahre in der Regierung war und davon gar nichts wissen wollte (Heiterkeit bei GR Godwin Schuster.), die schon vor einem Monat das Konzept der Arbeitslosenanwaltschaft auf Bundesebene präsentiert hat und am 5. Mai einen entsprechenden Antrag im Plenum des Nationalrats einbringen wird. Sie haben diesen Antrag, den Sie heute stellen, offensichtlich einfach vom Karl Öllinger abgeschrieben. Das heißt, hier jetzt zu behaupten, Sie wären die sozialpolitischen Vorreiter und Vorreiterinnen°... (GR Godwin Schuster: Die GRÜNEN in Oberösterreich!) 

Zu den GRÜNEN in Oberösterreich: Sie behaupten, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie, es geht nicht in Wien. (GR Godwin Schuster: Es geht auch nicht in Oberösterreich! Es geht auch dort nicht!) Na Sie liefern mir ja das beste Argument! Sie wissen genau - und jetzt komm’ ich zu Ihnen, liebe Kolleginnen und Kollegen von der ÖVP -, es steht im grün-schwarzen Arbeitsübereinkommen in Oberösterreich drinnen, eine Arbeitslosenanwaltschaft einzurichten. Also offensichtlich hat man dort keine kompetenzrechtlichen Probleme und hat auch den politischen Willen, das zu tun. (GR Godwin Schuster: Sie haben es aber noch nicht gemacht!) Deshalb finde ich es auch sehr schade und eigentlich unverständlich, warum Sie heute hier im Wiener Gemeinderat unserem Antrag auf Einrichtung einer Arbeitslosenanwaltschaft nicht zustimmen (GR Godwin Schuster: Sie haben sich in Oberösterreich über den Tisch ziehen lassen!), aber wahrscheinlich deshalb, weil Sie es ja in Wahrheit gar nicht wollen, genauso wie Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von der Sozialdemokratie. (GR Godwin Schuster: Sie haben sich über den Tisch ziehen lassen!) Sie spielen wieder das alte Spiel: Für die Arbeitslosigkeit ist der Bund verantwortlich, wir in Wien können ja gar nichts tun, wir putzen uns da ab, wir fordern alles von Wien und wollen hier den Kopf in den Sand stecken.

Zum Abschluss möchte ich den Kollegen Zimmermann von der Sozialdemokratischen Fraktion zitieren, der heute etwas ganz Richtiges gesagt hat: „Man wird in der Kommunalpolitik nicht nur daran gemessen, was man tut, sondern auch daran, was man nicht tut“, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie!

Ich hoffe, dass Sie es noch einmal überdenken und dem grünen Antrag auf Einrichtung einer Arbeitslosenanwaltschaft doch zustimmen. Nicht nur, weil es in Wien rechtlich möglich ist, das ist unbestritten, sondern weil es politisch notwendig ist, weil es das Schließen einer arbeitsmarkt- und einer demokratiepolitischen Lücke ist und weil es zur Verbesserung der Situation der Arbeitssuchenden in Wien unbedingt notwendig ist. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich danke Frau Dr Vana für die Begründung und eröffne die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Dauer der Diskussion maximal 180 Minuten beträgt. Die Rededauer ist 20 Minuten. 

Der erste Debattenbeitrag ist von Frau GRin Korosec. Ich erteile ihr das Wort. 

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Herr Vizebürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Frau Kollegin Vana, ich muss deshalb schmunzeln, weil Sie Oberösterreich so lobend erwähnen. So weit mir bekannt ist, waren Sie eine der vehementesten Gegnerinnen von Schwarz-Grün. Also Sie sehen, heute loben Sie es. Das ist bemerkenswert! (Beifall bei der ÖVP. – Aufregung bei den GRÜNEN.)
Frau Dr Vana, Ihr Dringlicher Antrag betreffend eine Wiener Arbeitslosenanwaltschaft scheint beim ersten Hinsehen durchaus diskussionswürdig. Beim zweiten Nachdenken allerdings ist er abzulehnen. 

Warum ist er beim ersten Hinsehen diskussionswürdig? Weil es natürlich unser aller Anliegen sein muss, sich darum zu kümmern, dass man Arbeitslosen hilft, dass sie wieder in den Arbeitsmarkt integriert werden. Aber besonders wichtig ist es, und da komme ich jetzt schon zu den Sozialdemokraten, dass sich das Schicksal Arbeitslosigkeit überhaupt nicht stellt und da hat die sozialdemokratische Alleinregierung in Wien mehr als versagt. Sie haben es erwähnt°... (Beifall bei der ÖVP.)

In Wien, meine Damen und Herren, 10,6°... (GR Franz Ekkamp schüttelt den Kopf.) Sie schütteln den Kopf! Also ich muss schon sagen, Sie schütteln den Kopf! (GR Franz Ekkamp: Da muss man dunkle Brillen aufhaben! Sehr dunkle Brillen!) 10,6 Prozent Arbeitslosigkeit in Wien ist offenbar etwas, was Sie nicht besonders stört! (GR Franz Ekkamp: Mich schon! Mich schon!)

Schauen wir uns Bundesländer an, die ÖVP-regiert sind, zum Beispiel Oberösterreich 5 Prozent, Tirol 5,5 Prozent, Vorarlberg 5,9 Prozent! Wien kann sich diese als Vorbild Nehmen! Mir geht es jetzt gar nicht so sehr um Vorbild nehmen, sondern mir geht es vor allem wirklich um die Fakten: Was wird getan, dass der Arbeitsplatzabbau in Wien endlich gestoppt werden kann? Ich meine, Sie wissen es alle, ich wiederhole es trotzdem: Wir haben Firmen wie Unilever, die 2 500 Arbeits-plätze in den letzten 10 Jahren abgebaut haben, wir haben Philips mit 7 500, Ericsson mit 800, Alcatel mit 2 000, Siemens und bei IBM wird zum Beispiel jetzt auch gemunkelt, dass 500 Arbeitsplätze nach Preßburg gehen sollen. In Wien ist ein Arbeitsloser 131 Tage arbeitslos, auf Bundesebene sind es 101 Tage! In Wien kommt auf 28 Arbeitslose ein Arbeitsplatz, auf Bundesebene auf 11 Arbeitlose ein Arbeitsplatz! Was sind jetzt die notwendigen Reformschritte für die Wirtschaft? Sie sind nicht vorhanden!

Meine Damen und Herren, das macht mich schon betroffen. Erstens macht es mich betroffen, dass eine Dringliche Anfrage, von der in Wien immerhin mehr als 90 000 Menschen betroffen sind°... (GR Godwin Schuster: Sie wissen, jeder 4. Lehrling kommt aus den Bundesländern!) Ich komme dann noch mit°...(GR Godwin Schuster: Jeder 3. Beschäftigte kommt aus den Bundesländern!) Ja, aber wissen Sie°... (GR Franz Ekkamp: Sie haben Scheuklappen!) Ich habe keine Scheuklappe! Die Scheuklappen sind offenbar bei der sozialistischen Alleinregierung! (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir können uns natürlich auch andere Städte anschauen, Herr Kollege. (GR Franz Ekkamp: Das schauen wir uns gerne an!) Das können wir uns durchaus anschauen, ich bin gerne bereit. (GR Franz Ekkamp: Bleiben Sie ganz ruhig, Frau Kollegin!) Ich werde sehen, was Sie dann dazu sagen. Es macht mich wirklich betroffen, dass Sie so wenig Sensibilität haben, weil Ihnen offenbar die Arbeitslosigkeit der Menschen (GR Franz Ekkamp: Bleiben Sie ganz ruhig!) nicht sehr zu schaffen macht! (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Ganz im Gegenteil!)  
91 000 Arbeitslose heißt Unsicherheit für –zigtau-sende Familien in Wien. 91 000 Arbeitslose heißt Einschränkung für Frauen, Männer und Kinder. (GR Godwin Schuster: Sagen Sie das dem Bartenstein! So sagen Sie das doch dem Bartenstein!) 91 000 Arbeitlose heißt (GR Mag Andreas Schieder: Sagen Sie das auf Bundesebene!) Zukunftsangst (GR Godwin Schuster: Sagen Sie das dem Bartenstein!) für die Betroffenen. (GR Mag Andreas Schieder: Sagen Sie das auf Bundesebene doch endlich einmal!) Bitte auf der Bundesebene, Herr Kollege Schieder°... (GR Godwin Schuster: Und ist alles in Ordnung auf Bundesebene?) Schauen Sie, mir ist jeder Arbeitslose, den es in Österreich gibt, ein Arbeitsloser zuviel (Beifall bei der ÖVP.), aber auf der Bundesebene°... (GR Godwin Schuster: Und ist dort alles in Ordnung? – Aufregung bei der SPÖ.) Schauen Sie sich Statistiken°...(GR Godwin Schuster: Was heißt da Statistik?) Offenbar schauen Sie sich auch das nicht mehr an, weil Sie das alles ja nicht interessiert! Sie sind sowieso so gut und das, genau das (GR Godwin Schuster: Was heißt Statistik? Da sind Menschen dahinter!), genau das sind die Fehler, die Sie hier in Wien machen! Sie glauben, Sie sind allmächtig, Sie können alles tun! (Beifall bei der ÖVP.)
Auf der Bundesebene unter einem Bundeskanzler Schüssel gibt es 3,2 Millionen Beschäftigte. So viele (GR Heinz Hufnagl: Über 300 000 geringfügig Beschäftigte! Über 300 000 geringfügig Beschäftigte!) hat es noch nie in Österreich gegeben. (GR Heinz Hufnagl: Teilzeitjobs sind das großteils, diese Zuwächse!) So viele hat es noch nie gegeben! In den°... (GR Heinz Hufnagl: Über 300 000 geringfügig Beschäftigte!) Schauen Sie, es stört Sie offenbar doch, sonst würden Sie nicht°... (GR Franz Ekkamp: Diese Zuwächse sind ja großteils Teilzeitjobs! Davon kann doch niemand leben! – GR Godwin Schuster: Von dem Geld kann doch kein Mensch leben! Versuchen Sie das einmal!) Schauen Sie, aber bei Arbeitslosen°... (GR Godwin Schuster: Versuchen doch Sie einmal, davon zu leben!) Sie haben lieber die Arbeitslosen (GR Godwin Schuster: Na sicher nicht!), ich habe lieber flexible Beschäftigte statt Arbeitslose! (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber auch da, wissen Sie°... (GR Heinz Hufnagl: Ja, Flexibilität brauchen wir! Es tut gut, das aus Ihrem Mund da zu hören! – GR Godwin Schuster: Sie jubeln über das, was auf Bundesebene passiert! – Große Aufregung bei der SPÖ.) Faktum ist°... 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Ich würde sagen, Zwischenrufe sind ganz interessante Einlagen, aber es war halt schon ein Trommelfeuer. Ich habe lange genug gewartet. Ich bitte darum, dass man jetzt der Rednerin in Ruhe das Wort überlässt. (GR Godwin Schuster: Sie jubeln über das, was auf Bundesebene passiert!) 

GRin Ingrid Korosec (fortsetzend): Ich juble überhaupt nicht. Ich habe Ihnen gesagt, jeder Arbeitslose ist mir zuviel (GR Godwin Schuster: Ja, ja!), aber wir sind in Wien und wir reden hier über Wien, und das hören Sie eben nicht gerne! (Beifall bei der ÖVP.)  

In den letzten 40 Jahren sind auf Bundesebene rund 40 Prozent mehr Beschäftigte. In Wien sind die Beschäftigten gleich geblieben, sie sind sogar etwas gesunken. Wir haben 1965 780 000 Beschäftigte gehabt, wir haben jetzt 760 000! Das ist die Weltstadt Wien! Na stimmt es nicht, Herr Kollege, stimmt es nicht? (GR Godwin Schuster: Sie interessiert das Detail nicht! Sie kommen mit Ziffern!) Ja, ich komme jetzt mit Ziffern. Sie haben mich erinnert: Internationaler Vergleich, Städte, die von der Stadtregion, von der Größe zu vergleichen sind (GR Godwin Schuster: Ja herrlich!), zum Beispiel München, Mailand (GR Godwin Schuster: Berlin!), die letzten 30 Jahre: In Wien kein Beschäftigungswachstum, in Mailand, in München 70 Prozent Beschäftigungswachstum! Das heißt, die Städte sind eben die Lokomotive und sollen die Lokomotive sein, nur in Wien sind sie die Bremser! (Beifall bei der ÖVP.)  

Oder die Technologiepolitik. Die SPÖ-Stadtregierung betont bei jeder Gelegenheit, wie wichtig Technologieförderung und –forcierung ist. Ja, ich bin durchaus bei Ihnen. Allerdings hat in technologieorientierten Bereichen im internationalen Städtevergleich von der Gesamtbeschäftigung Wien 11,1 Prozent, Stuttgart hat 23,9 Pro-zent, München hat 17,7 Prozent! Haben Sie jetzt zugehört, weil Sie unbedingt die internationalen Vergleiche wollten? Jetzt höre ich von Ihnen nichts! 

Herr StR Rieder! Ich muss schon sagen, Ihnen ist ja das alles bewusst, Sie kennen die Ziffern, Sie wissen, was sich da abspielt und ich wundere mich, dass Sie noch ruhig schlafen können, denn wo°... (Beifall bei der ÖVP. – VBgm Dr Sepp Rieder: Wieso wissen Sie, dass ich ruhig schlafe?) Ach ja, vielleicht schlafen Sie eh nicht ruhig. Das spricht aber für Sie, Herr Stadtrat, das spricht dann für Sie! (GR DDr Bernhard Görg: Wenn es aus dem Grund ist! – Heiterkeit bei der ÖVP.) 

Wo ist das Wiener Wachstumspaket? In drei Tagen feiern wir die EU-Erweiterung und das ist ein großer Tag, ein historisches Ereignis. Ich bin stolz, da auch dabei sein zu dürfen. Aber wie ist Wien auf diese neuen Herausforderungen vorbereitet? Wenn wir um uns Ziel 1-Gebiete haben, sind wir mit den wirtschaftlichen Maßnahmen, die gesetzt werden, im Stande mitzuhalten oder werden unsere EU-Nachbarn die Chancen im Zuge der Osterweiterung rascher nützen? 

Meine Damen und Herren, Kritik kommt von der Opposition. Na selbstverständlich, wir müssen ja auch aufzeigen, wenn etwas nicht klappt. Aber Kritik kommt auch von Beratungsfirmen. Das wird allerdings von der sozialistischen Landesregierung offensichtlich nicht ernst genommen. Die Schlüsse, die das WIFO zur internationalen Wettbewerbsfähigkeit Wiens zieht, ist erschreckend, Herr Finanzstadtrat! Ich zitiere: "Wien ist keinem der Spezialisierungsmuster hochentwickelter Stadtregionen zuzuordnen. Für eine Entwicklung nach dem Muster dynamischer Industriestädte zählt mittlerweile die Industrieorientierung." Zitatende. 

Da muss ich mich schon sehr wundern, wenn ich dann ein sehr langes Interview ... (VBgm Dr Sepp Rieder: Aber Sie könnten ruhig weiter zitieren! Zitieren Sie ruhig weiter!) Ja, ich habe das zitiert, das war Ihnen wieder unangenehm, ja? (VBgm Dr Sepp Rieder: Zitieren Sie weiter! Warum hören Sie jetzt auf?) Ich kann mich nur sehr wundern, wenn ich (GR Franz Ekkamp: Zitieren Sie weiter! Zitieren Sie doch weiter, Frau Kollegin! Sind Sie einmal fair!) gestern, glaube ich, im “Trend“ ein sehr langes Interview von Bgm Häupl gelesen habe. Und es wird ja immer alles so geschönt, alles wird ja so verniedlicht, wenn er auf die Frage „Sind die Vorwürfe, die vom Bundeskanzler abwärts laufend gegen Wien erhoben werden, alle frei erfunden?“ sagt: „Natürlich üben die Schwarz/Blauen im hohen Ausmaß Kritik an Wien, so wie sie das schon in der Zwischenkriegszeit gemacht haben. Die objektiven Daten sprechen eine andere Sprache. Bei fast allen Eckdaten ist Wien absolut führend.“ Jetzt frage ich Sie: Führend im Positiven oder im Negativen? Mein Eindruck ist: Im Negativen! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Die Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik ist in Wien eine verfehlte Politik. Es ist halt sehr zu bedauern, dass die Wienerinnen und Wiener die Zeche dafür bezahlen müssen.

Jetzt komme ich zu Ihrem Antrag. Wenn wir als Wiener ÖVP diesem Antrag nicht zustimmen, so ist das ganz einfach. Es gibt ausreichend Institutionen, wo Information, Beratung, Vertretung und Vermittlungstätigkeiten für Arbeitslose erfolgen sollen. Ich denke an den WAFF, ich denke an das AMS. Hier sollten die Arbeitslosen ja nicht verwaltet, sondern tatsächlich individuell begleitet, beraten, vermittelt werden.

Frau Kollegin Vana, die Volksanwaltschaft ist ja auch Landesvolksanwalt in Wien. Selbstverständlich und Gott sei Dank hat es in allen Fällen nur Wien verhindert, dass die Volksanwaltschaft prüfen kann, wenn aufgegliedert wird. Beim AMS auf der Bundesebene ist es gelungen, dass die Volksanwaltschaft weiter prüft und damit natürlich auch das Wiener AMS. Das heißt, hier ist die Möglichkeit gegeben, über die Volksanwaltschaft alle Überprüfungen durchführen zu lassen. Ich bin bei Ihnen, es gibt leider, leider sehr viele Anlassfälle dazu. Aber das kann die Volksanwaltschaft prüfen und tut es auch sehr genau. 

Und es ist wirklich skurril, wenn die Wiener Arbeiterkammer sagt: Ja, ich bin für so eine Anwaltschaft. Was heißt denn das? Das heißt, sie wollen Arbeit abschieben, weil es die ureigenste Aufgabe der Arbeiterkammer ist, sich um Arbeitslose zu kümmern! Bitte, was ist denn? Jeder Arbeiternehmer, der arbeitslos wird, zahlt ja vorher Kammerumlage und jeder Arbeitnehmer, der arbeitslos wird, bezahlt auch von seinem Arbeitslosengeld Arbeiterkammerumlage. Die Arbeitslosen werden ja auch jetzt bei der Kammerwahl angeschrieben! Sie zahlen von der Arbeitslose. Es ist dort ja die ureigenste Aufgabe, in Krisensituationen – und bitte Arbeitslosigkeit ist eine Krisensituation für einen Menschen – Hilfestellung zu leisten. 

Ich weiß aber auch, dass es bei der Wiener Arbeiterkammer tatsächlich nicht funktioniert. Nur, bitte, eine neue Institution zu schaffen, weil die andere Institution, wo viele Gelder hineinfließen, wo jeder Arbeitnehmer zwangsverpflichtet ist zu zahlen, nicht funktioniert und deshalb schaffe ich eine neue Organisation? Also das kann es bitte doch nicht sein! 

Ich habe mich zum Beispiel in Tirol erkundigt. Die Arbeiterkammer Tirol kümmert sich sehr, sehr genau um die Arbeitslosen. In Tirol hat man ja auch nur 5 Prozent Arbeitslose, also weniger als die Hälfte als in Wien. Das heißt, die Arbeiterkammer hat sich darum zu kümmern! Die Arbeiterkammer soll sich darum kümmern und nicht wie zum Beispiel heute im “Standard“ Inserate mit öffentlichen Mitteln zu schalten, mit Mitteln der Arbeitnehmerinnen und Arbeiternehmer, um gegen die Regierung zu polemisieren! Das ist etwas°...(GR Franz Ekkamp: Und die Regierung schaltet nichts?) Das ist Missbrauch und darum sollten Sie sich kümmern! (Beifall bei der ÖVP. – GR Franz Ekkamp. Ja und die Regierung schaltet nichts? Die Regierung schaltet nichts?)
So wie in der Landesregierung ist es offenbar auch in der Wiener Arbeiterkammer: Wien ist anders. Überall sonst funktioniert es, in Wien funktioniert es nicht. (GR Franz Ekkamp. Besser!) Das heißt, auf den Nenner gebracht: Die Wiener Arbeiterkammer gehört reformiert. Wenn etwas nicht funktioniert, muss man reformieren und zwar rasch, nachhaltig und effizient! Nicht der Ruf nach einer neuen Institution, nach neuer Bürokratie, natürlich verbunden mit Kosten, ist der Weisheit letzter Schluss!

Aus diesem Grund bringe ich auch mit meinen Kollegen Dr Tschirf und Prof Strobl einen Beschluss- und Resolutionsantrag: 

„Der Wiener Gemeinderat fordert die Wiener Arbeiterkammer auf, ihr Serviceangebot für arbeitssuchende ArbeitnehmerInnen nachhaltig zu verbessern. Eine eigens eingesetzte Arbeitsgruppe sollte zu diesem Zweck präzise Inhalt und Vorschläge und einen genauen Zeitplan für deren Umsetzung erarbeiten.

Darüber hinaus fordert der Wiener Gemeinderat die Wiener Arbeiterkammer auf, im Hinblick auf die dramatische Situation am Arbeitsplatz viel stärker als bisher auf die Wiener SP-Alleinregierung Druck auszuüben, damit diese die Arbeitslosigkeit in Wien nachhaltig bekämpft.“ 

Wir ersuchen um sofortige Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren der sozialdemokratischen Alleinregierung, lassen Sie sich ins Stammbuch schreiben: Sie alle und die meisten sind nicht da, weil es sie nicht interessiert (GR Godwin Schuster: Das ist nicht die Ursache!), aber auch die, die nicht da sind, auch die sind moralisch die Anwälte der Arbeitslosen und für deren Schicksal mitverantwortlich. Handeln Sie endlich danach! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Römer, bitte.

GR Johann Römer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Werte Kolleginnen und Kollegen!

Der heutige Dringliche Antrag fußt auf einem Problem, das in diesem Rathaus in fast jeder Sitzung Thema ist, nämlich die Arbeitslosigkeit und hier vor allem die Arbeitslosigkeit in Wien.

Wir stellen mit Bedauern fest, dass Wien in den letzten Jahren in der Arbeitslosenstatistik in Österreich immer der Spitzenreiter war. Ich möchte Ihnen eine Freude machen und so habe ich mir jetzt wieder die letzte Statistik hergenommen, nämlich den Vergleich zum Vorjahr. Da ist in Österreich die Arbeitslosigkeit um 5,5 Prozent gestiegen und Spitzenreiter dabei ist einmal ausnahmsweise nicht Wien, sondern Salzburg. Da weiß ich nicht genau, ob die 9,6 Prozent auf die vielen Werktätigen im Fremdenverkehr zurückzuführen sind oder schon zukunftsweisend sind, in Aussicht nehmend, dass eine sozialdemokratische Landeshauptfrau dorthin kommt. Dann kommt schon Wien mit 9,3 Prozent Steigerung. Weil Sie es so gerne hören, sage ich Ihnen auch, welches Bundesland keine Steigerung hat, sondern mit 0,0 Prozent Steigerung in der Statistik steht - in absoluten Zahlen minus 2 Arbeitslose - und das ist Kärnten. Ich möchte darauf verweisen, dass das sozialdemokratisch geführte Wien eine Steigerung von 9,3 Prozent hat und Kärnten mit einem freiheitlichen Landeshauptmann an der Spitze Gott sei Dank keine Steigerung zu vermerken hat, nur weil Sie immer so gerne hergehen und Vergleiche anstellen. (Beifall bei der FPÖ. – GR Franz Ekkamp: Wie hoch ist die Arbeitslosigkeit in Kärnten? In Kärnten ist sie 12°Prozent! – GR Mag Hilmar Kabas: Ist eh klar, weil die SPÖ in Koalition ist!)
Ich möchte auch darauf eingehen, weil von der Wiener SPÖ die Schuld an allem, was ist - und da gibt es nichts, was ausgenommen wird -, immer wieder auf die Bundesregierung geschoben wird. Jetzt habe ich mir die Arbeitslosenstatistik aus Wien angeschaut. Da sagen Sie immer, die Arbeitslosigkeit in Wien muss ja deswegen steigen, weil in Wien so viele Bundesdienststellen sind und offensichtlich nach Ihrem Dafürhalten sämtliche Einsparungen im Bund nur in Wien stattfinden. Aber ich frage Sie, wenn ich mir nämlich die Statistik der Wiener Arbeitslosen anschaue, wenn ich von den 88 000 ausgehe, wieso dann über 46 000 - das sind über 50 Prozent - keine abgeschlossene Schulausbildung und keine abgeschlossene Berufsausbildung haben, überhaupt nichts abgeschlossen haben, sondern höchstens die Pflichtschule abgeschlossen haben? Das ist ein Umstand, wenn man jetzt denkt über 50 Prozent, dass das unbestritten nicht jene sein können, die die Akademikerjobs beim Bund bekommen hätten oder Sonstiges, damit man das einmal auf die Seite kehrt. 

Aber die andere Frage hier ist natürlich schon auch für mich: Wieso haben wir in Wien über 50 Prozent Arbeitslose, die keinerlei Berufs- und Schulausbildung haben? Und jetzt muss man dazu sagen: Und das in einem Land, das ja für viele Länder Vorbild ist, weil wir wissen, in Österreich wird man nicht mit 15 Jahren Hilfsarbeiter, in Österreich geht man in eine Schule oder man geht in eine Lehre und wir sind stolz darauf, dass wir ein Land sind, das den Jugendlichen immer schon eine gute Ausbildung mit auf den Weg gegeben hat, denn nicht umsonst besuchen uns hier in Österreich ja Delegationen aus anderen Ländern und schauen sich unser Ausbildungssystem an. Daher ist für mich die Frage, wieso über die Hälfte der Arbeitslosen keine Schul- oder Berufsausbildung hat? Und ich gehe jetzt auch davon aus, dass unsere Maßnahmen mit WAFF et cetera hier leider Gottes auch nicht den gewünschten Erfolg bringen konnten, den man haben müsste, weil das ja eine Situation ist, die unerträglich ist, denn in Wirklichkeit heißt das: Hast du keine Ausbildung, hast du überhaupt wenig Chancen am Arbeitsmarkt. 

Die Grundidee des heutigen Dringlichen Antrags oder der Anlassfall ist sicherlich Oberösterreich, wo die ÖVP mit den GRÜNEN gemeinsam die Regierung stellt und wo auch ein Regierungsprogramm beschlossen worden ist und°... (GR Godwin Schuster: Sie müssen irgend etwas herzeigen, was sie am Freitag präsentieren können!) Ja, na eben. Jetzt habe ich mir das Regierungsprogramm auch durchgelesen, weil ich ja im Klartext wissen wollte, was das eigentlich ist. Da habe ich in diesem Regierungsprogramm viereinhalb Zeilen gefunden und da heißt es: „Oberösterreich wird sich bemühen, vom Bund mehr Arbeitsmarktmittel zu erhalten.“ Na welches Bundesland will das nicht? „Zur Stärkung der Stellung von Arbeitslosen wird eine Arbeitslosenanwaltschaft eingeführt. Die Konzeption, Einrichtung und Anwendung wird im Einvernehmen mit dem Land Oberösterreich, den Sozialpartnern und den Selbsthilfeorganisationen durchgeführt.“ Also da ist einmal überhaupt nicht festgelegt, was sie machen sollen oder Sonstiges, eine Willenserklärung zweier Parteien. Daher konnten wir mit dem nicht sehr viel anfangen. 

Aber in dem Zusammenhang zurückkommend auf Wien, weil mir das auch aufgefallen ist: Wenn hier im Wiener Rathaus über Arbeitsmarktpolitik diskutiert wird, dann heißt es immer: „Arbeitsmarktpolitik ist natürlich Bundessache und keine Landessache.“ Das wissen wir, aber wir wissen auch ganz genau, dass die Länder natürlich immer schon direkt oder auch indirekt eingegriffen haben, weil jede Investition et cetera Auswirkung auf den Arbeitsmarkt hat. Daher kann es nicht so sein, dass ich sage, das Land schiebt alle Verantwortung weg, sondern im Gegenteil, man versucht ja vieles zu machen, aber in Wien wird immer, bevor man sagt, wir machen irgend etwas, gesagt: "Der Bund ist schuld." Und es ist immerhin interessant, dass die Oberösterreicher sagen - obwohl ich damit ja nichts zu tun habe - und sich hier deklarieren und in dieses Programm hineingeschrieben haben, was sie alles für den Arbeitsmarkt tun wollen. Also die haben sich nicht in der Aussage erschöpft „Brauchen wir nicht, der Bund ist für alles verantwortlich“, sondern die haben auch gesagt, was sie alles wollen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dieser Antrag liegt jetzt vor und es gibt ja schon einen Vorgänger dieses Antrags aus der Wiener Arbeiterkammer von der den GRÜNEN verwandten Fraktion. Man sollte da ja einmal das ganze Arbeiterkammergesetz vorlesen, nur offensichtlich ist das auch nicht mehr so richtig, aber der § 1 genügt fürs erste einmal. Der § 1 des Arbeiterkammergesetzes lautet: „Die Kammern für Arbeiter für Angestellte und die Bundesarbeitskammer für Arbeiter und Angestellte sind berufen, die sozialen, wirtschaftlichen, beruflichen und kulturellen Interessen der Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen zu vertreten und zu fördern.“ Okay. Also wenn wir auf die kulturellen Interessen et cetera keine Rücksicht nehmen, dann gehen wir von den sozialen Interessen aus. 

Und dann heißt es ja in dem Antrag, dass man unabhängig und weisungsfrei agieren soll, arbeitslose Menschen bei der Durchsetzung ihrer Interessen unterstützen soll, in Gesetzgebungsverfahren eingebunden werden soll, niederschwellige Beratung bieten soll und da auch finanziell abgesichert werden soll. Die Grundtendenz ist auch die, dass hier nicht nur die Gemeinde Wien einschreiten soll, sondern dass neben den Initiativen natürlich auch Interessensvertretungen oder Sonstiges eingebunden werden sollen. Das kann ja nur heißen, Arbeiterkammer und Gewerkschaft. 

Jetzt frage ich mich, wenn ich für alle diese Aufgaben schon eine gesetzliche Institution habe, nämlich die Arbeiterkammer, wozu ich dann noch einmal einen eigenen Anwalt installieren soll? Noch dazu wenn ich sage, ich binde dann jene ein, die hier für diese Aufgaben sowieso zuständig wären, nämlich Arbeiterkammer und die Gewerkschaft, die in diesem Bereich genauso tätig ist. Daher frage ich mich, was das soll?

Gehen wir davon aus, dass die Arbeiterkammer gesetzliche Aufgaben zugewiesen bekommen hat und ich erlaube mir, hier nur jene vorzulesen, die auf die heutigen Anträge replizieren. Da steht einmal im § 4 Abs 2 Ziffer 1 „Stellungnahmen zu Gesetzesentwürfen und Gesetzesvorhaben“ und so weiter, in der Ziffer 2 „Den Verwaltungsbehörden sind Vorschläge und Berichte zu erstatten“, in der Ziffer 7 „Wissenschaftliche Erhebungen und Untersuchen, die die Lage der Arbeitnehmer betreffen, sind durchzuführen oder sonstwie an ihnen mitzuwirken“ und Ziffer 8 „Über alle Interessen die Arbeitnehmer betreffende Angelegenheiten ist zu informieren.“ Daher glaube ich, dass das eine Parallelität ist, die man an und für sich ja nicht braucht. Und ich frage mich, warum die Sozialdemokraten, die ja sowieso die Arbeiterkammer - und jetzt gar nicht im negativen Sinne, sondern objektiv gesehen – beherrschen, und Sie haben dort ja eine tolle Mehrheit und wenn man Betriebsrat war, dann weiß man ja auch, dass dort Nicht-Sozialdemo-kraten kaum angestellt werden, das heißt, Sie können sich dort entfalten, Sie können für den Arbeitnehmer im Rahmen des Gesetzes tätig werden, jetzt hergehen und hier einen Antrag stellen, wo Sie auch wieder genauso wie die GRÜNEN einen Anwalt fordern. Und zwar fordern Sie die Bundesregierung auf, einen Bundesanwalt mehr oder weniger einzusetzen und in jedem Land eine Landesgeschäftsstelle, die sich mit den gleichen Problemen befassen soll. 

Vielleicht noch ein Einschub: Man kann ja jetzt nicht sagen, diese Leute haben keine Vertretung. Diese Leute haben ja eine Vertretung. Diese Leute sind auf jeden Fall vorher in der Arbeiterkammer Pflichtmitglieder und zum Großteil Mitglieder in der Gewerkschaft gewesen. Also man kann ja nicht sagen, dass die nicht vertreten werden. Aber jetzt brauchen Sie noch eine Institution. Jetzt sage ich, wenn man zurückdenkt, immer wenn in Wien ein Anwalt geschaffen wird - und ich habe ja in Bereichen, wo es nichts gibt, nichts dagegen, sondern im Gegenteil, das ist sogar sehr sinnvoll -, dann wissen wir, dass am nächsten Tag acht Dienstposten da sind! Ich würde sagen, mit dem ganzen Geld, was das kostet, könnte man schon wieder hundert Menschen eine Gelegenheit geben, sich besser zu qualifizieren und mehr Chancen am Arbeitsmarkt zu haben. Ich glaube, das Geld wäre da besser angelegt. 

Aber ich gehe jetzt davon aus, wenn die Sozialdemokraten selbst so etwas fordern, dann müssten wir hinterfragen, wie das wirklich gedacht ist, weil Sie damit ja in Wirklichkeit die Arbeiterkammer in Frage stellen. Und zwar stellen Sie sie in Frage, indem Sie sagen: Es gibt eine Lücke und die Arbeiterkammer nimmt sie nicht wahr. Na dann muss ich etwas machen. Entweder muss ich den Leuten dort auf die Finger klopfen oder wenn es eine gesetzliche Lücke ist, dann muss ich die gesetzliche Lücke schließen, weil die Arbeiterkammern immerhin alle sozialen Interessen aller Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer wahrzunehmen haben. Oder es gibt eine Lücke, weil sie nicht wahrgenommen wird. Na dann muss man darüber reden, wieso das passiert und diese Lücke schnellstens schließen. 

Das heißt, den sozialdemokratischen Antrag verstehe ich überhaupt nicht, weil es ja wirklich ein bisschen skurril ist, wenn ich zwei Institutionen habe - und ich gehe davon aus, dass die Arbeiterkammer und Gewerkschaft ja mehrheitlich sozialdemokratisch dominiert sind -, dass Sie jetzt sagen, die zwei können das nicht oder machen das nicht und jetzt schaffen wir eine dritte Institution, nur um dem heutigen Thema hier auszuweichen. 

Daher werden wir beide Anträge mit der Feststellung ablehnen, dass es in Wirklichkeit unsere Aufgabe wäre, dass man diesen Themen gar keine Beachtung schenkt und es etwas viel Wichtigeres gibt, nämlich dass wir dafür sorgen, dass es in Wien keine Arbeitslosen gibt, weil wir diese Diskussion dann nicht hätten. Dann bräuchten wir nicht befürchten, dass wir Menschen schützen müssen, die in einer leider Gottes unangenehmen Situation sind, weil sie nämlich arbeitslos sind. Daher muss man weiter darüber nachdenken, was Wien machen kann, um den Arbeitsmarkt hier so zu gestalten, so zu unterstützen, dass es rechtlich möglich ist und auf der anderen Seite die Arbeitslosigkeit in Wien so herabsenkt.

Wenn ich nur denke, dass Oberösterreich in seinem Programm stehen hat, es will die Arbeitslosenrate unter vier Prozent senken, dann sind wir davon weit entfernt. Aber ich glaube, das ist in Wirklichkeit die große Aufgabe, deren Anstrengung es bedarf, damit man solche Diskussionen über Dinge, die man in Wirklichkeit schon im Ansatz verhindern muss, nicht führen muss. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist der Herr GR Scheed, bitte.

GR Norbert Scheed (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Meine geschätzten Damen und Herren des Wiener Gemeinderats! 

Einmal mehr ist hier das Thema Arbeitslosigkeit Gegenstand einer Diskussion, wo man sich teilweise nur wundern kann. Also ich gebe ehrlich zu, dass mir vor allem beim Debattenbeitrag der Frau Abg Korosec fallweise die Luft weggeblieben ist, weil ich mich noch gut daran erinnern kann, was für Positionen die Abg Korosec, als sie noch nicht Abgeordnete war und - wenn ich mich richtig erinnere - Betriebsrätin beim ADEG war und in der GPA aktiv mitgearbeitet hat - ich glaube besonders aktiv in der Frauenabteilung der GPA -, dort zu den geringfügig Beschäftigten und zu prekären Arbeitsverhältnissen vertreten hat. Und wenn sie heute hier auf den Einwand, dass ein Teil des Beschäftigungswachstums, sofern es überhaupt eines gibt, auf prekäre Dienstverhältnisse zurückzuführen ist, die in Wirklichkeit Armut bei Arbeit bedeuten, sagt: Das ist mir lieber als überhaupt nichts - also da wird ein abgehobener Zynismus für mich spürbar, über den ich mich wirklich nur wundern kann und der mich auch erschreckt! Ich denke mir, die Gewerkschaftsfunktionärin Korosec von damals hätte sich gewunden wie ein Regenwurm, wenn das jemand in ihrer Gegenwart gesagt hätte! (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich möchte die Statistik nicht allzu sehr strapazieren, aber nachdem ein paar immer wiederkehrende Auszüge aus Statistiken immer wieder bewusst fehlinterpretiert gebracht und wiederholt werden, jetzt nur zwei Daten, wo ich weiß, dass sie unangenehm sind. Schaut man sich die Entwicklung der Beschäftigung in Österreich in den letzten vier Jahren der SPÖ-geführten Bundesregierung 1996 bis 99 an, dann ist in diesem Zeitraum die Arbeitslosenzahl um 9 000 gesunken. Seit FPÖVP am Werk ist, ist sie um 33 000 gestiegen und das sind Fakten, die nicht wegzudiskutieren sind! 

Wir haben auch das Faktum, und das hat nichts mit Ausreden auf den Bund zu tun, sondern das ist ein nachweisbares Faktum, dass im Zeitraum von 2000 bis 2002 durch den Bund in Wien 13 000 Stellen abgebaut worden sind. Das hat natürlich einen unmittelbaren Effekt auf die Arbeitslosenrate in Wien. Aber nicht nur diese 13 000, sondern natürlich auch die Folgewirkungen durch die damit ausgelöste sinkende Kaufkraft sind zu beklagen. Also das heißt, man kann sich nicht auf den Standpunkt stellen, hier jetzt auch wieder so zu tun, als gäbe es an den Wiener Grenzen Glasmauern und herinnen würde sozusagen alles ohne Korrespondenz mit der Außenwelt passieren. Sieht man die Korrespondenz mit der Außenwelt - weil das Kärntner Beispiel strapaziert worden ist -, dann weiß in diesem Raum, glaube ich, auch jeder, dass Wien 200 000 Einpendler auf dem Arbeitsmarkt hat und 50 000 Auspendler. Das heißt, saldiert man die Pendlerrelation, dann sieht man, dass Wien nicht nur Vollbeschäftigung hätte, sondern ganz im Gegenteil noch 60 000 Leute zu wenig hätte! Also das heißt, die Arbeitslosenrate muss man im Zusammenhang mit dem Pendleraufkommen sehen und mit der Tatsache, dass jeder vierte Arbeitsplatz dieser Republik in dieser Stadt ist! (Aufregung bei der FPÖ.) 

Und dass diese Stadt eine leistungsfähige ist, nur so nebenbei, sieht man auch daran, dass die Wirtschaftsleistung Wiens immer noch 50 Prozent über dem Bundesschnitt liegt. Also das heißt, die Wiener Wirtschaftspolitik und die Wiener Arbeitsmarktpolitik ist unter diesen extrem schwierigen Bedingungen, die diese Bundesregierung der Stadt setzt, eine erfolgreiche und herzeigbare! (Beifall bei der SPÖ.) 

Zur Frage des konkreten Themas der Arbeitslosenanwaltschaft. Also ich kann die Aussage der Abg Vana, es gäbe hier keine Vertretung und keinen Zuspruch, so nicht ganz akzeptieren. Es ist ihr vielleicht entgangen, dass der ÖGB bei seinem letzten Bundeskongress auch in seinen Statuten seine Vertretungszuständigkeit erweitert hat, also dass auch Arbeitslose nicht nur im ÖGB sowieso verbleiben können und von ihm vertreten werden, sondern dass Arbeitslose dem ÖGB auch neu beitreten können und der ÖGB von einem manchmal vielleicht nicht ganz unberechtigten Vorwurf, nur eine Arbeitsplatzbesitzerlobby zu sein, längst in ein Verständnis gewechselt ist, dass auch die Fragen der Arbeitslosigkeit Kernfragen der gewerkschaftlichen Interessensvertretung sind. Das heißt, auf der einen Seite gibt es hier eine Institution, die auf der freiwilligen Ebene die Interessensvertretung wahrnimmt, auf der anderen Seite - keine Frage - ist auch in der Tätigkeit der Arbeiterkammer die Arbeitsmarktpolitik ein ganz wesentlicher Bestandteil. 

Es gibt in der Wiener Arbeiterkammer den Ausschuss für Arbeitslosenversicherung und Arbeitsmarktpolitik, der sich hier mit diesen Fragen auch beschäftigt. Ausgehend von der Beschäftigung mit diesen Fragen kam es auch zu einer Klärung der Schnittstelle mit dem AMS und des Umgangs mit der Beratung und Vertretung von Arbeitslosen bei ihren Leistungsrechten im AMS. Und weil es aber - und das ist der entscheidende Punkt zu den aufgezählten Anwaltschaften in Wien, die Sie genannt haben - hier einen wesentlichen Unterschied gibt, dass nämlich der Partner für so eine Anwaltschaft eine Bundeseinrichtung ist, nämlich das AMS, wenn auch für uns natürlich primär das AMS-Wien, macht es glaube ich keinen Sinn, eine Anwaltschaft jetzt nur für ein Bundesland zu machen, sondern wenn man zur Überzeugung kommt, dass das eine wichtige Ergänzung wäre, dann muss das für alle Arbeitslosen in ganz Österreich gelten.

Ich persönlich glaube, dass trotz einem bereits bestehenden Vertretungsanspruch von bestehenden Organisationen eine Arbeitslosenanwaltschaft eine ganz, ganz wichtige Funktion auf der Bundesebene ausüben kann. Es geht auf der einen Seite darum, die Rechtsstellung des Arbeitslosen zu verstärken und zu verbessern, nämlich gegenüber der Institution AMS. Die zweite große Aufgabe wäre aber, auch eine unabhängige Stelle zu haben, die die soziale Situation von Arbeitssuchenden und deren Entwicklung ständig analysiert, dokumentiert und der Öffentlichkeit zur Verfügung stellt, um hier auch im gesellschaftlichen Mainstream sozusagen eine zusätzliche Rolle im Lobbying für Vollbeschäftigungspolitik für die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und das Bewusstsein in der Bevölkerung über die reale soziale Situation der Arbeitslosen herzustellen und dafür zu sorgen. 

In diesem Zusammenhang vielleicht noch ein Hinweis, warum das auf Bundesebene so gut wäre, weil Oberösterreich Gegenstand des Themas war. Nur so nebenbei sei gesagt, dass Oberösterreich jenes Bundesland ist, wo die meisten so genannten Zehner, nämlich die Arbeitslosengeldsperren verhängt werden und es nicht unwesentliche Vertreter gibt, die uns erklären wollen, dass das das Modell ist, wie man mit Arbeitslosen umzugehen hätte. Also hier, glaube ich, wird sich doch eine breite Allianz finden, die einen qualitativ anderen Zugang zur Arbeitslosenbetreuung und zur Vertretung von Arbeitslosen in ihrer schwierigen Situation hat. 

Wir haben die Frage des Abg Römer noch offen, der gemeint hat, dass der Grund der Tatsache, dass 50 Prozent der Arbeitslosen keinen formalen Berufsabschluss haben, nicht mit den Bundesbediensteten, die abgebaut worden sind, erklärbar wäre. Eine Korrektur: Die 50 Prozent der Arbeitslosen sind nicht ohne Schulabschluss, sondern sie sind bis zur Ebene Pflichtschulabschluss. Und was im Arbeitsmarktprozess passiert, ist, dass wenn bestimmte Stellen hochqualifizierte Beschäftigte nicht mehr aufnehmen, die natürlich selbstverständlich dann weiterhin am Arbeitsmarkt auftreten. Sie nehmen nun schlechter qualifizierte Jobs an und drücken damit die Arbeitslosigkeit auch von der Qualifikation her nach unten. Das ist eine Erklärung, die Sie auch statistisch nachvollziehen können, warum das so ist. Das heißt, wir sind dabei dann letztlich in einem Bereich, wo wir es mit sehr vielen Personen zu tun haben, die auch bei der Wahrnehmung ihrer Rechte und ihrer Interessen - und deswegen sage ich, die Stärkung der Rechtsstellung ist eine ganz entscheidende Frage - Schwierigkeiten haben. 

Hier kann auch die Arbeitslosenanwaltschaft als eine ausgewiesene Institution, die signalisiert, dass sie unabhängig Parteistellung für den rechtssuchenden Arbeitslosen hat, eine wichtige Ergänzung sein.

Daher stellen wir den Antrag, dass eine solche Einrichtung geschaffen werden soll. Diese soll dort geschaffen werden, wo sie hingehört, nämlich auf der Bundesebene für den gesamten Bereich des Bundes, damit in ganz Österreich die Arbeitslosen eine entsprechende Unterstützung und Vertretung erhalten. Ich darf diesen Antrag hiermit überreichen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem. – Bitte. 

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich habe meinen Vorrednerinnen und Vorrednern jetzt sehr aufmerksam zugehört und möchte auf einige Punkte, die vorgekommen sind, etwas näher eingehen.

Wenn ich Sie richtig verstanden habe, dann sind alle Parteien, die hier sitzen und alle Rednerinnen und Redner durchaus der Meinung, dass arbeitslose Menschen ein Recht auf Beratung haben. Sie sollen gut informiert werden, sie sollen gut betreut werden und sie sollen in ihren Rechten gut vertreten werden. Wir brauchen eine starke Lobby für diese Menschen. Das ist das, was uns eint.

Wenn ich jetzt einen Punkt mache, kommen nur noch die Unterschiede. Da verstehe ich dann nicht, warum man nicht doch versucht, sich konstruktiv auf etwas zu einigen. Ganz verstehe ich es nicht, weil wir alle wollen, dass es eine Lobby für Arbeitslose gibt, aber darüber hinaus feststellen – die Frau GRin Korosec hat das gemacht –, es gibt andere Einrichtungen, die das leisten sollten. Wir sind uns jedoch auch darin einig, dass diese nichts tun. Es hat sich niemand hingestellt und behauptet, dass die Gewerkschaft oder die Arbeiterkammer so eine tolle Lobby für Arbeitslose wären. Das hat niemand behauptet. (GR Godwin Schuster: Das Gegenteil hat auch niemand behauptet!) Das heißt, es gibt noch einen Punkt, wo wir uns in der Diskussion, wie sie bis jetzt stattgefunden hat, durchaus angenähert haben, nämlich die Einrichtungen, die es gibt, machen das nicht zur Zufriedenheit der betroffenen Arbeitslosen. (GR Godwin Schuster schüttelt verneinend den Kopf.) – Sie schütteln den Kopf. (GR Godwin Schuster: Das haben wir nicht festgestellt!) Man redet mit vielen Arbeitslosen, mit sehr vielen Menschen, und wenn diese jetzt hier wären, das Wort ergreifen könnten, würden sie aussagen: "Achtung, wir haben keine Lobby, aber wir wollen eine haben!"

Es hat uns der Herr GR Römer aus dem Aufgabenkatalog der Arbeiterkammer zitiert, die für die Vertretung der Arbeitnehmer zuständig ist. Das steht so drinnen. Wir haben es vorhin auch gehört. Auch bei der Gewerkschaft ist bekannt, dass sie die erste Arbeit, die sie leistet, den Arbeitnehmern gilt. Der Herr GR Scheed hat das dann "Arbeitsplatzbesitzerlobby" genannt. Dazu hätte ich mich gar nicht verstiegen, aber ungefähr auf den Punkt muss man es leider bringen. 

Das heißt, wir haben schon zwei gemeinsame Nenner gefunden: Erstens brauchen die Arbeitslosen eine Lobby und zweitens gibt es diese Lobby noch nicht. Das heißt, man muss eine Einrichtung schaffen, die nicht nur Lobbyarbeit macht, sondern auch eine rechtliche Vertretung übernimmt, berät, informiert und wirklich für die Arbeitslosen arbeitet, und zwar nur für die Arbeitslosen und deren Rechte. Ich glaube, auch darauf könnte man sich durchaus verständigen.

Der Herr GR Scheed hat es im Grunde genommen auch gesagt. Er hat meiner Meinung nach nur einen argen Denkfehler drinnen. Er sagt nämlich, wir brauchen eine Arbeitslosenanwaltschaft, aber nur, wenn sie für alle Österreicher eingerichtet wird. Das ist praktisch, weil indem ich das nur dem Bund zuordne, wohlwissend, dass er das nie tun wird, verzichte ich ohnehin gleich auf die Arbeitslosenanwaltschaft. Da, wo wir etwas tun könnten, nämlich hier im Gemeinderat, könnten wir handeln. Hier muss man diese Lobby für die Arbeitslosen eindeutig einrichten. (GR Godwin Schuster: Schaffen wir etwas Zahnloses!)

Das heißt, was ich jetzt gerne machen möchte, ist, darum zu bitten, die Sache noch einmal in allen Parteien durchzudenken. Wir sind zuständig, wir sind verantwortlich. Wir als Wiener Gemeinderat werden weder die Arbeiterkammer noch die Gewerkschaft reformieren. Wir werden auch den Bund nicht dazu zwingen können, eine Arbeitslosenanwaltschaft einzurichten. Im Gegenteil, wir wissen, er wird es nicht tun. Das, was wir tun können, ist als Wiener Gemeinderat oder als Land Wien zu sagen, wir wissen, es braucht eine Lobby für Arbeitslose, wir richten eine ein, wir machen eine Arbeitslosenanwaltschaft. Das können wir tun. Ich fordere Sie auf, das zu tun! (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Godwin Schuster: Die Menschen sind zu wertvoll für Alibiaktionen!) 
Ich habe dich nicht verstanden. (GR Godwin Schuster: Die Menschen sind zu wertvoll, als dass man ihnen mit Alibiaktionen etwas vorgaukelt!) Sehen Sie, das ist gut! Ich möchte es laut wiederholen. Der Herr GR Schuster hat gesagt, die Menschen seien zu wertvoll, als dass man ihnen irgendwelche Alibiaktionen vorgaukeln sollte. Das stimmt! In diesem Sinne sollten Sie sich möglicherweise Ihren heutigen Antrag sparen, weil eine größere Alibiaktion ist mir selten untergekommen, als wenn man einen Antrag stellt, der sich an eine Bundesregierung richtet, die diese Arbeitslosenanwaltschaft mit Sicherheit nicht einrichten wird.

Keine Alibiaktion hingegen wäre es, wenn der nächste Redner der SPÖ herauskommt und sagt: "Eigentlich ohnedies gescheit, was da gesagt wird. Wir haben es uns überlegt, wir machen in Wien eine Arbeitslosenanwaltschaft." (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Dann haben Sie meinen ganzen Applaus und meine ganze Zustimmung. Wäre es nicht schön, wenn man am 1. Mai vor diese Menschen hintreten könnte, man, anstatt nur auf den Bund hinzuhauen – was durchaus seine Berechtigung hat – darüber hinaus noch etwas mehr zu bieten hätte als Alibiaktionen und sagen könnte: "Passt auf Leute, wir haben eine gute Idee gehabt. Wir haben jetzt eine Arbeitslosenanwaltschaft. Wir machen eine Lobby für arbeitslose Menschen." (GR Godwin Schuster: Ohne die Möglichkeit, etwas umzusetzen! Das müssen Sie dazusagen!) – Das haben sich diese Menschen, die so wertvoll sind, wie Sie selbst gesagt haben, auch verdient.

Ich möchte, abgesehen von dieser Arbeitslosenanwaltschaft, meine Wortmeldung auch dazu benutzen, noch auf einige wenige Sachen, die ohnehin schon angesprochen wurden, hinzuweisen, nämlich die enorme Jugendarbeitslosigkeit, wo in Wien etwas geschehen muss. Wir müssen uns etwas überlegen, um zu verhindern, dass junge Menschen so rasch wieder aus dem Arbeitsmarkt hinausfallen oder überhaupt nicht hineinkommen. Das ist eine menschliche, persönliche Tragödie, weil sie nirgendwo Fuß fassen können. Ich glaube, man muss hier einen weiteren Schwerpunkt setzen. Es ist schon gefallen, ich glaube, der Herr GR Römer hat auf die hohe Anzahl der jungen Menschen, die keinen Berufsabschluss haben und zum Beispiel gar nicht in diesen Lehrstellenmarkt hineinkommen, hingewiesen. Auch darüber sollten wir uns weiter den Kopf zerbrechen.

Ich habe es nicht nur einmal gesagt, sondern viele Male, ich bin der Ansicht, dass das duale Ausbildungssystem seit vielen Jahren – ich sage es, glaube ich, schon seit zehn Jahren – nicht mehr ausreicht, man nicht länger zuschauen sollte und eine zweite Schiene einrichten sollte, die da heißt, nicht nur irgendwelche zehn Monate lang dauernde Kurse zu veranstalten (GR Godwin Schuster: Das hat sich schon geändert! Es geht auf zwölf Monate!), sondern dass man tatsächlich eine zweite schulische Schiene eröffnet und sagt, jeder Jugendliche, der in Wien mit 15, 16 von der Schule geht und eine Berufsausbildung braucht, hat auch das Recht auf eine derartige Berufsausbildung. Da ist es dann egal, ob sich der Jugendliche für das duale System oder für ein schulisches System entscheidet. Es muss jedenfalls gewährleistet sein, dass jeder Jugendliche eine Berufsausbildung machen kann. Darauf muss es ein Recht geben. Es kann nicht so sein, dass dazwischen ein, zwei oder drei Jahre sind, wo dieser Jugendliche sozusagen – ich sage es salopp – auf der Straße herumkugelt und nicht weiß, wohin er soll und was er tun soll. Das ist ein dringendes Anliegen der GRÜNEN. 

Ein zweites dringendes Anliegen der GRÜNEN möchte ich heute jedenfalls noch einmal in Erinnerung gebracht haben, nämlich die Forderung nach einer einkommensabhängigen Staffelung für alles, was Eintritte, Tarife und so weiter betrifft, damit alle Menschen mobil sind, an der Kultur und am sozialen Leben, aber durchaus auch am Sport und in der Freizeit am Leben in Wien teilhaben können. Da wird man irgendetwas wie eine Fairnesscard einrichten müssen, wo Menschen, die wenig Geld haben, weniger für alles zahlen, wo die Stadt dazu in der Lage ist, das zu unterstützen, ob das jetzt die öffentlichen Verkehrsmittel sind oder der Eintritt in Museen, in Bäder oder bei Konzerten und Veranstaltungen ist. Alles das sollte einkommensabhängig gestaffelt werden und wäre eine weitere gute kommunale Begleitmaßnahme zu einer Arbeitslosenanwaltschaft.

Meine Damen und Herren, abschließend noch einmal zusammenfassend: Wenn wir uns in dem Punkt einig sind, dass Arbeitslose eine Lobby brauchen, wenn wir uns in dem Punkt einig sind, dass sie derzeit keine ausreichende haben, dann sind wir als Gemeinderätinnen und Gemeinderäte aufgefordert zu handeln und nicht nur zuzuschauen oder an irgendjemand anderen Forderungen zu richten. In diesem Sinne bitte ich Sie, es sich noch einmal zu überlegen. Richten wir in Wien eine Arbeitslosenanwaltschaft ein! – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr StR DDr Schock.

StR DDr Eduard Schock: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Die freiheitliche Fraktion steht diesem Vorschlag – der Herr Präsident Römer hat das schon ausgeführt – sehr reserviert, sehr skeptisch gegenüber. Wir würden damit eigentlich den bisherigen falschen Weg fortsetzen, durch neue Institutionen und durch die Gründung neuer Instanzen diese Probleme lösen zu wollen. 

Meine Damen und Herren, wir haben – und das als einziges Bundesland – bereits jetzt drei Institutionen für die Arbeitsmarktpolitik in dieser Stadt. Wir haben das Wiener Arbeitsmarktservice, wir haben die Wiener Arbeiterkammer und wir haben nicht zuletzt den Wiener Arbeitnehmerförderungsfonds, den WAFF als einziges Bundesland. (GR Franz Ekkamp: Ist der schlecht?) Es hat bereits die Gründung des WAFF, Herr Kollege, diese Probleme nicht wirklich lösen können. Es hat nur zu Doppelgleisigkeiten und zu Abgrenzungsproblemen ge-führt, wofür das AMS und wofür der WAFF zuständig ist. Diese Frage hat viele Gutachter, das Kontrollamt und den Rechnungshof beschäftigt. 

Frau Kollegin Jerusalem, auch Sie haben das in Ihrer Argumentation, so meine ich, überdehnt. Es ist zwar sicher richtig, wie Sie gemeint haben, dass dieser Gemeinderat keinen Zugriff auf das Wiener Arbeitsmarktservice hat, und es ist sicher auch richtig, dass dieser Gemeinderat keinen Zugriff auf die Arbeiterkammer hat. Aber, Frau Jerusalem, dieser Gemeinderat hat natürlich einen Zugriff auf den WAFF, auf den Wiener Arbeitnehmerförderungsfond und es wäre Aufgabe dieses Gemeinderats, den WAFF so zu reformieren, dass er die von Ihnen genannte Aufgabe, nämlich Lobby für die Arbeitslosen in Wien sein zu können, auch erfüllt. Aber genau diese Aufgabe der Reform erfüllt dieser Gemeinderat leider überhaupt nicht.

Meine Damen und Herren, es würde daher eine Aufblähung dieser Institutionen um eine vierte, neue Institution am Kern des Problems überhaupt nichts ändern. Wir hätten nur noch mehr Doppelgleisigkeiten und noch mehr Abgrenzungsprobleme. Meine Damen und Herren, ich meine daher wirklich, wir brauchen keine vierte Institution in Wien, sondern wir brauchen einfach eine neue Arbeitsmarktpolitik – auch da liegen die Vorschläge am Tisch –, wir brauchen eine neue Lehrlingsförderung, neue Modelle einer Lehrstellenprämie, wir brauchen eine neue Wirtschaftsförderung (GR Godwin Schuster: Das gibt es ja!), damit unsere Betriebe wieder neue Arbeitsplätze schaffen können, wir brauchen endlich Gründerzentren für unsere Jungunternehmer, die es in anderen Bundesländern längst gibt, wir brauchen eine Risikokapitalförderung für Wien, die es auch in den anderen Bundesländern Niederösterreich oder Kärnten längst gibt, und wir brauchen Technologiezentren, Innovationszentren, als Chance für die Wiener Industrie, aber ganz sicherlich keine neue, vierte Institution. Wir brauchen endlich eine neue Wirtschaftspolitik in dieser Stadt. 

Aber seit 2001, seitdem es diese neue Mehrheit in diesem Hause gibt, war man eigentlich überhaupt nicht bereit, auf irgendwelche Vorschläge in dieser Richtung einzugehen. Dies zeigt auch eine ganz kurze Zwischenbilanz dieser drei Jahre, seit 2001, dass man auf die Vorschläge überhaupt nicht eingegangen ist, obwohl man mit dem eigenen Latein offenbar völlig am Ende ist. Wien hat in diesen letzten drei Jahren entgegen dem Bundestrend 16 000 Arbeitsplätze verloren und das WIFO hat jetzt erst wieder festgestellt, dass genau diese verlorenen Arbeitsplätze der Grund für die hohe Arbeitslosigkeit in Wien sind.

Meine Damen und Herren, warum hat nur Wien diese 16 000 Arbeitsplätze in diesen drei Jahren, seit 2001, verloren? Warum hat nur Wien diese Arbeitsplätze verloren? Wie schauen die Meilensteine dieser Politik aus?

Meine Damen und Herren, am 1. Jänner 2002 hat die Stadt bereits die Bedingungen für all ihre Wirtschaftsförderungsaktionen massiv verschlechtert. Mit 1. Jänner 2002 hat die Stadtregierung de facto eine Halbierung der Wirtschaftsförderung in Wien beschlossen.

Dann kam der Februar 2002. Da hat die Mehrheitsfraktion in Ihrer berühmten Klubklausur in Rust damals ein Wiener Konjunkturpaket zur Ankurbelung der kommunalen Investitionen angekündigt. 

Wie schaut hier die Zwischenbilanz aus? Wenn man sich den Rechnungsabschluss 2002 zur Hand nimmt – wir haben diese Debatte hier gehabt –, dann sieht man, dass dieses Wiener Konjunkturpaket ein Ankündigungspaket war und dass eigentlich in der Praxis davon überhaupt nichts übrig geblieben ist. Es ist daher kein Zufall, dass Wien in diesen drei Jahren entgegen dem Bundestrend zurückgefallen ist. Es ist natürlich kein Zufall, dass Wien seit 2001 die rote Laterne in Österreich übernommen hat. 

Wie sieht diese Zwischenbilanz für 2003 aus? Sie ist für die Lehrlinge in dieser Stadt vor allem ernüchternd. In allen anderen Bundesländern ist es gelungen, neue Lehrstellen zu schaffen, vor allem in Vorarlberg mit einem eigenen Modell, aber auch in Kärnten und in Oberösterreich mit diesem Modell des Ausbildungsverbunds. Meine Damen und Herren, Oberösterreich hat mit diesem Modell 3 000 neue Lehrplätze geschaffen. 

Herr Kollege Scheed, das ist ein bisschen Ihr Zuständigkeitsbereich. In Wien ist uns das bisher nicht geglückt. Der Herr Kollege Schuster hat das einmal ein bisschen versucht. In Wien ist dieser Ausbildungsverbund eigentlich gescheitert. In Wien haben wir – das ist in den Berichten des WAFF nachzulesen, ganze 14 neue Ausbildungsplätze mit diesem Modell geschaffen. Es ist daher kein Wunder, dass Wien auch am Lehrstellenmarkt zurückgefallen ist. Es ist kein Zufall, dass Wien auch bei den Lehrlingen mittlerweile die rote Laterne übernommen hat. 

Herr Kollege Scheed, an dieser Stelle ein Wort zu Ihrem Antrag: Das ist wirklich ein typischer SPÖ-Antrag, ein sozialistischer Antrag (GR Godwin Schuster: Richtig erkannt!), der die Verantwortung möglichst weit von sich wegschiebt (GR Johann Driemer: An den, der zuständig ist!), weit weg auf die Bundesregierung, nach dem Motto: "Die Bundesregierung wird es schon richten!". Aber, meine Damen und Herren von der SPÖ, das ist der falsche Weg! Es ist der falsche Weg, die Verantwortung einfach weit von sich wegzuschieben, denn wir haben eigentlich in Wien schon einen Anwalt der Arbeitslosen, nämlich den Wiener Finanzstadtrat. Dieser Wiener Finanzstadtrat müsste eigentlich durch seine Politik der Anwalt dieser Arbeitslosen sein. Wir brauchen daher keinen neuen Anwalt auf Bundesebene, sondern wir brauchen endlich eine neue Wirtschaftspolitik in dieser Stadt! (Beifall bei der FPÖ.)
Meine Damen und Herren, der Rechnungsabschluss wird zeigen, dass 2003 wieder bei den kommunalen Investitionen gespart worden ist. Er wird zeigen, dass die bauwirksamen Ausgaben im letzten Jahr, 2003, um 8 Millionen EUR rückläufig waren. Meine Damen und Herren, der Rechnungsabschluss, der uns in den nächsten Wochen hier vorgelegt wird, wird auch zeigen, dass 2003 wieder ein Jahr der massiven Kürzung der Wirtschaftsförderung gewesen ist. 2003 hat dieses Kürzungsvolumen bei der Wirtschaftsförderung 10 Milli-onen EUR ausgemacht. Diese Kürzung bei der Wirtschaftsförderung ist jetzt schon aus den Protokollen des Präsidiums des Wirtschaftsförderungsfonds ganz klar ablesbar. Man will diese neuerliche massive Kürzung der Wirtschaftsförderung allerdings nicht zugeben und verheimlicht es unter der Überschrift "begleitende Maßnahmen". Man versucht also mit dem Ausdruck "begleitende Maßnahmen" diese Kürzungen im Wirtschaftsförderungsfonds zu verheimlichen.

Meine Damen und Herren, Herr Vizebürgermeister, der Rechnungsabschluss, der in den nächsten Wochen hier vorgelegt wird, wird ganz deutlich die ernüchternde Zwischenbilanz der Wirtschaftspolitik in dieser Stadt ans Licht bringen. Er wird zeigen, dass der Arbeitslosenrekord in Wien hausgemacht ist. Die Stadtregierung hat auch im letzten Jahr, 2003, am falschen Platz gespart, nämlich bei den arbeitsplatzschaffenden Investitionen. Die Stadtregierung hat gleichzeitig zu diesen Kürzungen der Investitionen die Wirtschaftsförderung für die privaten Unternehmer massiv verschlechtert. Sie hat die Innovationsförderung gekürzt und die Nahversorgungsförderung verschlechtert. Sie hat die Strukturverbesserungsaktion gekürzt. Die Stadt hat vor allem ihre eigene Jungunternehmerförderung eingestellt. Die Stadt hat also genau jene Förderungsaktion eingestellt, meine Damen und Herren, die tatsächlich neue Betriebe und neue Arbeitsplätze in Wien gefördert hat. 

Es ist daher kein Zufall, meine Damen und Herren, dass Wien seit 2001 diese rote Laterne bei den Arbeitslosen in Österreich, aber auch bei den Lehrstellen, übernommen hat. Denn wo sollen Arbeitsplätze entstehen, wenn nicht in diesen Wiener Klein- und Mittelbetrieben? Wo sollen tatsächlich neue Arbeitsplätze entstehen, wenn die Stadt die Förderung für diese Wiener Betriebe kürzt, praktisch einschränkt? Ich meine daher, meine Damen und Herren, wir brauchen heute keinen Anwalt, keine neue vierte Institution für die Arbeitslosen, sondern wir brauchen eine neue Wirtschaftspolitik, die endlich wieder Arbeitsplätze in Wien schafft. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Frauenberger. – Bitte.

GRin Sandra Frauenberger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Bevor ich zu meinen Ausführungen komme, möchte ich zwei Dinge korrigieren: 

Das eine ist die Kritik an der Lehrlingssituation. Dazu möchte ich nur sagen, dass in Wien derzeit 16 000 Lehr-linge tätig sind. 4 000 Lehrlinge von diesen 16 000 pendeln allerdings ein. Ich möchte an dieser Stelle auch darauf hinweisen, die Stadt Wien bildet 1 000 Lehrlinge in 37 Lehrberufen aus und nimmt jedes Jahr 290 Lehr-linge auf. So viel zu den Lehrlingen.

Die zweite Korrektur: Bei den Arbeitslosenzahlen hat nicht Wien die rote Laterne, sondern Kärnten das blaue Auge! Das soll an dieser Stelle auch einmal gesagt werden! (Beifall bei der SPÖ.) 
Grundsätzlich fällt bei den ganzen Arbeitsmarktdebatten, egal bei welcher, immer wieder auf, dass es gerade von den Oppositionsparteien ein massives Problem an Abgrenzung gibt. Ich habe oft den Eindruck, das ist ein notorisches Problem der Abgrenzung in diesem großen Kontext der Arbeitsmarktpolitik. Ich möchte darauf hinweisen, dass man schon ein paar Dinge auseinander halten muss. Zum einen gibt es, wie auch im Antrag der Grünen angeführt, die große Rekordarbeitslosigkeit, diese sehr problematische Arbeitslosigkeit, wo wir, die SPÖ, natürlich unsere Lösungsvorschläge haben und wo wir auch aus unserem wirtschafts- und arbeitsmarktpolitischen Selbstverständnis immer wieder arbeitsmarktpolitische Maßnahmen setzen. Zum anderen gibt es in Wien die Situation, wo wir natürlich sehr viele Initiativen setzen und immer wieder neue Meilensteine präsentieren können, die auf der bundespolitischen Ebene tatsächlich fehlen. So wie es Herr DDr Schock von uns eingefordert hat, kann ich heute gerne wieder ein paar konkrete Beispiele nennen.

Weiters gibt es immer Anträge, die dann als die ach so neuen Ideen kommen, die aber meistens gar nicht so neu sind. Wir haben schon über diesen Lehrlingsausbildungsfonds diskutiert. Heute diskutieren wir die Arbeitslosenanwaltschaft. Ich denke mir, es ist müßig, hier eine Verbandrechtsdebatte oder eine Henne oder Ei-Debatte zu führen. Tatsache ist, auch wir fordern die Einrichtung einer Arbeitslosenanwaltschaft, aber da wir haben wollen, dass sie mit tatsächlichen Kompetenzen und auch mit den notwendigen Mitteln ausgestattet ist, wollen wir sie auf Bundesebene eingeführt haben und nicht zu einem zahnlosen Verein machen, sondern zu einer tatsächlichen Anlaufstelle einer Interessensvertretung für arbeitslose Menschen gegenüber einer Bundeseinrichtung, nämlich der Bundeseinrichtung Arbeitsmarktservice. 

Zum Antrag der ÖVP zum Thema, die Arbeiterkammer soll das doch machen, sage ich jetzt ganz salopp, dazu möchte ich nur hinzufügen, um auch für die Arbeiterkammer zu sprechen, Tatsache ist, dass in der Arbeiterkammer eine große Reform stattgefunden hat, die gerade das Beratungs- und Serviceangebot der Arbeiterkammer unter dem Titel "AK plus" neu strukturiert hat. Ich möchte es hier wahrnehmen, Ihnen eine Erfolgsbilanz dessen präsentieren zu dürfen, und zwar hat es insgesamt 380 000 Beratungen in der Arbeiterkammer in Wien im Jahr 2003 gegeben, 300 000 arbeits- und sozialrechtliche Beratungen, also sprich 680 000 Beratungen wurden von höchster Qualität und auch sehr erfolgreich durchgeführt. Nur, man muss sich die Bilanz anhören. Erstritten wurden in dieser Arbeiterkammer Wien arbeitsrechtlich 18 Millionen EUR, im Insolvenzrecht 28 Milli-onen EUR und im Sozialrecht 28 Millionen EUR. Das heißt, insgesamt gab es in der Arbeiterkammer Wien einen Streitwert von 75 Millionen EUR. Ich denke mir, das ist eine Bilanz, die sich sehen lassen kann. "AK plus" bietet Beratung und Service. Das tut sie mit einem großen Erfolg und dafür brauchen wir keine Anwaltschaft! (Beifall bei der SPÖ.)
Schauen wir noch einmal auf die Situation in der Bundespolitik, schauen wir noch einmal auf die Situation im Bund, was die Rekordarbeitslosigkeit betrifft. Wien ist von dieser Politik ganz besonders betroffen. Es gibt eine Halbierung der öffentlichen Investitionen, es gibt den Personalabbau im Bundesdienst – wir haben ihn heute schon besprochen –, es gibt eine sehr schwache Kaufkraft und Konjunktur und das AMS-Budget wurde von 197 Millionen EUR auf 191 Millionen EUR gekürzt.

Gestern hat der Herr Arbeitslosenkanzler Schüssel eine neue Arbeitsmarktreform präsentiert, die aus seiner Sicht zielorientiert ist, sozial ausgewogen ist und die Härtefälle beseitigen soll, ein Reformgesetz – das sehen nicht nur wir so, sondern auch die Arbeitsloseninteressensvertretungen wie ÖGB und Arbeiterkammer –, das kein Reformgesetz sein kann. Es gibt kaum Beiträge für eine Neuausrichtung der österreichischen Arbeitsmarktpolitik. Weder gibt es einen höheren Finanzrahmen noch gibt es Verbesserungen für den Existenzbereich. 

Der Kollege Tschirf hat allerdings unsere Politik anlässlich unseres Jahrestages – drei Jahre SPÖ-Re-gierung – kritisiert. Er kritisiert die triste Situation am Arbeitsmarkt. Ich kann nur, wie eingangs schon erwähnt, sagen, ich glaube, das liegt wirklich an einer notorischen Problematik mit dem auseinander Halten. Ich sage Ihnen eines, es gibt den Bund, der diese Reform jetzt beschlossen hat, und es gibt Wien, das tatsächlich etwas im Bereich der aktiven Arbeitsmarktpolitik tut.

Nicht viel einfacher ist die kleine Partnerin auf Bundesebene, nämlich die FPÖ. Sie hat heute zum Beispiel wieder diese Lehrstellenprämie gebracht. Ich denke mir, es muss wirklich noch einmal gesagt werden, die Lehrstellenprämie hat überhaupt nichts gebracht, nicht eine einzige Lehrstelle. 

Jetzt frage ich Sie: Warum passiert denn nichts auf Bundesebene? Warum passiert nichts zur Konjunkturbelebung? Warum machen Sie diese falsche Wirtschaftspolitik? Das könnten Sie im Bund alles gut hinbekommen. Tatsache ist, dass sich die Beschäftigung der Aktivitäten der Regierung auf eine halbherzige Arbeitsmarktpolitik zurückführen lässt, dass es keinerlei Impulse in der aktiven Arbeitsmarktpolitik gibt und dass das Kapitel der ganzen Steuerreform – es sei die rechtliche Kritik dahingestellt, aber nur in diesem einen Segment – nur erfolgreich sein kann, wenn man etwas für die Beschäftigung tut. Eine rasche Lohnsteuersenkung wäre zum Beispiel ganz sicher ein Turbo für diese schleppende Inlandskonjunktur gewesen. Ein weiterer Tipp, was wir in Wien sehr aktiv machen, wäre, mehr Investitionen in Infrastrukturmaßnahmen zu setzen.

Die Ideen von den Sozialpartnern, die heute schon ein paar Mal in ihrer Verantwortung zur Beratung angesprochen worden sind, wie zum Beispiel das Zukunftspaket zur Aus- und Weiterbildung oder auch das 100°Millionen°EUR‑Paket für die Jugend, sind von der Bundesregierung nicht aufgegriffen worden. Das waren zwar gute Ideen, aber bitte schön. 

Die Bundesregierung sieht dieser dramatischen Entwicklung am Arbeitsmarkt zu, hält Sonntagsreden und tut nichts.

Jetzt möchte ich die Gelegenheit wahrnehmen, einmal mit diesen ganzen Bad Storys auf der Bundesebene aufzuhören und Ihnen zu sagen, was wir tatsächlich in Wien tun. Wir haben unsere Arbeitsmarktförderung auf 42 Millionen EUR aufgestockt. Wir haben als einziges Bundesland den WAFF, also eine zusätzliche landeseigene Arbeitsmarktförderung. Wien – das hat der Kollege Scheed heute schon dargelegt – hat ein Problem mit den Einpendlern. 150 000 Arbeitsplätze sind eingependelt, aber jeder vierte Arbeitsplatz in Österreich liegt in Wien. Wien hat ein höheres Wirtschaftswachstum. Wien verdoppelt die Wirtschaftsförderung in den letzten Jahren auf 200 Millionen EUR. Wien hat die höchste Forschungsquote von allen Bundesländern. Wien ist auch noch immer die Nummer eins bei den Betriebsansiedlungen aus dem Ausland. 

Weil, im Gegensatz zur Wiener ÖVP und zur Wiener FPÖ, der Minister Bartenstein mittlerweile vielleicht erkannt hat, wie ernst die Lage ist, hat es ein Sozialpartnergespräch mit dem Bgm Häupl und dem VBgm Rieder gegeben. Darin gab es einige Inhalte, die die Arbeitsmarktsituation in Wien wieder verbessern, jeder für sich vielleicht ein kleiner Schritt, aber insgesamt eine aktive Politik. Es gibt ein neues Angebot, den Personalfinder. Dabei geht es um neue Stellenangebote, die hier akquiriert werden sollen. Es gibt mehr Budget für die Einrichtung des Arbeitsmarktservices. Es gibt Verbesserungen im Bereich des Jugendausbildungssicherungsgesetzes, wie heute schon eingefordert wurde. Ich kann Ihnen sagen, Sie reden, wir tun etwas. Es gibt zum Beispiel ein viertes Verlängerungsmodul, wo es endlich möglich ist, dass die Jugendlichen auch Lehrabschlussprüfungen machen, wenn sie drinnen sind. Zu den 4,8 Milli-onen EUR, die es in diesem Bereich von Wien zum Aufwenden gibt, haben wir noch einmal 1,4 Millionen EUR zugeschossen. Das heißt, zusätzlich 900 JASG-Plätze in Wien. Es gibt weitere Lehrlingsprogramme. Es gibt zusätzliche Qualifizierungen für den hohen Anteil an Arbeitslosen. Es gibt regionale arbeitsmarktspezifische Wirtschaftspolitik. Das alles befindet sich in diesem Ergebnis des Sozialpartnergipfels. 

Ich möchte noch zwei konkrete Projekte nennen, die es neu gibt:

Das eine ist der Personalfinder, den ich schon kurz erwähnt habe. Da gibt es das Problem, dass entweder immer die Stellen nicht auf die suchenden Arbeitslosen passen oder die Qualifikation der Arbeitssuchenden nicht auf die Stellen passen. Dieses neue Serviceangebot des WAFF hat zum Ziel, eine sehr konkrete Arbeitsmarktvermittlung anzubieten und hat auch noch einen zusätzlichen Schwerpunkt darauf, dass man Unternehmen motiviert, mehr Jugendliche einzustellen, das heißt, Lehrstellen zu schaffen. 

Da ich aus dem frauenspezifischen Arbeitsmarktbereich komme, möchte ich noch ein frauenspezifisches Projekt an dieser Stelle nennen, nämlich "NOVA". Dabei geht es darum, dass die Vereinbarkeit von Beruf und Familie auch für arbeitslose Frauen und Männer immer wieder ein Problem darstellt. Hier gibt es dieses Projekt "NOVA" mit 211 000 EUR im WAFF, das eine Beratungs- und Betreuungsinformationsleistung anbietet, um diese Vereinbarkeit herzustellen.

Mit diesen Beispielen wollte ich noch einmal darstellen, was wir tatsächlich unter aktiver Arbeitsmarktpolitik verstehen. Wenn hier gefordert wird, dass Arbeitslose eine Lobby brauchen, dann möchte ich noch einmal darauf hinweisen, dass diese Lobby vorhanden ist. Es gibt sowohl im ÖGB eine Lobby für Arbeitslose als auch in der Arbeiterkammer. Tatsache ist, dass es nicht darum geht, ein zusätzliches Beratungsinstrument zu installieren, sondern es geht darum, die Interessen von arbeitslosen Menschen tatsächlich wahrzunehmen und zu vertreten. Dafür haben wir die Idee der Arbeitslosenanwaltschaft aufgegriffen, aber wie gesagt, eben nicht auf Wiener Ebene, sondern auf Bundesebene. 

Wir, die SPÖ Wien, ergreifen alle Mittel und sehr konkreten Projekte, um die Arbeitslosigkeit in dieser Stadt zu finden. Wir, die SPÖ Wien, vertreten sehr aktiv die Interessen von arbeitslosen Menschen. Ich bitte daher darum, diesen Antrag zu unterstützen. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Dr Tschirf, zu einer Berichtigung. – Bitte.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Meine Vorrednerin hat davon gesprochen, dass die Arbeiterkammer die Beratung durchführt. Tatsächlich darf ich Sie mit einigen Zahlen konfrontieren. Von jenen, die dort anrufen, kommen lediglich 40 Prozent durch. Es ist beispielsweise so, dass Arbeitslose vom AMS an die Arbeiterkammer geschickt wurden. (GR Godwin Schuster: Woher haben Sie die Ziffer?) Das können Sie nachlesen! Fragen Sie Ihre Leute in der Arbeiterkammer! Das wird dort diskutiert.

Das Zweite ist bedenklich: Die Arbeitslosen werden vom AMS an die Arbeiterkammer geschickt und von dort wieder weggeschickt. Das ist die Realität, mit der man es zu tun hat! Fragen Sie Ihre Leute in der Arbeiterkammer. (GR Godwin Schuster: Sind wir im Wahlkampf bei der Arbeiterkammer?) Das ist die Realität!

Wenn hier etwas anderes gesagt wird, muss man es berichtigen, weil das sind wir der Wahrheit des Protokolls schuldig, meine sehr geehrten Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Ich glaube, da verwechseln Sie etwas!)
Ein weiterer Punkt, der auch nicht stimmt, ist beispielsweise die Beratung der ausgegliederten Bereiche, auch in jenen Bereichen, welche die Stadt betreffen. Auch diese erfolgt nicht durch die Arbeiterkammer. Das heißt, die Behauptung, dass die Beratung vorbildlich vor sich geht, stimmt nicht! (Beifall bei der ÖVP. – GR Godwin Schuster: Meint Tschirf!)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir machen jetzt weiter mit Frau Dr Vana. – Bitte.

GRin Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte abschließend aus formalen Gründen noch den Antrag der Grünen auf Einrichtung einer Wiener Arbeitslosenanwaltschaft einbringen, da der Dringliche Antrag leider automatisch zugewiesen wird. Wir wollen natürlich eine Beschlussfassung im heutigen Gemeinderat. 

Ich möchte weiters noch einmal meinem Unverständnis Ausdruck verleihen, dass die Sozialdemokratie bei diesem Antrag nicht mitgehen kann. Ich bitte zu bedenken, wer heute Nein zu unserem Antrag der Wiener Arbeitslosenanwaltschaft sagt, sagt Nein zur Arbeitslosenanwaltschaft. (GR Godwin Schuster: Nein!) Ich bitte jeden und jede von Ihnen, Kollegen und Kolleginnen von der Sozialdemokratie, sich für sich selbst zu überlegen, wie realistisch Sie es halten, dass auf Bundesebene eine Arbeitslosenanwaltschaft eingeführt wird. (GR Christian Oxonitsch: Warum bringt ihr den dann im Bund ein?) Sie wissen es und wir wissen es, die Chance ist gleich Null. (GR Christian Oxonitsch: Warum bringt ihr den dann im Bund überhaupt ein?) Wenn wir eine Arbeitslosenanwaltschaft wollen, dann müssen wir sie in Wien machen. Sie ist dringlich und deshalb müssen wir sie heute machen. Daher fordere ich Sie auf, Ihre absolute Mehrheit zu nutzen und im Sinne der Arbeitssuchenden eine Arbeitslosenanwaltschaft einzurichten! – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Christian Oxonitsch: Du hast gesagt, ihr bringt ihn beim Bund ein! Warum?) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Die Debatte über die Besprechung des Dringlichen Antrags ist abgeschlossen.

Diesen Antrag weise ich zur weiteren Behandlung dem Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe FiWi und Wiener Stadtwerke zu.

Es liegen insgesamt drei Beschluss- und Resolutionsanträge vor. 

Der erste ist von der ÖVP. Ich brauche das alles nicht zu wiederholen. 

Die sofortige Abstimmung wird hier verlangt. 

Wer dafür ist, bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nur von der ÖVP und den Freiheitlichen unterstützt, somit nicht ausreichend und abgelehnt. 

Als nächster der von der SPÖ. 

Hier wird ebenfalls die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist von der SPÖ und den GRÜNEN unterstützt und somit angenommen. 

Der dritte ist von den GRÜNEN. Noch einmal, warum wir auch debattiert haben, das Ganze wiederholt. 

Hier ist ebenfalls die sofortige Abstimmung gefordert. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Das ist nur von den GRÜNEN unterstützt und somit abgelehnt.

Wir kommen nun zum Verlangen, dass die von den GRen Josef Wagner und Dr Herbert Madejski eingebrachte, an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport gerichtete Dringliche Anfrage betreffend "Zukunft des Wiener Volkspraters" vom Fragesteller mündlich begründet werde und hierauf eine Debatte stattfinde. 

Ich möchte bekannt geben, dass im Einvernehmen mit dem Antragsteller keine Verlesung stattfindet.

Für die Begründung der Dringlichen Anfrage sieht die Geschäftsordnung eine Redezeit von 20 Minuten vor. 

Herr GR Wagner, das Rednerpult gehört Ihnen.

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Die Geschwindigkeit der heutigen Sitzung hätte ich mir in den vergangenen Jahren oder fast Jahrzehnten bei der Entwicklung des Volkspraters gewünscht, denn dann wäre vieles heute ganz anders. (Beifall bei der FPÖ.)
Meine sehr verehrten Damen und Herren, diese Dringliche Anfrage zum Wiener Volksprater ist deshalb ganz wichtig, wie wir erkennen können, weil am Montag Emmanuel Mongon mit Frau VBgmin Grete Laska und dem Planungsstadtrat Dr Rudolf Schicker ein angeblich neues Konzept, einen Masterplan, zum Volksprater vorgestellt hat. Dieser Masterplan hat nicht nur die dort anwesenden Praterunternehmer und Journalisten enttäuscht. Er war langatmig vorgetragen, brachte aber in Wirklichkeit nichts Neues. Er brachte Enttäuschung und Aussagen, die weder von den Praterunternehmen noch von den politischen Fraktionen hier im Hause akzeptiert werden können. 

Es ist leider so, dass der Herr Mongon neun Monate lang nachdenken durfte. (GR Johann Römer: Nicht gratis!) Nicht gratis, sondern für ein stolzes Honorar von 1,5 Millionen EUR. Er hat große Ankündigungen gemacht, obwohl in den Ankündigungen alles geheim war, weil in Wahrheit nicht gesagt wurde, wie es weitergeht. 

Es ist besonders bedauerlich, Frau Vizebürgermeisterin, dass Sie wieder sagen, es gibt eine gespaltene Unternehmerschaft, schwierige Personen und daher kann man es nicht allen Recht machen. Tatsächlich ist es so, dass die wesentlich Beteiligten, nämlich die Unternehmerinnen und Unternehmer im Wiener Prater, 80 an der Zahl, mit über 140 Betrieben, 1,5 Milliarden S Jahresumsatz – Entschuldigung, die Euroumrechnung habe ich jetzt nicht ganz im Kopf – genau jene Menschen sind, die dort als Familienunternehmen seit vielen Jahrzehnten investieren. Sie kennen die Größenordnung, Frau Vizebürgermeisterin. Sie wissen, dass dort jährlich viele Millionen Euro investiert werden und dass die Unternehmerinnen und Unternehmer vor der Tatsache stehen, dass sie bei der Entwicklung des Praters, die jahrelang angekündigt wird und wo viele Konzepte in den Schubladen verschwunden sind, nicht eingebunden wurden. Sie wurden nicht nur nicht eingebunden, sondern es wurden ganz konkrete Anfragen an den Herrn Mongon, die schriftlich gestellt wurden, ganz einfach ignoriert und nicht beantwortet. 

Es wurden Drohungen ausgestoßen, dass auf denjenigen, der bei dem neuen Konzept, das bis Montag noch gar nicht bekannt war und auch seit Montag in Wahrheit nichts Neues bringt, nicht mitmacht, Druck in Form der Miete ausgeübt wird. Ein Zitat aus einem Interview mit Ihnen, in einer Bezirkszeitung nachzulesen. Es gibt Drohungen gegen einen Ringelspielbetreiber, dass er laut Aussagen von Herrn Mongon nicht ins Konzept passt und daher seinen Standort, der ohnehin nur eine gepachtete Asphaltfläche ist, verlieren wird. Im Übrigen zahlt er fast so viel wie das, was Sie an die Firma Novomatic verpachtet haben, wenn man das umrechnet. Aber zur Firma Novomatic komme ich dann noch in einem speziellen Punkt. 

Das heißt, es gibt hier eine Entwicklung, die wirklich bedauerlich ist und die eigentlich für die SPÖ so zerstörend ist, dass ich nicht verstehe, warum nicht irgendjemand, vielleicht der Herr Bürgermeister, sich beim Prater nicht nur am 1. Mai bei der 1.°Mai‑Feier oder beim Praterfest im Schweizer Haus dem Bier und der Stelze widmet, sondern sich wirklich einmal den Sorgen und Nöten der Praterunternehmer, aber auch der Anrainer und des Standorts Prater widmet. Es wäre längst an der Zeit, dass Sie konkret vorgeben, was in Absprache mit den Unternehmern passiert, und zwar in einer akzeptablen Form und Weise, aber nicht, dass Sie Signale setzen. In Wahrheit ist Ihnen das alles ein bisschen zu schmuddelig.

Sie träumen von großen Themenparks. (VBgmin Grete Laska: Würden Sie meine Träume nicht interpretieren! Ich bitte Sie!) Also wenn Sie nicht davon träumen, dann fahren Sie zumindest dort hin und schauen Sie sich das an! (VBgmin Grete Laska: Nicht meine Träume interpretieren! Lassen Sie mich zumindest beim Träumen unbeteiligt von Ihnen!) Ja, aber Frau Vizebürgermeisterin, ich hoffe, dass Sie nicht so wie in der Vergangenheit weiterträumen, so Sie ein Praterkonzept in Wahrheit geträumt und den Leuten Träume erzählt haben, weil Sie keine konkreten Handlungen bringen! (Beifall bei der FPÖ. – VBgmin Grete Laska: Sie sollen sich nicht mit meinen Träumen beschäftigen!) 

Ich weiß schon, dass Sie leicht nervös werden! (VBgmin Grete Laska: Überhaupt nicht! Nur wenn Sie in meinen Träumen auftauchen, würde ich nervös werden!) Ich weiß schon, dass Sie leicht nervös werden, wenn Sie sich die Geschichte der SPÖ und des Praters näher anschauen! (VBgmin Grete Laska: Stellen Sie sich vor, Sie würden in meinen Träumen auftauchen und wir setzen dann etwas um!) Daher komme ich in den Träumen nicht zu Ihnen, denn die Träume werden Sie noch weniger umsetzen als die politischen Handlungen, die Sie tun sollten! Aber Sie sind auch nicht bereit, hier etwas umzusetzen! Sie träumen nicht von mir, aber Sie träumen von einer Zukunft im Prater, die es nicht gibt, weil Sie in Wahrheit Volksprater und Praterunternehmer in den Ruin treiben, und zwar ganz bewusst! (Beifall bei der FPÖ.)
Die Geschichte des Praters ist eine lange. Ich weiß schon, dass nicht immer Sie dafür zuständig waren. Ich frage mich auch, ob es gescheit war, frühere Zuständigkeiten so zu ändern, dass Sie als Stadträtin für Jugend, Familie, Sport und Information die Grundstücksverwaltung des Praters übertragen bekommen haben. Bei Finanzstadtrat Mayr war das noch halbwegs in guten Händen, sage ich. Er hat zwar damals auch schon die Unternehmer ausgepresst, hat ihnen keinerlei Vorteile geboten, aber er war dann wenigstens bereit, über Antrag der freiheitlichen Fraktion über den Pachtschilling die Straßen und Wege zu sanieren. Sie haben noch keinen Euro für den Prater und für die Praterunternehmen beigetragen. Ich verstehe den Herrn Bürgermeister nicht, warum er gerade Ihnen diese Aufgabe übertragen hat, weil Sie meiner Meinung nach und auch nach Meinung der Presse, der Medien und der Unternehmer hier völlig versagt haben. In Wahrheit haben wir eine Entwicklung, die noch viel teurer gekommen ist, weil wir schon viele Konzepte gehabt haben. 

Wir haben auch zwei Pratermanager schön nach dem Proporz bestellt, Schwarz und Sallaberger. Diese haben auch ein Konzept erstellt. Das ist alles in Schubladen verschwunden. Aber die waren wesentlich billiger als die 1,5 Millionen EUR, die der Herr Mongon dafür einsteckt, dass das Einzige, was er als neu berichtet hat, ist, er wünscht sich eine Seilbahn vom Riesenrad hinunter zum neuen Entertainmentcenter. (GRin Mag Sonja Wehsely: Sie wissen überhaupt nicht, wovon Sie sprechen!) Genau das wünschen sich die Praterkaufleute nicht, dass die Gäste, die Touristen mit der Seilbahn über den Wurstelprater fahren, hinunterschauen, aber kein Geld ausgeben und dann in Ihrem sozialistischen Entertainmentcenter landen, so wie Sie hier am Rathausplatz Ihre sozialistischen Feste abhalten. 

Ihr Ziel ist in Wahrheit, die Unternehmer auszuhungern, Ihre eigenen Feste zu feiern und dort Geld zu kassieren, wo die SPÖ beteiligt ist. (Beifall bei der FPÖ.) 

Oktober 1997: Der Herr StR Görg und der Messedirektor Waschl fahren nach Hamburg und schauen sich dort ein UFO an, ein Einkaufs- und Kulturunterhaltungszentrum, das nicht nur nach Ihren Vorgängeraussagen die Trägerrakete für den Prater sein sollte. Es ist leider nichts daraus geworden, weil er die Investoren verscheucht hat. 

1997, im November, fordert der Herr Kammerpräsident Nettig den raschen Ausbau einer "Praterworld". Er sagt, wir brauchen jetzt endlich etwas Neues, es muss eine "Praterworld" her. Er verhandelt sogar mit Stronach über die Kugel. Leider auch gescheitert. 

Im März 1998 präsentieren der Herr StR Görg und die Frau StRin Ederer das damals neue Konzept der Stronachkugel. Nichts ist daraus geworden. Das kennen Sie vielleicht gar nicht. (VBgmin Grete Laska: Oh doch!) Sie haben noch gar nicht in allen Schubladen geschaut und Ihre Vorgänger haben Ihnen nicht alle wichtigen Dokumente übergeben. Sie sollten sich einmal einlesen, was es da alles gibt, dann brauchen Sie keine neuen Konzepte in Auftrag zu geben! (VBgmin Grete Laska: Ich war in Ebreichsdorf!) 

1998 werden die Pratermanager Sallaberger und Schwarz bestellt, schön nach dem rot-schwarzen Rathausproporz. Ein Roter, ein Schwarzer. Sallaberger ist dann als Messedirektor gelandet. Schwarz hat seine Unternehmungen im Prater und lebt auch noch ganz gut. Aber wo ist das Resultat? Es gab Konzepte von denen. Die waren mit drei Inseln, von denen auch der StR Görg dann immer geträumt hat. Auch davon ist bis heute nichts umgesetzt. (GRin Mag Sonja Wehsely: Sie und Ihre Träume!) – Nein, das sind keine Träume! (GRin Mag Sonja Wehsely: Sie haben vom Traum des StR Görg gesprochen!) Dafür gibt es Belege! (GRin Mag Sonja Wehsely: Sie sprachen von den Träumen des StR Görg!) 
Ich habe leider nicht so lang Zeit, um Ihnen die ganzen schuldhaften Verfehlungen der SPÖ in 20 Minuten vorzutragen. Bitte lassen Sie mich auch die kleine Hilfestellung erwähnen, die dann – 1998 oder 1999 war es – der Umweltstadtrat Svihalek dem Prater zu Gute kommen hat lassen. Er hat dann plötzlich einen Fiakerstandplatz auf der Ausstellungsstraße errichtet, mit dem Ergebnis, dass es dann dort gestunken hat. Die Debatten über die Fiaker hatten wir im Landtag. Das war auch nicht etwas, was unsere Praterunternehmer und Anrainer erfreut hat. 

Dann gibt es Strategiepläne, wo die Kugel als Erdnuss beschrieben wird – das war im Juni 1999, ich kann Ihnen die Zeitungsartikel alle geben –, mit der Behauptung Ihrer Pressedienste und die Ihrer Vorgänger, dagegen seien Stronachs Milliardenprojekt Peanuts, was die Stadt Wien da alles investiert. 

2000, im Juli, sagt Sallaberger, der Cableliner ist vom Tisch, kommt nicht. Jetzt hat ihn Herr Mongon wieder erfunden. Nettig sagt, die Pläne sind nicht genügend. 

Es gibt ein ungebrochenes Interesse an Investoren. Weltweit stehen die Investoren bereit. Bis vor kurzer Zeit war noch immer die Ausrede, man muss erst wissen, wie es mit der Messe weitergeht. Dazu sage ich, es war vielleicht sinnvoll zu sagen, wir brauchen eine Entscheidung zur Messe, aber die ist längst getroffen. Die Messe ist im Wesentlichen fertig. Daher frage ich: Wo sind denn Ihre Kontakte mit den Investoren? Wo sind jetzt die Investoren, wenn Sie in einer schriftlichen Beantwortung – das ist keine Erfindung, keine Pressegeschichte – gleichzeitig ankündigen, dass außer den Pachteinnahmen für die Investitionen in den Prater kein Budget in Wien zur Verfügung steht. Das haben Sie in einer Aussage erklärt. 

Stellen Sie sich einmal vor, wie Praterunternehmer mit der Pachteinnahme der Stadt Wien auskommen können, wenn gleichzeitig Sie und Ihre Vorgänger von Milliardeninvestitionen in den Standort Prater sprechen. Das kann wohl nicht stimmen, wenn Sie daher meinen, dass Sie selber, wenn Sie nicht Frau Vizebürgermeisterin wären, im Prater gern einen Gastronomiebetrieb errichten würden und nichts lieber täten, weil das dort die Zukunft für die Wienerinnen und Wiener ist. Auch daran können Sie sich nicht erinnern. Ich verstehe Sie überhaupt nicht. Träumen Sie jetzt? Entschuldigung, aber dann sind alle Berichte und auch Ihre Interviews in Zeitungen falsch. 

Ich zitiere jetzt den “Standard“ vom 4. November 2002: "Wenn ich nicht gerade zufällig Vizebürgermeisterin wäre, würde ich ganz sicher im Prater einen Gastronomiebetrieb aufmachen. Nein, Grete Laska macht sich keine Sorgen darüber, ob für die nächsten Praterinvestitionen in zwei Jahren Investoren gefunden werden." – Das war vor eineinhalb Jahren. Wo sind die Investoren für den Prater, Frau Vizebürgermeisterin? Wo sind die Investoren? Und warum sagen Sie den Praterkaufleuten, was sie nicht selber investieren, wird dort nicht investiert werden? 

Jetzt kommen wir zu etwas, was nicht nur mich persönlich, sondern auch die Anrainer und die Vertreter der Jugend besonders aufregt und was eigentlich ebenso die Mitglieder dieses Hauses aufregen sollte. Das sind die Verquickungen und Verstrickungen mit der Firma Novomatic. Sie wissen, ich habe mich dafür schon einmal an einer mündlichen Anfrage der GRÜNEN beteiligt und dies kritisiert, weil Sie ganz einfach völlig falsche Signale gesetzt haben und der Novomatic 2 500 Quadratmeter in einem fixfertigen Gebäude, das jetzt ein bisschen renoviert wird, für Glücksspiel zur Verfügung stellen. Sehr geehrte Frau Stadträtin, Sie als Stadträtin für Jugend und Familien verstehe ich überhaupt nicht, wenn Sie dann auch – das wird wörtlich zitiert – sagen: "Das ist die Zukunft für den Prater". Also die Spielhalle Novomatic ist die Zukunft für den Prater. Sie werden mir natürlich auf die Frage, ob da jemand interveniert hat und ob es da irgendeine Freunderlwirtschaft gegeben hat, sagen: "Na woher! So eine Unterstellung!" Wissen Sie, die Optik ist doch etwas schief. Auch wenn niemand interveniert hat, wundern sich alle, wie die Firma Novomatic zu einem Gebäude um 10 000 EUR Pachtschilling monatlich kommt, wo sie Spielautomaten auf 2 500 Quadratmetern aufstellen kann. Sie können sich ungefähr gegenrechnen, was das einbringen wird. 

Jetzt sage ich Ihnen, was mir nicht gefällt und was auch vielen Wienerinnen und Wienern und Unternehmern, die nicht so gute Beziehungen haben, nicht gefällt. Die Firma Novomatic hat kurzerhand diesen Vertrag bekommen, in einem Gebäude noch dazu – daran will ich auch erinnern –, wo 1988 die Stadt Wien das damalige Oberbayern, dieses Gebäude mit der Begründung gekauft hat, die Stadt Wien erwirbt es deshalb, weil sie dann selbst einen Betreiber suchen wird und Glücksspiel verhindern will. Genau das war damals die Begründung, wo Sie gesagt haben, dass wir dort kein Glücksspiel wollen und daher die Stadt Wien das kauft. Ihre Vorgänger – alle von der SPÖ – haben leider nichts anderes zu Stande gebracht, als dieses Haus sechs Jahre lang leer stehen zu lassen, mit einer kurzen Unterbrechung, als darin Plastiksaurier ausgestellt waren, wo aber keine große Anzahl von Besuchern hingekommen ist. 

Dann hat es der Herr Schwarz, den wir schon aus dem Pratermanagement kennen, für ein Kultiplexx erworben. Das hätte einen guten Ansatz gehabt, ein familienfreundliches Unternehmen, Unterhaltung für Familien wäre gut gewesen. Es ist leider nach kurzer Zeit schiefgelaufen. Man hat ihm eingeredet, dort sind solche Standorte wie Kinos und so weiter. Da war der StR Görg noch sehr positiv. Er ist dann schnell draufgekommen, das geht nicht und dann ist es wieder leer gestanden. 

Jetzt haben Sie das der Firma Novomatic gegeben. Ich frage Sie, ob es gescheit war und geschickt ist und ob sich hier nicht andere Personen, die nicht so eine Bevorzugung haben, ihren Reim darauf machen, wenn gerade in der Firma Novomatic und in Tochterunter-nehmungen hauptgesellschaftsrechtlich Verantwortliche sitzen, die gleichzeitig im Landtag und im Gemeinderat Verträge beschließen und das Schicksal dieser Stadt mitbestimmen. Ich habe den Firmenbuchauszug jetzt nicht ausgedruckt, aber ich glaube dem damaligen Gemeinderat und jetzigen Stadtrat Hahn, dass er seine dortige Funktion als Vorstandsvorsitzender zurückgelegt hat. Es steht allerdings noch immer auf der Homepage, dass er Vorstand der Novomatic ist. Vielleicht wäre es gut, sich auch in der Öffentlichkeit, in den Medien von dieser Funktion zu trennen, denn dann wäre auch da eine Klarstellung erfolgt. 

Aber was jetzt wieder den Kreis des Rathausproporzes schließt: 

Es gibt auch ein rotes Pendant dazu, das ist der SPÖ-Gemeinderat Strobl, Friedrich Strobl. Bitte, (GRin Mag Sonja Wehsely: Der ist dort Geschäftsführer?) warum wissen Sie das, dass er Geschäftsführer ist, das habe ich ja gar nicht behauptet. (GRin Mag Sonja Wehsely: Weil Sie gerade gesagt haben, ein Pendant!) 

Aber eine Verquickung zwischen politischer Funktion Gemeinderat - Landtag und einer wesentlichen Entscheidungsfunktion in einer Gesellschaft, in einer Privatgesellschaft, die hier zum Zuge gekommen ist, nämlich der Firma Admiral Sportwetten AG. Das wissen Sie vielleicht gar nicht und warum nicht, weil Herr Strobl das bisher geheim gehalten hat und das nirgendwo in seiner Homepage aufscheint. Also der macht den Hinweis nicht, dass er Aufsichtsrat der Admiral Sportwetten AG ist. 

Und ich frage mich schon, ob da hier noch die Anständigkeit gegeben ist, die sich Bürger, Unternehmer und auch Kollegen dieses Gemeinderates erwarten von Personen, wenn sie ihr politisches Amt von persönlichen Interessen nicht trennen. Frau Vizebürgermeister, da sind Sie aufgefordert und auch der Herr Bürgermeister, dazu Stellung zu nehmen, warum und wieso dieser Novomatic-Vertrag in dieser Form abgeschlossen wurde und warum Sie dort plötzlich eine Spielhölle wollen, obwohl Ihre Vorgänger vor Jahren gesagt haben, dass das nicht in Frage komme und daher die Stadt Wien kauft. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren, es ist zu wenig, wenn sich Politiker alle paar Jahre wieder hinstellen und große Pressekonferenzen geben, damit sie in den Medien unterkommen, was sie alles für den Prater tun. Das war sogar erstaunlicherweise auch der Herr Kulturstadtrat, der hat also dem King-Kong, dem Gorilla im Prater aus dem Altstadterhaltungsfonds ein neues Fell gekauft und hat dafür schöne Bilder gehabt. (Heiterkeit bei der FPÖ.) Also wenn das die Zukunft des Praters ist, dass Sie dort dem King-Kong ein neues Fell anziehen, dann sage ich nur, versuchen Sie nicht weiterhin, den Praterunternehmern das Fell über die Ohren zu ziehen, sondern schauen Sie, dass hier in einer anständigen Form und Weise auch für die Zukunft des Praters und der Praterunternehmer gesorgt wird. (Beifall bei der FPÖ.) 

Und, meine sehr geehrten Damen und Herren, weil uns das Thema wirklich ganz wichtig ist und weil klar ersichtlich ist, dass mit diesem Praterkonzept, das keines ist, es in den nächsten Jahren solange weiter geht, bis wirklich der Prater und die Unternehmer tot sind und keine Zukunft mehr haben, bringen wir auch einen Resolutionsantrag ein:

"Der Volksprater soll als familienfreundlicher Unterhaltungsbereich erhalten werden. 

Der Ausweitung des Glücksspiels wird eine Absage erteilt. 

Die Stadt Wien soll auch durch eigene Investitionen an der Erhaltung des Volkspraters beitragen. 

Bei der Vertragsgestaltung mit Praterunternehmern ist auf eine Rechtssicherheit der Unternehmer hinsichtlich der von ihnen getätigten Investitionen und der Existenzsicherung Rücksicht zu nehmen. 

Die Einbeziehung und Information des Praterverbandes und des Praterbeirates und die Entscheidungen und Maßnahmen für den Volksprater muss wieder hergestellt werden."

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Frau Vizebürgermeisterin, das ist nicht nur ein Anliegen der Praterunternehmer, das ist nicht nur ein Anliegen der Freiheitlichen Fraktion, dieser Antrag wird geschlossen von der Opposition hier im Haus, von der ÖVP, von den GRÜNEN und von den Freiheitlichen eingebracht. 

Nehmen Sie Praterunternehmer, nehmen Sie Opposition, nehmen Sie den Volksprater und nehmen Sie die Zukunft dieser Stadt etwas ernster als Sie es in der Vergangenheit getan haben, dann werden wir in Wien auch im Prater Zukunft haben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zur Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich die Frau amtsf StRin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr und nehme an, dass Sie den Antrag auch noch bekommen. Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Grete Laska: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!
Der Wiener Volksprater ist als ältester noch in Betrieb stehender Vergnügungspark dieser Erde ein Tourismusmagnet und ein wichtiger Wirtschaftsfaktor in Wien.

Dieser Einleitungssatz der Dringlichen Anfrage ist richtig, die Fortsetzung allerdings, nämlich die Existenzsicherung des Wurstelpraters, “muss“ nicht im Interesse der Stadt liegen, sondern sie liegt im Interesse der Stadt.

Der Wiener Prater und sein Umfeld zählen zu den interessantesten Entwicklungsgebieten dieser Stadt. Gegenüber anderen internationalen Vergnügungsparks und Freizeitarealen verfügt der Wurstelprater über einmalige Qualitäten und Voraussetzungen. Eingebettet in ein Areal, das unterschiedlichsten Bedürfnissen und Zielgruppen gerecht wird, ist die Lage in absoluter Citynähe einzigartig. Einzigartig im internationalen Vergleich, denn dort wurden Freizeitparks teilweise weitab von Städten errichtet, sind erst nach ziemlich langer Anreise erreichbar und verfügen über keinerlei Umgebungsinfrastruktur. (GRin Barbara Schöfnagel: So wie der Tivoli!) 

Nicht zuletzt im Hinblick auf die Fußballeuropameisterschaft 2008 möchte die Stadt Wien diesen Standortvorteil im innerstädtischen Bereich, der mit der Messe Wien und dem Bau der U-Bahn weiter aufgewertet wurde, ausbauen.

Vielleicht hier einen Satz dazu, weil der Herr Kollege angesprochen hat, was sozusagen von seinerzeitigen Planungen nicht umgesetzt wurde. Hier wurde offensichtlich vergessen, dass genau nach jener Grundsatzplanung, die Herr Dr Görg damals beauftragt hat, zwei wichtige Entscheidungen gefolgt sind, eine bereits erledigt ist, nämlich die Messe Wien gebaut wurde - viele von Ihnen waren bei der Eröffnung dabei. Vor allem die U-Bahn-Entscheidung ist ganz wichtiger Teilbereich dessen, was insgesamt unsere Zielsetzung ist, nämlich die U-Bahn als Hochleistungsverkehrsmittel des öffentlichen Verkehrs in Stadtteile zu lenken, an Standorten vorbeizuführen, die unendlich wichtig sind, auch diese Entscheidung ist getroffen worden und sie ist im Bau. Sie wird fertig sein bis zu jener dritten wichtigen Entscheidung, die in der Zwischenzeit nach dieser Grundsatzplanung erfolgt ist, die von uns zwar forciert wurde, aber nicht unmittelbar beeinflussbar war, nämlich die Entscheidung, dass der Zuschlag für die Europameisterschaft 2008 im Fußball Österreich und der Schweiz zuteil wurde. Der Umstand, dass Wien mit seiner vorhandenen Stadioninfrastruktur und den Angeboten, die wir rundherum gemacht haben, sowie mit der Erfahrung Wiens bei der Veranstaltung von so großen Events und dass die U-Bahn bis zu diesem Zeitpunkt fertig wird und daher eine ganz entscheidende Verbesserung auch der Verkehrsinfrastruktur bringen wird, hat tatsächlich den Ausschlag gegeben, dass diese wunderbare Veranstaltung hier durchgeführt werden wird, die für Wien und für Österreich, für viele Bundesländer, vor allem, weil sie Stadionneubauten bekommen, eine ganz entscheidende war. 

Das heißt, die Entscheidungen, die auf Grundlage dieser Ursprungsplanung angeregt worden waren, sind zum Teil getroffen worden, das Teilgebiet des Wurstel-praters hat noch eine detailliertere Planung nach sich gezogen, weil auch dieser Teil des Praters nicht nur als Erholungs- und Erlebnispark für die Wienerinnen und Wiener, sondern auch für den Tourismus von unendlicher Bedeutung ist. 

Die Zielsetzung, die Wien verfolgt, nämlich insgesamt bis 2010 die Anzahl der Übernachtungen von derzeit 7,5 Millionen auf 10 Millionen zu steigern, setzt sich vor allem auch aus der Überlegung zusammen, dass sozusagen die Anzahl der Nächtigungen, nämlich die Verweildauer in Wien, erhöht werden soll und Magnete, wie der Prater einer ist und in Zukunft auch sein soll, verstärkt dazu beitragen mögen.

Der Praterverband ist die Interessensvertretung der PraterunternehmerInnen. Wie das bei vielen Verbänden und Interessensvertretungen so ist, vertritt er nicht alle UnternehmerInnen, und nicht umsonst hat er in dem Konzept, das erst vor wenigen Wochen vorgestellt wurde, als Maßnahmenkonzept des Vorstandes vom Praterverband auf sieben Seiten zusammengefasst, was ihm wichtig ist und einer der Punkte darin ist, dass es eine verbindliche Mitgliedschaft der Unternehmerinnen und Unternehmer zum Praterverband geben soll.

Ich erwähne das nur deshalb, weil wenn man von PraterunternehmerInnen allgemein spricht, dann muss man wissen, dass es eine höchst unterschiedliche Struktur bei den achtzig Unternehmerinnen und Unternehmern gibt. Ihr aller, und auch der Stadt gemeinsames Interesse ist, das, was wir hier haben, als ältesten, und ich wiederhole das noch einmal, als ältesten noch in Betrieb befindlichen Vergnügungspark dieser Welt auch für die Zukunft zu sichern. Und zwar genau mit jener Struktur, die uns auch unterscheidet von vielen, vielen anderen, nämlich einer gemischten UnternehmerInnenstruktur, einer gemischten Angebotsstruktur und damit auch einer vollkommen gemischten Nutzungsstruktur. 

Und dies ist daher so wichtig, und der Vorwurf, dass hier viele Konzepte in der Schublade liegen, dem kann ich nur hinzufügen: Nun, jetzt haben wir erstmalig mit dieser Masterplanung etwas, das Zahlen bekannt gibt, Umfragen - es gibt allein eine umfassende Marktforschung zum Wiener Prater, die es in dieser Form noch nie gegeben hat - mit Zahlen und Fakten, die man braucht, um tatsächlich gezielter Weise eine solche Entwicklung voran zu treiben. 

Dass solche Entwicklungen sehr positiv sein können - wir haben in Wien ein solches Beispiel, wo sukzessive die Umsetzung passiert -, zeigt das Beispiel Schönbrunn, wo vor einigen Jahren, als Pechlarner Schönbrunn übernommen hat, wir eine Situation hatten, dass die Unterbringung der Tiere nicht mehr zeitgemäß war, die Attraktivität gelitten hat, damit auch die Besuche in Schönbrunn, und es in der Zwischenzeit jährlich gelingt, mit ein Stückchen Mehr diese Attraktivität zu steigern und dementsprechend auch die hohe Zufriedenheit der Wienerinnen und Wiener. Und in der Befragung, die durchgeführt wurde, steht Schönbrunn berechtigter Weise an erster Stelle. Die Zielsetzung ist, die Kundenzufriedenheit auch im Prater zu steigern. 

Das heißt, Optimismus ist gefragt. Die Freiheitliche Partei, die offensichtlich vermeint hat, hier in einer Situation, wo unterschiedliche Meinungen auch öffentlich diskutiert wurden, sich schnell drauf zu setzen und schnell zu vermeinen, es gelinge wieder einmal, ein Problem sozusagen zu vereinnahmen, hat sich zumindest seit Montagabend, aber spätestens seit gestern Abend als Fehler erwiesen. Aber es spielt ja keine Rolle, es besteht ja noch die Möglichkeit, sich zu Wien zu bekennen, zu positiven Entwicklungen zu bekennen und wenn Sie Ihren ersten Satz ernst nehmen, dann müssen Sie das auch tun.

Jetzt zu den einzelnen Punkten Ihrer Anfrage: 

Zu Punkt eins: Die Erhaltung und darüber hinausgehend die Wiederbelebung, also die Renaissance des traditionellen Pratercharakters, ist exakt die Zielsetzung des Masterplanes. Die inhaltlichen Vorgaben zur Erstellung des Masterplanes und die jetzt vorliegenden Ergebnisse sind Basis für alle Entscheidungen der Zukunft mit dem Ziel, den Standortvorteil des Praters auszubauen und den Mehrwert des Praters für die einzelnen BesucherInnen, für den Tourismus und als Wirtschaftsstandort und damit auch für die Unternehmerinnen und Unternehmer, die im Prater tätig sind, zu steigern. 

In diesem Zusammenhang soll vor allem - und das ist das Entscheidenste - die Konsumentenzufriedenheit ge-steigert werden, denn die Benotung, das Erlebnis der derzeitigen Besucherinnen und Besucher ist im Vergleich zu anderen Wiener Orten wie zum Beispiel Schönbrunn, nicht befriedigend. 

Sie können sich versichern, so fragen sie als Zweites, dass es auch in Zukunft keine Einzäunung des Volkspraters geben wird und ein kostenloser freier Zutritt gewährleistet ist, diese Frage beantworte ich mit ja, was ich auch schon am Montag getan habe.

Zu Frage drei: Noch einmal kurz die Wiederholung: Im Rahmen des Vergabebeirates hatte der Praterverband, der ja, wie ausgeführt, nicht alle Unternehmen vertritt, sondern nur einige, bloß eine beratende Funktion. Ein Entscheidungsrecht gab es damals nicht, was ja auch sozusagen als Interessensvertretung schwierig wäre. Zur generellen Problematik des Vergabebeirates darf ich aber auch auf die Beantwortung einer an mich gerichteten Anfrage in der Sitzung vom 19.12. verweisen.

Zur Frage vier: Die PraterunternehmerInnen als Hauptbetroffene waren und sind sowohl einzeln als auch natürlich im Wege des Praterverbandes intensiv in die Masterplanentwicklung eingebunden, ebenso wie auch der Bezirk, der ja letztendlich die Interessen der Anrainer vertritt, in alle bezirksrelevanten Belange umfassend eingebunden ist, und natürlich auch die Stadtplanung, beziehungsweise vor allem auch die mit dem U-Bahn-Bau befassten Abteilungen, denn die Entwicklung des Gebietes ist ein Gesamtkonzept und kann nicht nur von Einzelnen vertreten werden.

Zu Punkt fünf: Eine solche Drohung wurde weder von mir ausgesprochen noch in irgendeiner Form verwirklicht. Sie selbst sollten wissen, dass Zitate in Zeitungen nicht unbedingt immer ident sind mit dem, was man gesagt hat. Auch Sie haben schon manchmal, Sie nicht so sehr, aber einige Ihrer Kollegen, haben schon manchmal darauf hingewiesen, dass ihnen das nicht unbedingt eins ist. Aber die Praxis zählt und wie gesagt, es entbehrt jeder Grundlage.

Punkt sechs betrifft die Bestandverträge. Der befristete Abschluss von neuen Bestandverträgen erfolgte lediglich in der Phase der Masterplanerstellung, also in der Zeit Wintersaison 2003 und jetzt 2004. In Zukunft werden sämtliche Verträge so wie bisher unbefristet abgeschlossen. Die Dauer eines allfälligen Kündigungsverzichts wird sich dabei so wie in dem von Ihnen angesprochenen Vertrag nach dem Investitionsvolumen richten und das ist der einzige Unterschied, der sich auch in dem von Ihnen angesprochenen Fall darstellt.

Zur Frage sieben sage ich: Der Interessenskonflikt, der von Ihnen hier hinterfragt wird, den gibt es insofern nicht, als das Jugendschutzgesetz ganz klare Regeln vorgibt. Diese gelten sowohl für die Teilnahme von Jugendlichen am so genannten Großen Glücksspiel, also all das, was in Österreich von den Casinos Austria vertreten wird und auch von anderen zuletzt erst eröffneten großen Anlagen und diese gelten natürlich auch für das Kleine Glücksspiel, wie es ja nicht nur in Wien im Wurstelprater, sondern auch in anderen Teilen Wiens, in einem Fall, nämlich im 10. Bezirk, aber auch ansonsten in jeder Anlage, der Fall ist.

Zu Punkt acht: Es war für mich keine Entscheidung zwischen den beiden Alternativen, sondern auf der einen Seite geht es selbstverständlicher Weise um die Einhaltung des Jugendschutzgesetzes und auf der anderen Seite um die Tatsache, dass auch diese Form des Glücksspiels ja keine neue Erfindung, sondern seit Jahrzehnten Teil des Wurstelpraters ist, und damit auch die von Ihnen angesprochene Firma, so wie viele andere in Anlagen von vielen Praterunternehmen aufgestellte Glücksspielgeräte ja keine neue Erfindung sind und es auch keine Ausweitung gibt, sondern das, was hier in diesem Vertrag festgelegt wurde, eine Verlagerung von aufrechten Konzessionen ist und andere Standorte damit auch geschlossen werden. 

Es gab natürlich keine Interventionen und damit erübrigt sich Frage zehn. Und die von Ihnen angesprochene Firma hat - in Punkt elf fragen Sie das - sich verpflichtet, eine der ganz notwendigen und auch jetzt im Masterplan festgelegten Toilettenanlagen im Prater zu errichten.

Hinsichtlich des Punktes zwölf, wo Sie nach Maßnahmen der Finanzierung fragen: Ich habe das, was sie heute auch hier wiederholt haben, nie so erklärt. Die Finanzierung wird nicht alleine durch die Pachteinnahmen, die jetzt schon auch in der jetzigen Form der Praterverwaltung unmittelbar zurückfließen, sondern natürlich auch durch andere Modelle erfolgen müssen, einerseits jetzt nach Vorliegen der detaillierten Planung und auch der damit verbundenen Studien über die Berechenbarkeit, die Wirtschaftlichkeit et cetera und andererseits durch die Notwendigkeit auch von Infrastruktur, die, und da gebe ich Ihnen vollkommen Recht, auch seitens der Stadt zur Verfügung zu stellen ist. Das ist in der Folge zu budgetieren und dann zur Beschlussfassung den Gremien vorzulegen, so wie es tatsächlich auch notwendig ist, und es wäre falsch von mir gewesen, hätte ich in irgendeiner Aussage schon hier über konkrete Summen gesprochen, weil Sie mir dann zu Recht vorwerfen hätten können, dass ich hier über Dinge rede, die so nicht im Budget vorgesehen sind und damit auch noch nicht in den zuständigen Gremien beschlossen worden sind. 

Darüber hinaus ist angesagt, so wie in anderen Bereichen Public Private Partnership-Modelle zu forcieren, natürlich auch, so wie Sie das jetzt ja auch schon tun, die Investitionen der PraterunternehmerInnen weiter zu haben und natürlich darüber hinaus einen Bereich zu erschließen, der bisher viel zu wenig erschlossen worden ist, nämlich durch gezieltes Marketing und Öffentlichkeitsarbeit auch Sponsoren zu finden, so wie das in anderen Bereichen gang und gäbe ist, beziehungsweise auch natürlich - auch wenn von Ihnen verhöhnt - Investoren, die bereit sind, im Prater zu investieren. 

Das Interesse am Wurstelprater ist weltweit ein enormes und ich bin sehr stolz darauf, dass es gelungen ist, die European Entertainment and Amusement-Show für den Jänner 2005 nach Wien in die Messe, am Standort Prater, zu bekommen, weil damit auch gewährleistet ist, dass das Interesse der Industrie, die da dahinter hängt und viele von Ihnen unterschätzen offensichtlich, welcher enorme Industriezweig das weltweit ist, welche Chance das ist, auch Arbeitsplätze über diese Industrie in Wien zu schaffen. Das nur, weil wir es gerade vorher diskutiert haben.

Zu Punkt 13: Der Masterplan ist die Grundlage für die zukünftige Entwicklung und sieht für verschiedene Projekte unterschiedliche Optionen vor. Das heißt, sollten Sie erwartet haben, und ... (zu GR Josef Wagner) Lieber Herr Kollege, es wäre nett, wenn Sie mir kurz zuhörten und Ihre Aufmerksamkeit von Herrn Hahn abwenden, aber das ist nicht möglich. Der Masterplan ist kein statisches Ding, wo man sagt, hier habe ich einen Plan und nach dem wird vorgegangen, sondern wenn Sie sich tatsächlich ernsthaft damit auseinander gesetzt hätten, wozu ich Sie aber einlade, dann wüssten Sie, dass dieses ein flexibles Planungselement ist, das nach Erfahrungen, nach Erhebungen und erstmals vorliegenden Zahlen grundsätzliche Vorgaben macht, die jetzt mit den PraterunternehmerInnen selbst, aber natürlich auch mit der Stadt, mit all dem, was an Planung und Sonstigem dort umzusetzen ist, tatsächlich umgesetzt werden soll.

Vieles von den derzeit 200  Projekten, die bereits Bestandteil der Masterplanung sind, sind Projekte, die mit und von einzelnen Praterunternehmerinnen mitentwickelt wurden. Erst gestern haben wir in der Berichterstattung des ORF - und darüber freue ich mich sehr - den Sprecher des Praterverbandes, Herrn Meyer-Hiestand gehört, der betont hat, dass speziell er als junger Unternehmer beziehungsweise auch andere bereit sind, auf die Vorschläge der Masterplanung einzugehen, weil - und das ist die Zielsetzung von uns allen - wir den Prater für diese Stadt, aber vor allem für die Besucherinnen und Besucher attraktiv machen wollen und ihre Zufriedenheit steigern wollen. 

Und zur letzten Frage: Viele der PraterunternehmerInnen haben Vertrauen in die Zuverlässigkeit einerseits natürlich der Stadtregierung, aber auch natürlich im Hinblick auf das, was vor uns steht. Viele von ihnen haben für die heurige Saison sehr viel investiert, und das ist gut so. Und jene, die auf Grund dieser jetzigen Planungsphase vielleicht noch unsicher sind, vielleicht dieses Vertrauen noch nicht haben, sich hoffentlich von Ihnen nicht zusätzlich verunsichern lassen, die gilt es - und das nehme ich gerne auch als Aufgabe, nicht nur für mich, sondern für uns alle in Anspruch - dadurch zu überzeugen, dass rasch die ersten Schritte erfolgen, und wir dann mit Stolz der Zukunft des Wiener Praters entgegensehen können. 

Ich hoffe, dass alle gemeinsam erkennen, dass es niemandem hilft, nämlich weder den UnternehmerInnen noch den BesucherInnen, und schon gar nicht dem internationalen Image, das diese Stadt genießt, wenn man sie schlecht und krank redet. Das ist die einzige Bitte, die ich an Sie richte, dieses noch einmal zu überdenken. Danke vielmals. (Beifall bei der SPÖ) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Frau Stadträtin, für die Beantwortung. 

Zur Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich jetzt Herr GR Dr Madejski gemeldet. Ich nehme an, der Wechsel ist so korrekt, wie ich ihn hier sehe, ich erteile ihm das Wort, die Redezeit beträgt 20 Minuten. 

GR Dr Herbert Madejski ((Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wenn man der Frau Vizebürgermeisterin zugehört hat und schwache Nerven hat, müsste man ja fast ein schlechtes Gewissen haben, wenn man hier kritisiert, weil in ihren Schlussworten, aber auch durch ihre ganze Rede ist nämlich hindurchgegangen, wer sich da jetzt ein bisschen kritisch mit ihrer Arbeit oder mit den Vorschlägen des Entertainments-Fachmannes auseinander setzt, schadet Wien oder schadet der Wirtschaft. Und so ist es ja nicht, sondern es muss ja gestattet sein in einer Stadt, gerade über die Fremdenverkehrsattraktion Nummer eins, die es ja jetzt ist, wie wir gelesen haben, mit den meisten Besuchern, sogar mehr als Schönbrunn, sich Gedanken zu machen, noch dazu, wo es ja seit 1997 und schon vorher sehr viele Ideen, Aktivitäten, die leider nie durchgeführt worden sind, gegeben hat.

Lassen Sie mich aber beginnen: Mich wundert ein bisschen in der ganzen Situation - es mag an der Ressortverteilung liegen, dass der Einfluss derjenigen Beamten, oder der Einfluss jenes Ressorts, welches eigentlich die Planung in Wien über haben sollte, nämlich von Stadtrat Schicker, eher nur nebenbei behandelt wurde und dass die komplette Verantwortung, und alles was den Prater, die Planung, die Finanzierung betrifft, eigentlich Sie sich arrogiert haben und nun Ihnen gehört. Ist an sich Ihr gutes Recht innerhalb Ihrer Fraktion, nur wundert es mich schon ein bisschen, denn man muss ja das Gebiet des Praters ein bisschen größer sehen. 

Da gibt es den Prater, da gibt es die Messe, da gibt es das Stadion, da gibt es die Krieau. Das Ganze muss ich als eine Einheit, als eine planerische Einheit sehen und da fehlen mir schon die gesamten Zusammenhänge, außer dass es irgendwann einmal eine Seilbahn geben wird. Das ist ein bisschen wenig, und hier hätte ich mir eigentlich schon vorgestellt, bevor man einmal den Prater angeht, dass man ein Gesamtkonzept entwirft. Aber dieses Gesamtkonzept gibt es nicht, sondern es gibt Einzelbausteine und wie das so ist bei Bausteinen, wenn man das schlecht zusammensetzt, fällt das alles zusammen, und das dürfte hier auch der Fall sein.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, betrachten wir diese drei Punkte, die ich jetzt gesagt habe, Krieau, Messe und Prater - und jetzt lassen wir das Stadion weg - ganz kurz hintereinander. Die Messe ist jetzt gebaut, ist in Ordnung, ich habe selbst Veranstaltungen dort besucht. Außer, dass es ein bisschen kalt ist, dass die Garage nicht funktioniert, die Verkehrswege nicht funktionieren, ist es an sich vom Baulichen her durchaus gelungen und ich bin sicher, dass hier im Messebereich in der Zukunft in Wien gute Veranstaltungen stattfinden werden, dass das mit dem Zirkus mit einer Permanentbelegung auch in Ordnung geht, darüber gibt es überhaupt nichts zu diskutieren. 

Nur frage ich mich, wenn man jetzt den Prater dazunimmt, wieso sind gemäß der Planung in der Südportalstraße komplett links und rechts, alle Parkplätze weg, und es wird dort jetzt eine Wiese oder eine Grünfläche gemacht. Ich bin auch für Grün, ich frage mich aber nur, wieso in der Südportalstraße die Parkplätze alle wegkommen sollen, oder ist der Hintergrund der, dass man die Autofahrer in die drei Garagen, die es bei der Messe gibt und die vielleicht in Zeiten, wo es keine Veranstaltungen dort gibt, unterbelegt sein werden, um Gebühren zu erzielen, hineinlotst und diese Parkplätze, die von den Prater- und Krieaubesuchern hauptsächlich benutzt worden sind, einfach streicht. 

Es ist ungerecht jenen gegenüber, die nicht mit der U-Bahn fahren können, denn die Großfamilien fahren, egal an welchen Tagen, wenn sie in den Prater fahren, mit dem Auto billiger. Entschuldigung, das ist halt so, wenn ich mit einer fünfköpfigen Familie in den Prater fahren will, dann fahre ich halt mit meinem Voyager oder mit meinem Jeep oder sonstigem Auto noch immer günstiger, als ich zahle für fünf Leute hier in der U-Bahn, das ist nun einmal so, und das nehmen Sie ihnen weg.

Wenn man das Zweite anschaut, das Nächste wäre die Krieau. Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn ich jetzt höre, und wenn man das Archiv durchgeht, hat es bereits im Jahre 1998 und 1999 Gespräche zwischen dem Kammerpräsident Nettig – damals war er auch, glaube ich, noch hier im Gemeinderat – und hohen Wiener Repräsentanten der Sozialdemokratie und Herrn Stronach gegeben, ob man nicht hier Stronach seine Millioneninvestitionen ermöglichen könnte, statt sie irgendwo in Niederösterreich, Burgenland oder sonst wo zu kanalisieren, in einem Bereich der durchaus investitionswürdig auch für einen Stronach oder für die Firma Magna gewesen wäre. 

Das ist alles in die Hosen gegangen, da ist überhaupt nichts passiert, und das Ergebnis haben wir heute. Dazu möchte ich schon kritisch bemerken, wenn man sich das “Wien heute“ im Fernsehen angeschaut hat, dann hat man den Eindruck gehabt, dass Ebreichsdorf in Wien liegt, dass Stronach seinen Trabrennverein und alles, was es dort gegeben hat, hier mitten in Wien gebaut hat, weil Krethi und Plethi von Wien, aber vor allem Ihre Couleur, bei der Eröffnung waren und werden, wenn man hinaus geht, öfters auch bei Pferdewetten und bei Pferdespielen gesichtet.

Es ist an sich meiner Ansicht nach für die Krieau, ebenfalls eine lange Kultureinrichtung des Pferdesports in Wien, à la longue tödlich, wenn ich im eigenen Fernsehen in Wien eine Rennbahn jeden Tag tagelang bewerbe, darin sage, wie schön es dort ist, wie super das ist und wer dort investiert hat, und der in Wien keinen Schilling ausgegeben hat, aber nicht aus eigenem, sondern weil nämlich die Verhandlungen,... (Zwischenruf von GRin Mag Sonja Wehsely.) Die Frau Wehsely redet schon wieder, ich höre es an der Stimme, die Frau Wehsely redet schon wieder durch. Frau Wehsely, gehen Sie heraus, kommen Sie, erzählen Sie mir wie das in der Krieau ist, oder in Ebreichsdorf, Sie waren vielleicht auch schon draußen. In Wien hätte er sollen investieren und nicht in Ebreichsdorf. (VBgmin Grete Laska: Da kämpfen wir auf einer Seite!)

Und das mit dem Fernsehen erinnert mich daran, dass die Frau Vizebürgermeisterin und der Herr Bürgermeister und alle anderen SPÖ‑Politiker, wie der Eislaufplatz vorm Rathaus war, dort zu sehen waren. Jeden Tag habe ich im Fernsehen das Eislaufen gesehen, ich habe mir schon gedacht, wann ist endlich der Winter aus, denn jeden Tag habe ich einen anderen SPÖ-Politiker mit Eislaufschuhen gesehen, ob sie fahren konnten oder nicht, sie sind dort gefahren. Nur ein einziges Mal war ein Politiker am Eislaufverein, am WEV‑Platz, da ist einmal eine Werbung gemacht worden, vom Engelmann rede ich gar nicht. Das kann es doch nicht sein - das nur am Rande jetzt -, dass man alle so genannten Events, oder Veranstaltungen auf deutsch, die hier vor dem Rathaus stattfinden, ununterbrochen bewirbt, ununterbrochen die sozialistischen Köpfe samt Eislaufschuhen sieht und die Privaten, die Miete zahlen müssen, die alles zahlen müssen, nicht ein einziges Mal im Fernsehen vorkommen. 

Das gleiche ist mit Ebreichsdorf passiert. Schön ist es, super ist es, aber wir haben in Wien die Krieau, wir haben die Krieau in der Nachbarschaft des Praters. Und ich sage Ihnen, er hätte dort ebenfalls investieren können, denn der Herr Nettig und der Herr Häupl haben uns damals versprochen, Stronach wird in Wien investieren, ich kann mich noch sehr gut erinnern. Nichts ist daraus geworden, leider, er hat sein Geld wo anders angelegt, es ist sein gutes Recht. (Beifall bei der FPÖ.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Sie haben jetzt den, wie es so schön neudeutsch heißt, Entertainment-Fachmann Mongon geholt. Der hat jetzt etwas auf den Tisch gelegt. Ich frage mich nur, was hat der besser gemacht als viele gute Beamte in der Wiener Stadtplanung und in vielen anderen Ressorts mit dem, was da auf dem Tisch liegt? Eineinhalb Millionen hat er bekommen, eineinhalb Millionen Euro. Ich glaube, Sie haben einen Mediator gebraucht, Frau Vizebürgermeister, einen Mediator zwischen den Praterbetreibern und Ihnen, (VBgmin Grete Laska: Einen Mediator auf Bundesebene!) weil es da schon relativ gekracht hat und Sie wären sicher gar nicht auf einen Nenner gekommen. Aber einen Mediator hätten wir wahrscheinlich billiger auch bekommen und nicht um die eineinhalb Millionen Euro. Und über seine Qualität und Qualifizierung urteile ich nicht, kann ich auch gar nicht. Nur, wenn einer mit einer Gage von eineinhalb Millionen Euro bei seiner Einstiegsrede und bei seiner Einstiegspressekonferenz sagt, er will den Prater unter die besten 50 Vergnügungsparks der Welt hineinkriegen und zu dem Zeitpunkt waren wir schon 20. oder 21., dann war er nicht einmal vorbereitet. Und das macht mir ein bisserl Sorge, ob dieser Mensch die Kraft hat, dieses Konzept für die Stadt Wien zu erarbeiten. (VBgmin Grete Laska zeigt sich verwundert.) Sie brauchen nicht den Kopf schütteln, das ist so, das ist zitiert. (VBgmin Grete Laska und GRin Mag Sonja Wehsely sprechen miteinander.) Die Zwiegespräche Frau Laska und Frau Wehsely sind ja lustig, aber das könntet Ihr in der Sektion machen, wenn ihr wollt, oder meldet euch hier. (Beifall bei der FPÖ)
Wissen Sie, in der Zeitung habe ich heute einen Kommentar gelesen und der hat mir sehr gut gefallen, ich glaube es war die “Presse“ oder “Standard“, ich weiß es nicht mehr, ich habe es mir aufgeschrieben: “Dieser Mann hat in Wirklichkeit nicht einmal das Gesellenstück abgeliefert, vom Meisterstück gar nicht zu reden, das Lehrlingsstück hat er abgeliefert, 9 Monate ist er schwan-ger gegangen und dann hat er eine Fehlgeburt gemacht.“ (VBgmin Grete Laska: Das wird jetzt Wort für Wort im Protokoll stehen!) Leider, so ist es gewesen mit diesem Konzept, was ich heute lese und ich habe das auch bekommen von der Pressekonferenz. Dass Ihnen das nicht passt, das ist mir an sich ohnedies klar, aber wir sind dazu da, um einmal zu kritisieren und aufzuzeigen, was hier nicht stimmt. Deswegen sind wir da, (VBgmin Grete Laska: Ja!) deswegen, damit Sie vielleicht einmal darüber nachdenken, was Sie falsch machen bei dieser Konzeption des Praters. (GRin Mag Sonja Wehsely: Zum Diskutieren sind Sie da!) Ich höre immer nur die Frau Wehsely, ist unglaublich. (GRin Barbara Novak : Die macht Sie nervös!) Nein, die macht mich überhaupt nicht nervös, aber gar nicht, aber überhaupt nicht.

Das einzige Neue neben der Spielhalle, auf die ich noch zurückkomme, ist eine Seilbahn. In Österreich und in Wien ist generell dort, wo eine Seilbahn über irgendwelche Gartenschauen oder Sonstiges darüber gezogen ist, irgendwann abgebaut worden, weil es eingegangen ist. Das ist einmal das Erste. Ich prophezeie, das wird hier im Prater ebenso werden.

Zweitens, was der Vorredner schon gesagt hat, glücklich sind die Praterbetreiber mit so etwas nicht. Weil dann fahre ich nämlich genau über ihre Geschäfte darüber und transportiere dann vielleicht vom Schweizerhaus, mag ja sein, die Leute, die dort Bier getrunken haben, in das Stadion und wieder retour. Aber alle anderen, die dort investiert haben, die ihre Geschichterln ... (GRin Mag Sonja Wehsely: Er hat keine Unterlagen gelesen!) Frau Kollegin Wehsely, kann man aussteigen? Ich weiß nicht, ob man aussteigen kann von dieser Seilbahn. (GRin Barbara Novak: Und die Gondel fliegt herunter!) Ist nicht möglich, oder haben Sie Fallschirme bereitgestellt? (VBgmin Grete Laska: Da dürfte es gar nicht die Liliputbahn geben!) Ja, das ist auch gut, das ist auch gut.

Also, die Seilbahn ist etwas Neues. Das ist in Wirklichkeit gar nichts Neues, weil die wird an sich scheitern. Wenn ich jetzt, Frau Vizebürgermeisterin, wieder Sie zitiere, ich weiß, ich bin immer sehr skeptisch, weil Sie sagen werden, wo haben Sie das her. Zeitungskommentare sind nicht immer so; was da drinnen steht, hat man nicht gesagt, wir wissen das auch. Aber Sie haben es gesagt im “Standard“ und dieser zitiert heute unter Anführungszeichen: “Bei den Investitionen werden nicht nur die Praterbetreiber investieren, sondern auch die Industrie und andere, und wir werden den Praterwirten“ - Wirten haben Sie gesagt - “Fördermaßnahmen angedeihen lassen.“ Jetzt frage ich Sie, warum nur den Wirten. Ich weiß schon, wir haben beide durchaus eine Sympathie für das Wiener Gasthaus, ich gehe auch gerne zum Wirten, aber wenn Sie das so gesagt haben, dann müssen Sie es dem Redakteur sagen, denn Sie sind unter Anführungszeichen zitiert, “Den Praterwirten werden wir Fördermaßnahmen angedeihen lassen.“ Gehen Sie hinaus und sagen Sie, Sie werden allen Praterbetreibern Fördermaßnahmen angedeihen lassen. Es freut mich, aber Sie müssen mir zugestehen, dass ich nur das zitieren kann, was Sie in einer Zeitung mit Anführungszeichen zitieren. Wenn Ihnen das nicht passt, dann müssen Sie dort anrufen und sagen, dass das nicht stimmt. (VBgmin Grete Laska: Aber jetzt haben Sie es live gehört!)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, (an GRin Barbara Novak gerichtet) jetzt haben Sie sich abgelöst, Frau Kollegin. Die Wehsely ist irgendwo, die ist weg. jetzt haben Sie sich abgelöst, ist auch gut. Eine haben wir schon geschafft, wenn ich noch lange rede, werden die Damen da hier ... (GRin Barbara Novak: Nehmen Sie sich nicht zuviel vor!) Es wird schon schwierig.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, zum Glücksspieltempel. Laut Kurier gibt es drei Neuerungen. Die eine ist genannt der Glücksspieltempel, also der Glücksspielbereich. Die zweite ist die Seilbahn und die dritte ist irgendeine Attraktion, irgendetwas mit Star, ich weiß es nicht, soll so sein. Ich brauche nur einen Prospekt hernehmen aus der Industrie, da würde ich auch hineinschreiben, wenn etwas schön, hoch, groß, teuer ist, dann stelle ich es genau zum Riesenrad, dort passt es hin.

Aber nun zum Glücksspiel, und da muss man schon ein bisserl ernst sein, Frau Vizebürgermeisterin. Ich verstehe nicht, warum man das macht, und ich will das jetzt nicht auf die Firmen festlegen, egal ob jetzt Admiral vom Strobl oder Novomatic vom Hank, ist mir eigentlich egal. Entscheidend ist eines, Frau Vizebürgermeisterin, Spielen, Glücksspiel macht süchtig. Und zwar jeder junge Mensch, von dem Sie sagen, laut Jugendschutzgesetz kommen die nicht hinein, ich kann auch mit 25, ich kann mit 30, ich kann mit 40, ich kann immer süchtig werden, und man sollte doch in Wien alles unternehmen, um das einzudämmen. Spielsucht ist genau so eine Sucht wie Alkohol-, wie Drogen-, wie Nikotin- und viele andere Abhängigkeiten. Aber wenn die Stadt die Möglichkeit hat, etwas zu planen, dann muss ich doch schauen, dass ich einen Bereich wie das Glücksspiel, das schon derartig viele Probleme, viele negative Wirkungen in Familien, in Gesellschaften ausgelöst hat, nicht so forciere, nur weil ich geldgierig bin und weil dort die Menschen am meisten bezahlen. 

Frau Vizebürgermeisterin, das gefällt mir und gefällt uns wirklich nicht. (Beifall bei der FPÖ.)
Bei der Investition ist noch immer nicht geregelt, wer wirklich investiert. Sie haben gesagt, die Industrie. Das sehe ich ein, es gibt eine riesige Vergnügungsindustrie, man braucht nur nach Amerika, nach England, nach Frankreich schauen, ist klar. Aber welche Industrie ist das, die dort investiert. Das ist eine, die gar nicht zum Ambiente des Wiener Wurstelpraters passt, denn entweder wollen Sie diese Industrie, die Vergnügungsindustrie, hier mobilisieren, dann wird sich das angesichts des Wurstelpraters schon rein auf Grund des Kapitalismus und auf Grund der Profite, die man dort braucht, ändern. Da wird es in fünf Jahren andere Strukturen geben, oder Sie werden diese Industrie, außer Glücksspiel, nicht bekommen. Und Sie haben gesagt, (VBgmin Grete Laska: Wissen Sie, dass Waagner-Biro eine der wichtigsten Erzeugerfirmen war für das, was an Infrastruktur bei der Hochschaubahn war, ob es die Wilde Maus im Prater ist, oder der Maximal Flex, wissen Sie das?) Frau Vizebürgermeister, ich glaube Ihnen das alles, nur, Sie wissen ... (VBgmin Grete Laska: Aber wissen Sie das?) Schau, Frau Vizebürgermeister, Sie wissen ganz genau, das ist eine Einmalinvestition, Sie können uns doch das nicht verkaufen, wenn die Waagner-Biro oder sonst wer eine Hochschaubahn einmal dort baut, als die riesige Investition. Geld haben diese anderen Praterbesitzer auch gemeinsam geschafft, nur solche Geräte werden heute nach drei bis fünf Jahre wieder abgebaut. 

Also, das sind ja nicht die Millionen, wenn einer eine Hochschaubahn baut oder wenn einer unten, wie heißt das, die Wasserschaukel wieder baut, das wird es ja nicht sein. (GRin Barbara Novak: Das wird ja nicht in einem Hinterhof eingebaut!) Außerdem steht überall in Interviews von Ihnen, Sie glauben, und das Wort glauben kommt bei Ihnen sehr oft vor, da steht nirgends, Sie wissen es, das steht nicht dabei und daher täte es mich schon wirklich interessieren, wie das Finanzkonzept ausschaut. Aber es wird ja vielleicht ein SPÖ-Redner oder eine SPÖ-Rednerin hier herauskommen und uns das hier erklären.

Und, meine Damen und Herren, zum Abschluss, etwas Neues wird es auch geben. Die Liliputbahn wird verändert werden, der Weg der Liliputbahn soll auch verändert werden, weil das ist ja auch unheimlich wichtig und neu. Und jetzt lassen Sie mich ein bisschen ausholen. Es wird vielleicht nicht ganz stimmen, aber ich sehe in meinem geistigen Bilde in der Vision die Liliputbahn zwischen Prater und Rathausplatz und der Herr Bürgermeister fährt von einem Event zum anderen und Sie fahren wieder zurück und können eines nach dem anderen eröffnen. Das kann nicht der Sinn des Wiener Praters und der Sanierung sein. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Cordon. Ich erteile es ihr.

GRin Waltraud Cécile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Katze ist aus dem Sack. (GRin Barbara Novak: Miau!) Ja, allerdings ist sie so mager. Wenn meine Katze zu Hause so ausschauen täte, dann würden Sie mich wegen Tierquälerei anzeigen. Das ist einfach der Kernaspekt des Masterplans. Wo ist des Meisters Plan, kann ich nur fragen. Das Ergebnis davon ist, die Unternehmer sind ratlos. Glauben Sie nicht, wir stehen alleine da und sagen Sie nicht, nun, uns hat es jetzt halt gefallen, uns da herzustellen, um für den Prater zu kämpfen. Wir sind immerhin so, dass wir uns über die Wünsche informieren, die auch die Menschen haben, die hauptsächlich für dieses Unternehmen zahlen. 

Was ist das Ergebnis. Die Medien sind, nun ja, enttäuscht, die Praterunternehmer sind ratlos und ich muss ehrlich sagen, ich bin erstaunt. Denn für das Geld das in einem dreiviertel Jahr zu produzieren, dazu gehört ein ziemliches Selbstbewusstsein. Schade, dass Herrn Mongon wieder gegangen ist, es wäre vielleicht für ihn ein bisschen was dabei gewesen. Aber, wir haben ja eine Anfrage gestellt und haben einen Bericht von der Frau Vizebürgermeisterin erhalten. 

Was ist ein Masterplan? Ein Masterplan, so auch der Masterplan für den Wiener Prater, schreibt Richtlinien fest, nach denen zukünftige Entwicklungen stattzufinden haben. Die Stadt Wien verfügt mit diesem Dokument über Entscheidungswerkzeuge - klingt bedrohlich -, über Planungen, Budgets und präzise Konzepte und ist somit in der Lage, die Realisierung von bestimmten Teilen des Projekts und auch das gesamte Projekt zu betreiben. Konkret werden Themen wie Sicherheit, Sauberkeit, öffentliche Infrastruktur, PR und Marketing, kulturelle Angebote, Gastronomie, Fragen der Umweltverträglichkeit, die Verwaltungsstruktur sowie die Thematisierung Inhalt sein. Dabei beschäftigt sich der Masterplan mit mehr als den derzeit vorhandenen Perspektiven und eröffnet neue für die Zukunft. Das wäre ein Masterplan. Das war jedenfalls die Erwartung.

Aber jetzt gehen wir einmal systematisch an das Thema heran. Was war der Grund überhaupt für die Erneuerungspläne? Man wollte mehr Besucher, man wollte, dass sie länger im Prater bleiben, denn sie bleiben von vergleichbaren Vergnügungsstätten im Prater am kürzesten, nämlich statt sechs Stunden nur zwei Stunden. (VBgmin Grete Laska: Woher wissen Sie das?) Aus Erhebungen, und es steht auch da drinnen. (VBgmin Grete Laska: Ja sehen Sie, das ist die Bestätigung!) Ja, eben. Aber das habe ich schon vorher gewusst, weil es gibt Erhebungen, die hätten wir, beziehungsweise der Herr Mongon, nicht noch einmal machen brauchen. (VBgmin Grete Laska: Würden Sie mir die bitte zeigen!) Ich habe keine hier, aber das kann ich Ihnen gerne. (VBgmin Grete Laska: Ja wirklich, das würde ich gerne sehen!) Ja wirklich, gerne, kein Problem. 

Eine Neugestaltung der Randbezirke, denn das ist alles extrem traurig. Ordnung schaffen, Neustrukturierung, Pachtverträge, leere Grundstücke, Streitereien, Verwahrlosung, Weiterverpachtung und so weiter, Finanzierung neu und Thematisierungsideen sind gefragt. Und ich glaube, das Entertainmentcenter sollte eigentlich auch darunter fallen, das wird ja angeblich jetzt schon bald gebaut, aber kein Mensch weiß, was eigentlich drinnen stattfindet. Aber gut, die Anfragebeantwortung habe ich schon. Nach einem dreiviertel Jahr liegt also ein Konzept auf dem Tisch. 

Was ist in der Zwischenzeit geschehen? Das haben wir schon zum Teil gehört. Frau Vizebürgermeisterin lobte die WCs von Novomatic als wirklich Public Private Partnership beziehungsweise Private Partnership. Kaleidoskop wurde an Novomatic auf 40 Jahre verpachtet, die übrigen Praterunternehmer erhielten nur mehr Genehmigungen für ein, zwei Jahre. Herr Mongon schaffte leider nur Einzelgespräche, und wenn Sie hier behaupten, er habe mit allen Praterunternehmen und mit dem Praterverband wirklich so oft gesprochen, ja dann frage ich mich, wollte er und ist nicht dazu gekommen, so wie mit uns? Wir haben ihn eingeladen, leider hatte er keine Zeit, wir haben auch gar nie eine Antwort von ihm bekommen, das ist auch nicht gerade sehr nobel, aber vielleicht... Na gut. Er hat mit einem sicher gesprochen, das weiß man. Jedenfalls ist der nicht im Praterverband und ist überhaupt ein Einzelgänger, aber den kannte Herr Mongon ja schon von vornherein, das werden Sie auch wissen. Es gab also keine Bestandgarantie, oder nur auf ein Jahr, und kein Genehmigungsverfahren, keine Mitsprache, keine Information, keinen Praterbeirat, der Ihnen etwas gesagt hätte. Die Finanzierung war gratis, keine Zusicherungen, vage Formulierungen wie private Investoren so wie, einmal habe ich gehört, Dubai könnte man ja irgendwie darauf ansprechen. Nun gut. Die bisherigen Dienste der Stadt Wien wie die Sicherheit, Reinigung, Werbung und so weiter wird es auch nicht mehr geben, habe ich herausgelesen, es wird also die Praterverwaltungsgesellschaft zuständig sein, das zu managen. Wahrscheinlich werden es die Praterunternehmer selber zahlen müssen, im Gegensatz zu bisher, gut. 

Prater-Renaissance, das klingt toll. Hier wird in den Medien das genannt, was für die Medien das Hervorstechendste war. Kein Zaun, kein Eintritt - also weil das nicht eingezäunt wird -, eine Seilbahn. Der Praterverband hat davon nichts gewusst. Hat eine Ausschreibung stattgefunden? Weiß man nicht, soll schon in Planung sein. Ja, das ist das, was im Prater kursiert, man weiß dort nichts. Und das kann doch nicht so schwer sein, mit den Praterleuten zu reden, ja. 

4 000 Parkplätze, das ist wirklich ein trauriger Ansatz eines verstaubten Konzepts bis dort hinaus. Die Finanzierung ist umgekehrt, also einmal ist nach Investitionen die Pacht zu zahlen, einmal soll es nach Umsatz sein, aber das wird wahrscheinlich Kollege Kenesei analysieren. Und Unternehmen und Presseleute erfahren zu-gleich, was mit den Unternehmen zu geschehen hat. Das finde ich auch einen denkbar schlechten undemokratischen Vorgang. 

Die Praterverwaltung übernimmt das Kommando, habe ich schon gesagt. Gut, soll sein, wenn sie es schaffen wird, sollte es mich freuen. Drei neu gestaltete Eingänge, das ist auch etwas, was wirklich schon, ich weiß nicht, Jahrzehnte schon gefordert wird, es gibt halbfertige, unattraktive Eingänge, also das ist wirklich etwas, was längst geschehen hätte können, ich sage allerdings auch, von den Praterunternehmern hätte forciert werden können. Da kann ich sie nicht ganz aus der Verantwortung entlassen. (VBgmin Grete Laska: Geh was, Wahnsinn!) Ja.

So, jetzt höre ich von Herrn Mongon, der Prater soll an seine Erfolgszeit vor dem 2. Weltkrieg anschließen. Da hätten Sie ihn aber beraten sollen, was sich da vor dem 2. Weltkrieg abgespielt hat, nämlich zwischen dem 1. und dem 2. Weltkrieg. Es war ein Kampf. Erstens, die meisten Beispiele sind aus dem Kaisergarten, der Kaisergarten war ein Privatunternehmen, es war das Grundstück privat und es war in einer Hand. Das Zweite war, dass es nur Kämpfe gegeben hat. No na, es war der Bankencrash, es war eine Wirtschaftsflaute, es waren die Aussteuerungen, sie haben nur gekämpft. Man braucht nur in den richtigen Büchern nachlesen. Wie gesagt, ich hätte ihm einiges sagen können. Aber gut. Abgesehen davon, bitte. (VBgmin Grete Laska: Sagen Sie jetzt, dass der Prater nie gut war, oder was wollen Sie uns jetzt sage?) Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin, ich weiß, Sie haben Venedig in Wien gelesen. Das geht nur bis 1908, dann war der Gabor Steiner nämlich pleite und sie waren hintereinander jedes Jahr pleite, aber sie bekamen auch keine Subventionen, muss ich dazu sagen. Natürlich war es damals ein Kulturprater, aber, bitte nicht zu vergessen, auch die Praterstraße war eine Kulturmeile, es war eine Theatermeile und es war ein Boulevard und man konnte dahinflanieren von der Innenstadt hinaus zum Prater, das war ein Vergnügen. Heute ist es eine Automeile. Man gibt sich zwar Mühe, man versucht immer wieder halbherzig einiges, es haben schon ein paar Restaurants auch aufgemacht, aber eine Flaniermeile ist es leider immer noch nicht. Und nachdem in der Praterstraße die Kultur zurückgegangen ist, ist sie auch im Prater zurückgegangen, hat sich auch da immer weniger getan, es wurden die Theater geschlossen, es war auch immer weniger Kultur dort. Aber ich weiß auch nicht, warum man jetzt ein Rädchen zurückdrehen soll. Venedig in Wien war schön, aber nachdem ich das gelesen habe, kann ich nur sagen, Herr Mongon ist nicht Gabor Steiner, aber vielleicht, es sind ja noch Künstler zu Rate zu ziehen oder was, das geht ja alles nicht daraus hervor und ich möchte nur sagen, man hat immer die Attraktionen nach ein paar Jahren geändert - das ist auch richtig - bis auf einiges. Natürlich kann das Hippodrom nicht alle zwei Jahre seine Pferde wechseln zu Kamelen, oder ich weiß nicht was. Das ist natürlich geblieben. 

Aber sonst war es so, dass der Prater immer versuchte, auf die Gesellschaft einzugehen. Nachdem man nicht mehr Walzer getanzt hat, hat man es geändert, hat man dort Jazzveranstaltungen gemacht, oder Sport. Sport war in den 20er Jahren der Hit, man hat es auf Sportunternehmungen geändert. Also, man hat geändert, das stimmt. Aber ich denke, und in einem muss ich Ihnen Recht geben, ich wünsche mir auch, dass es nicht jetzt eine Thematisierung, aber dass es etwas gibt, was es attraktiv macht, dass es kreativ angegangen werden kann, und das sehe ich aus des Meisters Plan auch nicht, sondern das ist auch eher sehr trübe ... Wie gesagt, ich habe übrigens mit Herrn Mongon kurz gesprochen, das war eine Tourismuskonferenz, und da habe ich ihm gesagt, auch die Leute, die rundherum wohnen, sind wichtig. Und ich möchte hier Dr Lorenz von “Grazer Kulturhauptstadt“ erwähnen, der sagt, wenn ich die Menschen gewinne für meinen Plan rundherum, die Bewohner, die Bevölkerung, dann habe ich auch gewonnen für die Kulturhauptstadt. Und ich würde sagen, wenn ich die Menschen, die dort wohnen gewinne für den Prater, habe ich schon sehr viel gewonnen. Aber das hat leider auch nicht stattgefunden, außer dass man ihnen noch mehr Verkehr aufbürden möchte. (VBgmin Grete Laska: Sollen jetzt die Leute in den Prater kommen oder nicht?) Natürlich sollen Leute in den Prater kommen. (VBgmin Grete Laska: Mit der U-Bahn in Zukunft!) Selbstverständlich, ja, aber doch nicht mit dem, was ich da gelesen habe, das wird doch kein Mensch, das muss doch einmal geklärt werden; das ist ja wirklich so dürftig. (VBgmin Grete Laska: Mit der U-Bahn fahren sie auch nicht, die Menschen?) Mit der U-Bahn fahren die Menschen, das merke ich, wenn ich mit der U-Bahn fahre, dass ich mich manchmal hineinzwängen muss, weil ich fahre mit der U-Bahn und ich wohne beim Prater, abgesehen davon. (VBgmin Grete Laska: Daher die U-Bahn!) Ja, aber es gibt doch wirklich innovativere Geschichten inzwischen als dass man zur Messe, zum Prater ...; stellen Sie sich vor, es gibt eine Großveranstaltung in der Messe, es gibt das Entertainmentcenter, es gibt am Fußballplatz was, es gibt den Prater im Sommer. Ja, reißen Sie das Stuwerviertel ab und machen Sie Parkplätze draus, das wäre vielleicht auch noch eine Möglichkeit. (GRin Mag Sonja Wehsely: Nein!) Ich habe nur manchmal das Gefühl, das sage ich Ihnen ganz ehrlich, es werden Dinge groß angegangen und dann enden sie wirklich in Mäusleinform. Ich will nichts sagen, aber die Hauptbücherei ist so etwas Ähnliches. (VBgmin Grete Laska: Haben Sie die Hauptbücherei als ein neues Leid?) Aber es wird dann plötzlich so kleinmütig, auf halbem Weg verliert hier jeder den Mut. Trotzdem, (VBgmin Grete Laska: Die Gefahr der Verallgemeinerung ist, dass ich Sie falsch verstehe, ich würde Sie gerne verstehen!) was die Öffnungszeiten betrifft, was die Medienvielfalt und Anzahl betrifft und was das Personal betrifft, Frau Vizebürgermeisterin, da reden wir ein anderes Mal darüber. Nicht, was den Bau betrifft, das wissen Sie. Sie glauben immer, das ist alles etwas, was wir uns aus den Fingern saugen, das haben wir in der Nacht erfunden oder was weiß ich wann. (VBgmin Grete Laska: Das glaubt der Kollege Wagner, und der träumt!) Ja, gut. Trotzdem möchte ich sagen, ich hätte mir wirklich mehr gewünscht und ich denke, das Konzept vom Praterverband selber ist nicht schlecht. Da ist einiges drinnen, was man sehr wohl schon umsetzen hätte können, das haben sie selber erstellt. (VBgmin Grete Laska: Welche Seite meinen Sie, sagen Sie es mir, bitte!) Ich habe das große Konzept, das hat dieses Format (VBgmin Grete Laska: Das hat sieben Seiten!), ich kann ihnen jetzt wirklich nicht im Detail das sagen, weil das würde zu lange dauern, aber das kann ich Ihnen trotzdem gerne vermitteln, weil das ist kein schlechtes Konzept, was die Strukturen betrifft, was die Verwaltung betrifft, und zum Schluss hab ich sogar gelesen, man will Künstler einladen. Das wäre doch auch einmal eine Idee, Künstler einzuladen; wenn man schon Fassaden machen will, wäre das doch eine gute Idee. Wenn man schon dieses alte Konzept der potemkinschen Dörfer wieder herstellen möchte, warum nicht. (StRin Karin Landauer: Bitte nicht Einzelgespräche!) Okay. 

Gut, ich möchte nur sagen, ich hoffe sehr, dass es trotz allem gelingt, diesen Prater attraktiver zu machen, dass die Menschen sich länger wohl fühlen und ich kann nicht sagen, dass er billiger wird, er ist auch im Verhältnis zu anderen Vergnügungsstätten teuer. Aber gut, ich meine nur, hier hat man wirklich manchmal das Gefühl, man wird einfach ausgenommen und das ist auch nicht das, was man wünscht. Weil es gibt keine Aufenthaltsmöglichkeit, es ist eher ein trauriges Spektakel im Großen und Ganzen, wenn es so bleibt. Und ich kann nur sagen, vielleicht gelingt es uns trotzdem, aus diesem Prater wirklich ein vergnügliches Viertel zu machen. Und ich möchte hier nur kurz ein paar Zeilen zitieren, nämlich von Krakauer, die besagen, wie wir dem gegenüberstehen: Du guater Himmelvater i brauch ka Paradies, lass du mir nur mein Prater, weil des mei Himmel is. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Mag Neuhuber hat sich zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine Damen und Herren! Herr Vorsitzender!

Ganz so dichterisch wie meine Vorrednerin kann ich es leider nicht, aber wahrscheinlich wird die Frau Vizebürgermeisterin zumindest meinen, dass jetzt der nächste Phantast ans Rednerpult tritt, weil offensichtlich auch ich in den letzten Tagen und Wochen ähnliche Alpträume hinsichtlich des Praters gehabt habe und mir das eine oder andere - aus ihrer Sicht - aus den Fingern sauge. (Vbgmin Grete Laska: Der Kollege Wagner ...!)
Ich habe heute die Debatte natürlich sehr aufmerksam verfolgt. Wenn ich Ihnen so zuhöre, Frau Vizebürgermeisterin, dann könnte man wirklich meinen, beim Calafati ist ohnehin alles paletti und es gibt keine Probleme. Dabei sollte Ihnen gerade die Tatsache, dass die gesamte Opposition hier wirklich einmütig und in seltener Einigkeit einer Meinung ist, eigentlich doch zu denken geben. Wir alle, Kollege Wagner und Frau Cordon genauso wie ich, haben in den letzten Wochen unzählige Gespräche zu diesem Thema geführt, da natürlich auch wir uns informieren. 

Dass mit Ihnen nicht immer gleich wie mit uns geredet wird - und umgekehrt -, ist auch logisch. Aber dennoch filtert es sich schon heraus, dass der Großteil der Praterunternehmer - zwar beileibe nicht alle, aber der Großteil der Praterunternehmer - sehr sorgenvoll in die Zukunft schauen und mit diesem Konzept, das am Montag präsentiert wurde, keinesfalls in allen Punkten einverstanden sind. (Vbgmin Grete Laska: Kein Wunder!) Allerdings - und ich glaube, aus Sicht der Praterunternehmer zu Recht - will man jetzt die Sache nicht eskalieren lassen und schaut sich noch einmal genauer an, was da kommt. Denn, meine Damen und Herren, sehr viel ist ja nicht gekommen! Ich war wirklich auch neugierig, weil ja in den letzten Jahren fast theatralisch eine Riesen-Spannung aufgebaut wurde. Im letzten Jahr, um genauer zu sein, hat es immer geheißen, wir müssen warten, bis das Praterkonzept ausgearbeitet ist. In der Legislaturperiode davor hatte es geheißen, wir müssen warten, bis wir jemand beauftragen, der dann ein Praterkonzept erarbeitet. 

Dem Emmanuel Mongon muss man zugute halten, dass er kein Unbekannter in der Entertainment-Welt ist. Es ist ja nicht so, dass hier nicht ein Fachmann beauftragt worden wäre, es hätte ihm also auch ein großer Wurf gelingen können. Wieso das so fürchterlich danebengegangen ist, ist eine wahrlich interessante Frage, die vielleicht auch die Entertainment-Branche in den nächsten Jahren durchaus beschäftigen wird. (GR Mag Christoph Chorherr: War schlecht bezahlt!) Vielleicht war er zu schlecht bezahlt. Ich kenne die Honorare in dieser Branche nicht. (GR Mag Christoph Chorherr: 1,54 Milli-onen EUR!) Deines schon, aber die allgemeinen Honorare ...!

Man muss ihm auch zugute halten - wenn ich jetzt gleich auf dieses Konzept eingehe -, dass das natürlich nur ein Exzerpt ist. Ob jetzt also er das zusammengeschrieben hat, respektive seine Mitarbeiter oder ob das Ihre waren, das entzieht sich meiner Kenntnis. Aber auf der anderen Seite, da er bei dieser Präsentation anwesend war, muss er es auch gegen sich gelten lassen, das ist gar keine Frage. Was also hier drinsteht, muss man logischerweise auch dem Emmanuel Mongon zurechnen. Nachdem jetzt von meinen Vorrednern die Genese, wie wir überhaupt in diese Situation gekommen sind, wirklich des Langen und Breiten ausgebreitet wurde, möchte ich mich mit der Vergangenheit nicht mehr beschäftigen, steige daher sozusagen in die Gegenwart ein und gehe ein bisschen auf dieses Mongon-Prater-konzept ein.

Es steht ja unter der großen Überschrift, die auch in den Medien verwendet wird: "Die Renaissance des Praters soll eingeläutet werden." "Renaissance" erinnert ein bisschen an Nostalgie, und allein das, meine Damen und Herren, ist ja nichts Neues: Copyright Bernhard Paul, derartige Dinge und Pläne hat es für den Prater schon längst gegeben. Es hat sogar Ideen für ein eigenes "History Land" gegeben. "Renaissance", also ein nostalgischer Prater, ist daher nichts Neues. Untermauert wurde diese Nostalgie-Anwandlung im Konzept übrigens durch die vielen Abbildungen, zum Teil Zeichnungen, zum Teil möglicherweise auch Fotos davon, wie der Prater früher ausgesehen hat. Es wird auch im Text speziell auf das Pferdekarussell - das ist also nicht unbedingt eine Erfindung des 21. Jahrhunderts - und das Riesenrad hingewiesen. 

Die Prater-Nostalgie ist also der erste Ansatzpunkt, wieso wir bei diesem Konzept von vornherein gesagt haben: Das ist ja, bitte, im Prater nichts Neues, sondern das sind alte Hüte. "Prater-Renaissance", also wieder zurück in die zwanziger, dreißiger Jahre oder davor, ist daher, wie gesagt, absolut nichts Neues.

Jetzt kommen wir gleich zu einem interessanten Punkt, weil das von Ihnen, Frau Vizebürgermeisterin, heute so oft ganz präzis angesprochen wurde: Es gab kein Datenmaterial. - Das stimmt nicht! Es stimmt nicht, was Sie hier gesagt haben, und es stimmt auch nicht, was hier drinsteht: Dass nun erstmalig gesicherte Daten über den Prater vorliegen. Es gibt genügend Daten. Ich darf auf das Sallaberger-Konzept verweisen, bitte lesen Sie es. Kollege Wagner hat vorhin gemeint, Sie hätten sich mit der Materie nicht ausreichend beschäftigt; das will ich nicht werten, ich sage nur: Bitte lesen Sie den Anhang im Sallaberger-Konzept. 

Ich darf ein paar der Daten, die dort enthalten sind, zitieren: Die Besuchsmotive, das Besucherverhalten, die Aufenthaltsdauer, die Anreise, die Reiseorganisation, die Kenntnis von Themenparks, die Reisebegleitung, der Kinderanteil, die Unterkunft, demographische Daten über die Altersverteilung und und und. Es stimmt daher nicht, dass es kein Datenmaterial gegeben hat. Das ist alles vorhanden, und sollten die Schubladen des Rathauses bereits entleert worden sein, so stelle ich Ihnen gerne ein Exemplar der Sallaberger-Schwarz-Studie zur Verfügung. Sie können sich dann anschauen, dass es diese Daten gibt. 

Auch die Gesamtdaten über die Besuche des Praters sind vorhanden. Andernfalls hätte ja Herr Rosinak gar keine Verkehrsstudie machen können, in der er ganz genau darauf eingeht, wie viele Anfahrten, Zufahrten es dort geben kann im Bereich Messe, Prater und bei den Sportstätten. Für die Zufahrten sind natürlich die Besuchszahlen die Grundlage. Das Datenmaterial war also vorhanden, aber auch hier gestehe ich Herrn Mongon zu, dass ihm wahrscheinlich die früheren Konzepte nicht zugänglich waren, weil er sonst nicht wieder bei null hätte beginnen müssen.

Wenn wir in der Analyse weitergehen, sehen wir, dass hier vom Erlebniswert die Rede ist. Unter Erlebniswert wird besonders darauf hingewiesen - es ist auch interessant, dass das eigentlich der wichtigste Punkt beim Erlebniswert ist -, dass die Casinos nun an den Rand gedrängt werden sollen, weil dort - und das ist ja ein langjähriger Wunsch der Casinobetreiber - auch Parkplätze vorhanden wären. Das wird also zu einem vermehrten Spielbetrieb in und vor allem rund um den Prater führen, das steht völlig außer Frage. 

Auf die Inkompatibilität - heute ein schwieriges Wort für mich - von Ihnen und Ihrem Amt möchte ich gar nicht weiter eingehen. Das haben meine Kollegen ohnehin schon ausreichend getan.

Der Praterbesuch im internationalen Preisvergleich: Auch das ist bereits in der Sallaberger-Studie drinnen. Nicht nur das, dort gibt es im Anhang nicht nur einen Preisvergleich, sondern sogar einen ganz genauen Vergleich des Praters mit dem Tivoli-Park in Kopenhagen und einem weiteren Park. Auch das, bitte, ist alles vorhanden.

Was ist in diesen neun Seiten Text plus Beilage sonst noch drinnen? Es wird über die Eingangssituation gesprochen - ja, völlig zu Recht, wie Frau Cordon gesagt hat! Es stimmt, dass das in der Vergangenheit versäumt wurde. Die Eingangssituation muss geklärt werden, das ist sozusagen ein "point given". Dass das bisher nicht geschehen ist, war ein Versäumnis. Aber ich meine, die große Errungenschaft ist das auch nicht. Das weiß jeder, der einmal dort war, dass die Eingangssituation geändert gehört. Ein Stichwort ist übrigens Tankstelle, das habe ich bei einer anderen Gelegenheit schon einmal moniert, darauf gehe ich gar nicht mehr weiter ein.

Was das Parken betrifft, spricht man in der Sallaberger-Studie - ich komme immer wieder darauf zurück, es gibt ja auch genügend andere - von 3 200 Parkplätzen. Mongon hat jetzt noch einmal um 30 Prozent aufgedoppelt auf 4 000, die notwendig sind. Aber immerhin haben wir uns auch damals schon im Bereich von knapp über 3 000 bewegt, und jetzt sagt Mongon eben: 4 000 Parkplätze. Herr StR Schicker - er ist leider nicht mehr im Raum - hat ja schon gesagt, dass das nicht in Frage kommt; so oder so ähnlich wurde er jedenfalls in ORF Online zitiert: Die Parkplätze sind zu viel, das wird nicht zur Verfügung gestellt werden können. Damit ist natürlich ein Herzstück des Konzepts auch schon wieder gestorben, wenn die Parkplätze, die hier gefordert werden, dann von einem anderen Mitglied der Stadtregierung abgelehnt werden. Auch das ist ein eigenartiges Verhalten innerhalb dieser Regierung.

Zur Seilbahn haben meine Vorredner, glaube ich, ausreichend Stellung genommen. Die Seilbahn ist auch nichts Neues - nur dass sie jetzt eben schwebt -, sie ist ein Beförderungsmittel innerhalb des Praters. Das war bisher die wirklich bekannte und allseits beliebte Liliputbahn; ich weiß nicht, wieso man die nicht ausbaut. Wieso können wir die, wenn hier schon über einen nostalgischen Prater gesprochen wird, nicht ausbauen? Wieso müssen wir eine Seilbahn, deren Finanzierung auch nicht geklärt ist, andenken, wobei die Praterunternehmer zu Recht einwerfen: Wie kommen dann die Leute in die Betriebe, wenn sie oben drüberfahren? Aber gut, das werden wir uns noch anschauen, weil es ein interessanter, weltweit erstmalig durchgeführter Versuch wäre.

Weiters gibt es da ein Kapitel Sauberkeit - in der Überschrift ein langes Kapitel, im Inhalt dann wieder nur eine halbe Seite -, nämlich das Kapitel - ich zitiere: "Sauberkeit, Sicherheit, Service, Marketing und Öffentlichkeitsarbeit". Auf fehlenden Infostand, Infocenter und Toiletten wird dort zwar weniger eingegangen, wohl aber auf die Tatsache, dass in Zukunft die Praterverwaltung in einer Praterverwaltungs-GesmbH gleich auch die anderen umliegenden Gegenden inklusive EM-Stadion und EM 2008 managen soll.

Das ist natürlich interessant, und da sieht man, dass der Teufel mitunter im Detail steckt. Wenn wir da zwischen den Zeilen lesen, dann sehen wir schon den nächsten großen Brocken einer Verschmelzung der Prateraktivitäten mit den Presse- und Informationsdiensten möglicherweise auf uns zukommen. Da wird es insbesondere im Zusammenhang mit der EM 2008 um relativ viel Werbegeld gehen. Ich bin neugierig, ob dann das alles dort in dieser Praterverwaltungsgesellschaft gepoolt wird, und ich bin auch neugierig darauf, welche personellen Verflechtungen es geben oder auch nicht geben wird. Wie eingangs gesagt, wir träumen ja alle nur vor uns hin, und mit der Realität hat das alles aus Ihrer Sicht ja nichts zu tun. 

Der Zirkus- oder Rotundenplatz ist auch eine Sache, die auf den ersten Blick durchaus interessant erscheint. Dass wir den Cirque du Soleil immer wieder hier in Wien haben, das ist gut so, er ist ein Publikumsmagnet. Ich glaube, darüber wird Einigkeit bestehen. Dass er einen ordentlichen, festen Platz braucht, darüber besteht auch Einigkeit. Es gibt auch andere Zirkusse und andere Veranstaltungen, eintägige, einwöchige oder mehrwöchige Veranstaltungen, die dort werden stattfinden können. 

Ich sehe da nur auch etwas anderes heraufdämmern. Ich vermute ja fast, dass es dort einen Rathausplatz II geben wird. Wenn man nämlich die Praterunternehmen schon nicht anders vertreiben oder quasi ausräuchern kann, dann nimmt man ihnen eben das Geschäft weg, indem man dort einen Rathausplatz II errichtet und ihnen so langsam das Blut, also den Besucherstrom entzieht. Ich bin neugierig, ob das dort kommt oder nicht. Vielleicht ist das, wie gesagt, nur Phantasie, aber man lernt ja in diesem Haus, zwischen den Zeilen zu lesen. 

Ebenso bei der Besucherstromlenkung: Das ist ja, wie hier steht, schon beim Prater erfunden worden, diese Achterschleife. Aber weil das eine gewachsene Struktur ist, eine über Jahrzehnte, fast Jahrhunderte gewachsene Struktur, kann ich nicht einfach auf dem Reißbrett eine Achterschleife durchziehen. (Vbgmin Grete Laska schüttelt den Kopf.) Na sicher, dort werden Betriebe weichen müssen. Das ist ja klar, sonst kann ich diese Besucher ... (Vbgmin Grete Laska: Sie kennen nicht einmal den Plan vom Prater! Es tut mir Leid!) Dort wird viel weichen müssen. Sonst müssten Sie ja nicht extra sagen: Achterschleife neu. (Vbgmin Grete Laska: Sie kennen nicht einmal den Plan vom Prater!) Aber dann ist es ja nichts Neues, wieso steht es dann drin? Dort muss eine neue Schleife gezogen werden. (GR Günter Kenesei: Da stehen lauter alte Sachen drin!)
Jetzt geben Sie es ja zu, Frau Vizebürgermeister, dass es eine alte Geschichte ist. Das ist ja hochinteressant! Herr Mongon versucht, es uns als Neuigkeit zu verkaufen. Ach so, es ist eine alte Schleife und keine neue? Interessant, wirklich interessant! (Vbgmin Grete Laska: ... Schwurbelsprache sprechen!) Bitte? (Vbgmin Grete Laska: Eine Schwurbelsprache sprechen Sie!) Schwurbel? (Vbgmin Grete Laska: Schwurbelsprache!) Den Ausdruck kenne ich nicht. (Vbgmin Grete Laska: Jetzt haben Sie was gelernt!) Da bin ich möglicherweise zu sehr Oberösterreicher, aber vielleicht können Sie mich aufklären. (Vbgmin Grete Laska: Sie wollten immer etwas Neues!) Das ist mir wirklich neu, vielleicht können Sie mich da aufklären. (Vbgmin Grete Laska: Nein, das glaube ich nicht!) Das glaube ich auch, dass Sie mich nicht aufklären können. 

Genau diese Achterschleife und diese Betriebe, die möglicherweise geschleift werden müssen, zeigen ja den Umgang mit den Praterunternehmen. (GRin Mag Sonja Wehsely: Das stimmt überhaupt nicht! - Vbgmin Grete Laska: Mein Gott, nein!) "Mein Gott, nein" - Sie sitzen beruhigt in der ersten Bank, aber dort haben sie Existenzangst, Frau Vizebürgermeister! (Vbgmin Grete Laska: Sie schüren diese Ängste!) Wir helfen denen doch nur! Wir versuchen, denen zu helfen. Was sollen wir sagen? "Bitte, gehen Sie wieder ins Rathaus"? Glauben Sie, wir versuchen nicht, denen zu helfen? Die Wirtschaftskammer versucht, ihnen zu helfen, wir versuchen, ihnen zu helfen, die GRÜNEN, die Freiheitlichen - wir alle schüren nur das Feuer? (Vbgmin Grete Laska: Sie! Ich nicht!) Sie, ich nicht? (Vbgmin Grete Laska: Nein, Sie!) Aha, also ich persönlich, die anderen auch nicht, okay. (Vbgmin Grete Laska: Jetzt gerade!) Jetzt gerade - gut, ich glaube, wir werden da auf keinen grünen Zweig kommen. Sie wollen es nicht verstehen. 

Aber wie ist es mit den Praterunternehmen und den Musterprozessen? Gibt es jetzt einen Mieterschutz? Sind Sie als sozialdemokratische Fraktion für den Mieterschutz, ja oder nein? Versuchen Sie dort, Praterunternehmer über Prozesse loszuwerden, ja oder nein? Phantasiere ich da wieder? Wird es solche Prozesse geben? Gilt der Mieterschutz nur in anderen Fällen, aber im Prater nicht? Schweigen? - Gut, nehme ich zur Kenntnis.

Dank uns auf einer halben Seite die ja nicht ganz unwichtige Umsetzung des ganzen Konzeptes. Darüber ist heute auch schon gesprochen worden. Wie soll das eigentlich gemacht werden? Das bleibt im Wesentlichen im Dunkeln. Es ist von Reinvestitionen der Stadt Wien die Rede. Da sage ich wieder, der Punkt ist bei Ihnen. Das ist ohnehin ganz klar, das muss jeder Eigentümer mit seiner Immobilie, mit seiner Anlage machen, das ist ja ganz logisch. Es ist auch in jedem Einkaufszentrum so, dass der Eigentümer investiert, damit die Mieter etwas davon haben und dass letzten Endes auch der Umsatz höher wird. Sie wollen ja auch Umsatzmieten, das ist also logisch und ebenfalls nichts Neues. 

Externe Investoren: Ohne die wird es nicht gehen. Ich wüsste zum Beispiel nicht, wie diese Seil- oder Schwebebahn, wie diese Seilbahn ohne externe Investoren finanziert werden soll. Ja, wir sind für PPP-Modelle, natürlich! Aber es ist nur angekündigt, jedoch noch nicht einmal in irgendeinem Ansatz geklärt, mit wem das sein könnte, wie viel das kostet und wie das finanziert wird. Auch hier bleibt das Konzept alles schuldig. Im Sallaberger-Konzept übrigens - auch das nur zur Information - gab es einen ganzen eigenen Anhang, den Anhang F: Firmenprofile und Interessenten. Darin war penibel aufgelistet, wer alles sich konkret für PPP-Modelle im Prater interessiert. Da muss man also sagen, das ist schon ein bisschen mehr in die Tiefe gegangen. Aber noch einmal: Ich gehe davon aus, dass das nicht das Ganze, sondern nur ein Exzerpt war; dann ist es eben falsch präsentiert worden. 

Mindestens so interessant wie das, was drinsteht, ist aber auch das, was nicht drinsteht. Wo sind denn, außer der Wasserrutsche, die vorgestellten neuen Attraktionen? Wo sind sie? Welche Themen sollen umgesetzt werden? Wo sind eben die Investoren? Wer könnte dafür in Frage kommen? Ist es am Schluss wieder Frank Stronach, oder gibt es auch noch andere? Und vor allem: Was passiert letzten Endes in der Ausstellungsstraße? Was passiert auf dem Gelände der ehemaligen Wiener Messe? 

Dort soll ja ein Entertainment-Bereich neu entstehen, das reicht noch in das frühere, heute auch schon angesprochene Inselkonzept aus der Ära Görg zurück. Was passiert dort? Darüber finde ich - bitte klären Sie mich auf, Frau Vizebürgermeisterin, vielleicht habe ich es überlesen - in diesem Exzerpt nicht ein einziges Wort, was dort passieren soll. Das ist aber ein sehr wichtiger Teil des gesamten Praters. Es geht ja nicht nur um den Wurstelprater, es geht auch nicht nur um die Sportstätten. Dort soll ja etwas ganz Neues entstehen, und darüber steht kein Satz, kein Wort, kein Beistrich in diesem Konzept. 

Mit einem Wort - ich möchte es nicht zu sehr in die Länge ziehen -, Sie sind darin alle Fragen schuldig geblieben, Herr Mongon ist alle Fragen schuldig geblieben. So wie es heute schon angeklungen ist - ich nehme jetzt das Beispiel von Frau Cordon auf: Lassen sie doch die Katze endlich aus dem Sack, was dort wirklich geschehen soll! Was wollen Sie wirklich mit der Zukunft des Praters, Frau Vizebürgermeisterin? (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Der nächste Debattenbeitrag kommt von Herrn GR Kenesei.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Vizebürgermeisterin!

Dieser Masterplan ist ein Paradebeispiel dafür, wie man mit wenig Nachdenken viel Geld zum Fenster hinausgeworfen hat: 1,54 Millionen für Herrn Mongon! Noch dazu muss man sagen, wie diese ganze Ausschreibung zustande gekommen ist, dass es eigentlich eine EU-weite hätte sein sollen und so weiter und so fort, dass eigentlich durchaus unterschiedliche Voraussetzungen für die einzelnen Bewerber bestanden haben und so weiter.

Was ist neu? Was ist jetzt das Neue, was ist das Besondere an diesem so genannten Konzept? Wobei schon das Wort Konzept ein sehr strapaziertes ist, um da überhaupt ein Konzept erkennen zu können. Wir haben es heute schon gehört: Die Verlegung der Liliputbahn, die Errichtung einer Seilbahn - die hatten wir schon einmal, WIG '64 sage ich dazu, damals war das eine Attraktion; ob das heute noch etwas Besonderes ist, traue ich mich nicht zu sagen -, die Attraktivierung der Eingangsbereiche, neue U-Bahn-Zugänge, Messezugang und so weiter.

Jetzt frage ich Sie: Wer hat Sie jahrelang daran gehindert, das zu tun und die Eingangsbereiche attraktiver zu gestalten? Verbesserung der Infrastruktur, wie zum Beispiel WC-Anlagen: Wer hat die Stadt daran gehindert, die Infrastruktur im Prater zu verbessern? Wer war der Hemmschuh, dass dort nichts weitergegangen ist?

Kostenfaktor: Miete in Zukunft umsatzabhängig, Werbemaßnahmen für den Prater umsatzabhängig. Ich glaube auch, dass Herr Mongon offensichtlich einen kaufmännischen Nachhilfeunterricht braucht. Denn viel an Umsatz heißt noch lange nicht großer Gewinn oder hohe Investitionsfreudigkeit, weil Betriebskosten, Personalkosten ... (GR Heinz Hufnagl: Ohne Umsatz gibt es überhaupt keinen Gewinn, das ist auch klar!) Bitte? (GR Heinz Hufnagl: Ohne Umsatz gibt es überhaupt keinen Gewinn!)
Das ist richtig, aber durch den Umsatz, durch den erzielbaren Umsatz - Herr Kollege Hufnagl, Sie sind ja in der Bankenbranche tätig, sie sollten zumindest ansatzweise wissen, wie es sich mit Umsatz und Gewinn verhält. (GR Heinz Hufnagl: Schon, ja!) Dort sind Investitionskosten, Personalkosten, Betriebskosten natürlich ein wesentlicher Faktor, und es kann durchaus passieren, dass in einem Jahr mit hohen Investitionskosten auch ein hoher Umsatz erzielt wird, aber der Gewinn ein sehr geringer ist oder sogar ein Verlust geschrieben werden kann. (GR Heinz Hufnagl: Return on Investment heißt das!)
Jetzt denke ich mir, wir haben vieles gelesen, was da drinsteht und uns bekannt vorkommt. Es heißt jetzt, die qualitative Gastronomie soll Förderungen bekommen, damit das attraktiv gestaltet wird. Ja, ich bin sehr dafür - aber wer hat Sie jahrelang daran gehindert, das zu tun? Die Stadt hat offensichtlich bei dem einen oder anderen Gastronomielokal tatenlos zugesehen, etwa bei einem, zu dem ich seinerzeit - da war ich ein kleiner Bub - mit meinen Eltern immer hingegangen bin. Wenn wir in den Prater gegangen sind, war es sehr traditionell: Zum Mittagessen am Sonntag waren wir beim "Englischen Reiter". Wenn ich mir in den letzten Jahren angeschaut habe, wie der "Englische Reiter" dahinvegetiert und dahingesiecht ist - ich weiß, dass es immer wieder Bemühungen gegeben hat, Fördermaßnahmen und Förderungen zu bekommen, aber man war in der Stadt nie dafür zuständig -, dann ist es sehr interessant, dass man jetzt plötzlich ... (Zwischenruf der Vbgmin Grete Laska.) Na selbstverständlich, jetzt gibt es Fördermaßnahmen! Ja, dazu stehe ich, nur hätte ich dazu Herrn Mongon nicht gebraucht, da wäre ich allein draufgekommen, wenn ich einmal durchgegangen wäre und mich mit den Praterunternehmen unterhalten täte. Dann hätte ich gewusst, was Sache ist und wo sie dort der Schuh drückt. 

Zurückkommend auf die Pratermanager Schwarz und Sallaberger, frage ich: Was haben die gemacht, außer relativ viel Steuergeld verbraucht? Ein bisschen sind sie in der Weltgeschichte herumgefahren, haben sich diverseste Entertainment-Parks angeschaut und waren kreuz und quer unterwegs. Mit welchem Ergebnis? Herr Schwarz hat sich zwei Parzellen gesichert und ist auf beiden Plätzen als Geschäftsmann - das sage ich jetzt einmal vorsichtig - mäßig erfolgreich gewesen. Das war das Ergebnis, und dafür hat sich die Stadt zwei Pratermanager geleistet. Das hätte man wahrscheinlich auch günstiger haben können. 

Wenn ich mir jetzt anschaue, welche Daten Herr Mongon erhoben hat und was in diesem Pressepapier drinsteht - da heißt es: "Zu jedem einzelnen Projekt, sei es eine bestehende Parzelle, sei es eine Idee, gibt es Überlegungen, die in einem Dossier zusammengefasst sind." (GR Günther Barnet: Wo gibt es das?) Wo ist denn das? Gibt es das? Kann man das sehen, oder ist es unter Verschluss? (Vbgmin Grete Laska: Das gibt es!) 

Sie sagen jetzt ja darauf. Worauf haben Sie jetzt ja gesagt? Kann man es sehen - ja? Oder gibt es das - ja? Kann man es sehen? - Wahrscheinlich nein. Also ein Nein, ein umschriebenes Nein! (Vbgmin Grete Laska: ... tun Sie mich nicht missinterpretieren!) Ich habe Sie gefragt: Kann man es sehen? (Vbgmin Grete Laska: Sehen kann man es, ja! Sind Sie Mann? Oder doch keiner?) Die Klubs, die Interessierten - wann wird es denen, die sich dafür interessieren, an der Praterdiskussion teilzunehmen, zur Verfügung gestellt? (Vbgmin Grete Laska: Wenn die Teilnehmer an den Projekten und die Stadtverwaltung damit einverstanden sind, dann ja!) Gut, also wir hier im Haus bekommen es nicht, obwohl wir es zahlen dürfen! Das ist einmal ein Faktum. (Vbgmin Grete Laska: Lesen Sie dann im Protokoll nach!) Der Gemeinderat hat 1,54 Millionen für Herrn Mongon beschlossen - seine Arbeit, die er abzuliefern hat, sehen nur einige Auserwählte, die der Sozialdemokratie irgendwie in den Kram passen. 

Da steht drin, dass es 200 Projekte geben soll, und die Zahl nimmt jede Woche zu: "Der Masterplan bedeutet für die Stadt ein einmaliges 'Work in Progress'-Projekt und bietet Wien die Möglichkeit, den Wurstelprater kontinuierlich zu adaptieren." Dann gibt es weiter hinten einzelne Vorschläge oder Ideen, die umzusetzen offensichtlich versucht wird.

Unter anderem werden die Praterbesucher eingeteilt, und das muss man sich einmal auf der Zunge zergehen lassen. Ich weiß nicht, wer ihm das eingeredet hat oder auf welchem Mist das gewachsen ist - wenn er das allein erfunden hat, ist er nicht einmal einen Cent von diesen 1,54 Millionen wert: "Einteilung der Praterbesucher / Frequenztypologie". "Wurstelprater: Stammbesucher ist man dann im Wurstelprater, wenn man zwei bis drei Mal im Monat oder öfter den Wurstelprater besucht. Anlassbesucher ist man, wenn man ein Mal im Jahr den Wurstelprater besucht." (GR Dipl Ing Martin Margulies: Am 1. Mai!) "Häufiger Besucher ist man aber, wenn man zwei Mal im Jahr den Prater besucht, nämlich zwei bis zwölf Mal." 

Was soll diese Einteilung, und vor allem, was soll diese prozentuelle Aufteilung darüber besagen, was dort passiert? 7 Prozent sind Stammbesucher, die sind zwei bis drei Mal im Monat oder öfter im Prater. Und der Rest? 32 Prozent sind Anlassbesucher (GR Günther Barnet: Mit dem Opa!), die gehen nach der Firmung hin, mit dem Geburtstagskind, mit dem Enkerl und was weiß ich. (GR Dipl Ing Martin Margulies: 1. Mai!) Von mir aus, der 1. Mai ist auch dabei, selbstverständlich! Es sind also solche Sachen. Auch Matchbesucher, die nachher vielleicht durch den Prater durchgehen. Die meisten - man sieht es hinten in der Statistik -, rund ein Viertel oder 25 Prozent, schaffen es eh nur bis zum Schweizerhaus. 

Wer sind die häufigen Besucher? Was will man von denen? 21 Prozent der Besucher sind häufige, und "häufig" wird eingeteilt in zwei bis zwölf Mal im Jahr. Ich verstehe diese Aufteilung oder diese Unterteilung nicht. Es gibt auch keine Legende dazu, was man mit diesen Zahlen anfangen möchte oder was man damit anfangen soll. Mir kommt es so vor, als ob irgendwie der Platz in diesem Pressepapier gefüllt werden musste, und man hat eben hineingeschrieben: 16 Prozent sind Nicht-mehr-Besucher, 20 Prozent sind Fast-nicht-Besucher, weitere sind Anlassbesucher und so weiter. Hinten gibt es dann ein Balkendiagramm, und ein Tortendiagramm gibt es natürlich ebenfalls, damit sich das jeder auf dreierlei verschiedene Art und Weise anschauen kann. 

Ich komme jetzt zu dem Teil, von dem ich mir denke, dass wir das alles hätten billiger haben können, und noch dazu nicht nur billiger, sondern mit voller Unterstützung der Praterunternehmer. "Maßnahmenkonzept für den Wiener Wurstelprater, Wiener Prater, der Wiener Praterverband, Wien im Dezember 2003" - ich gehe davon aus, dass Ihnen das bekannt ist und dass man Ihnen das zur Verfügung gestellt hat. Ich gehe auch davon aus, dass Herr Mongon das gekannt hat, bevor er dieses Pamphlet zusammengestellt hat, weil zwei Drittel der Dinge, die da drinstehen, schon in dem Konzept drinstehen. Rein urheberrechtlich gesehen - das gibt es für Ideen für Maßnahmenpläne oder für Masterpläne leider nicht -, könnten die jetzt darum streiten, dass eigentlich sie die Urheber dieser Ideen sind, die sie gehabt haben. 

Nur auszugsweise, Frau Vizebürgermeisterin - Sie lächeln hier: Mein Gott, die Praterunternehmer sollen froh sein, dass es sie überhaupt noch gibt und dass wir mit ihnen reden -: "Handlungsfeld Sofortmaßnahmen mit den Zielen: Das äußere Erscheinungsbild und den Erlebniswert des Wiener Wurstelpraters im Kontext zur gesamten Entwicklung verbessern, die unumgänglichen Sanierungsmaßnahmen insbesondere der technischen Infrastruktur, ein klar erkennbares Ordnungs- und Orientierungssystem für den Wurstelprater, die Angebote des Wurstelpraters an die moderne Freizeit- und Erlebniskultur der Besucher anpassen." Fast wortidentisch steht das in dem Papier drin, das am Montag bei der Pressekonferenz ausgeteilt wurde! 

Oder auf Seite 10 unter Punkt 4.1: "Die inneren beziehungsweise Kernbereiche des Wiener Wurstelpraters, die Verdichtung untergenutzter Parzellen beziehungsweise die Sanierung jener Teilbereiche, welche mit dem gewünschten Erscheinungsbild des Wurstelpraters nicht im Einklang stehen." Da haben wir von Herrn Mongon gehört, dass es auch eines der Ziele ist, dort einen Konzentrationsprozess und einen Veränderungsprozess insoweit herbeizuführen, dass gerade der Kernbereich und die inneren Bereiche einer guten Nutzung zugeführt werden. 

Die Verbesserung der Orientierung und der inneren ... (Vbgmin Grete Laska: Wissen Sie, was überraschend ist? Die reden alle vom selben Gebiet! Wäre es da nicht verwunderlich, wenn es zu unterschiedlichen Ergebnissen kommen würde?) Entschuldigung, liebe Frau Vizebürgermeisterin, dann erklären Sie aber allen, wozu der Herr Mongon eingesetzt wurde, 1,54 Millionen EUR bekommt und in Wirklichkeit etwas abliefert, was Unternehmer gemeinsam mit einem dafür Prädestinierten schon längst in der Schreibtischlade gehabt haben, schon längst präsentiert haben, und warum sie offensichtlich bei der Stadt auf taube Ohren gestoßen sind! (Vbgmin Grete Laska: Da stehen keine Antworten drin!) Das alles sind Punkte, die die Stadt Wien längst hätte machen können. (Vbgmin Grete Laska: Einen Forderungskatalog an die Stadt, meinen Sie? Oder was?) Nur ist es offensichtlich so, dass damals, als der Ideenfindungsprozess begonnen hat, schon vorher gelabert wurde, dass das der Herr Mongon machen muss, denn ohne einen großen, renommierten ausländischen Entertainment-Planer kann man das nicht machen. 

Jetzt besteht Handlungsbedarf, und zwar in Teilbereichen, die die Stadt über Jahre und Jahrzehnte hätte machen können. Tun Sie nicht so, als ob die Praterunternehmer selbst dafür verantwortlich gewesen wären, dass es keine WC-Anlagen gibt! Da stehen Vorschläge drin zum Beispiel für Trinkbrunnen und für Wasserflächen. (GR Christian Oxonitsch: Ist jetzt zu wenig im Konzept, oder ist zu viel drinnen?) Warum hat die Stadt nicht längst und immer wieder auf die Diskussionspunkte reagiert? Warum ist man mit dem Prater einfach so umgegangen wie mit einem Stiefkind? Sodass man gesagt hat: Mein Gott, die sollen schauen, dass sie irgendwie über die Runden kommen, wir helfen ihnen nicht. 

Plötzlich ist dann die Idee gekommen: Aber jetzt haben wir den Herrn Mongon, er kostet uns viel Geld, und alles, was viel Geld kostet, muss gut sein! Und alles, was nichts kostet? Der einzige Fehler, den die Praterunternehmer gemacht haben - ich weiß nicht, ob es noch interessant ist, dass Sie mir zuhören oder nicht -, ist, dass sie nichts für das Konzept verlangt haben. Wenn sie von Haus aus gesagt hätten: Wir haben ein Konzept, wir geben es aber nicht her, weil das 500 000 EUR kostet!, dann hätte die Stadt gesagt: Nein, 500 000 EUR ist ein bisschen viel, dürfen es 350 000 EUR sein?, und sie hätten schließlich gesagt: Ja, super, da habt ihr es! Dann hätte es einen Wert gehabt. 

Leider haben die Praterunternehmer den Fehler gemacht, Ihnen das Konzept kostenlos zur Verfügung zu stellen. Herr Mongon hat sich dieses Konzept offensichtlich zunutze gemacht und verdient in den nächsten drei Jahre nicht schlecht. So ein Job ist international gesucht, weil 1,54 Millionen EUR für drei Jahre gutes Geld sind. Ein bisschen herumfahren, sich ein bisschen mit denen zusammensetzen - er hat sich ja mit Herrn Indrak zusammengesetzt, er hat genau gewusst, was in dem Konzept enthalten ist. Es ist in diesem Konzept auch der Aktenvermerk drinnen, dass sich die Praterunternehmer beziehungsweise Herr Indrak mit dem Herrn Mongon zusammengesetzt haben. Herr Mongon war sehr erstaunt und erfreut über das große Interesse der Praterunternehmer und darüber, dass sie sich schon so viele Gedanken über den Prater gemacht haben. Na, da wäre ich auch erfreut: Wenn ich weiß, dass ich einen Auftrag über 1,5 Millionen EUR im Sack habe und eigentlich nichts mehr zu tun brauche, als das abzuschreiben, dann bin ich auch sehr erfreut!

Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Meine Eltern haben am Sonntag Vormittag immer Heinz Conrads gehört. (GR Günther Barnet: Ja, genau!) Da hat es ein Lied gegeben, das mir besonders gut gefallen hat. Da hat er über den Prater gesungen, nämlich über den Wurschtl, und da hat es immer geheißen: "Und den Wurschtl, den Wurschtl kann kana daschlogn" (Vbgmin Grete Laska: Das stimmt, ja!), nicht einmal die SPÖ! (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Günther Barnet: Genau!)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Barnet.

GR Günther Barnet (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Frau Vizebürgermeister! Meine Damen und Herren!

Kollege Kenesei, dasselbe Lied ist mir auch eingefallen. Ich hoffe, dass mir bis zum Schluss noch ein anderes einfällt, aber es gibt so viele gute, es wird schon etwas kommen. (GRin Mag Sonja Wehsely: Sicher!) Sonja, du kommst nach mir dran. Ich werde frohen Mutes darauf warten, dir das letzte Wort zu lassen. Ich lasse es meiner Frau immer, warum soll ich es nicht auch dir lassen? Ich halte das so. (GRin Mag Sonja Wehsely: Welche Ehre!)
Frau Vizebürgermeister! Kein Mensch will den Prater schlecht reden. Aber wollte man dieses Konzept - nicht den Prater, sondern dieses Konzept - in einem Satz zusammenfassen, dann müsste man an Gütinand den Fertigen, also Kaiser Ferdinand den Gütigen im Jahr 1848, anschließen. Einer seiner drei Sätze lautete: Na, das hätte ich auch zusammengebracht. (Der Redner hält eine Broschüre in die Höhe.) Das hätten nämlich wir auch zusammengebracht!

So ein Konzept des Zusammenschreibens, wie es Kollege Kenesei dargestellt hat, um 1,5 Millionen EUR, dazu muss man Herrn Mongon - ohne seine Arbeit abwerten zu wollen - gratulieren! Der hat die Stadt Wien so etwas von über den Tisch gezogen, das ist eigentlich super. Er hat nicht nur den "Parc Asterix" genial gemacht - ich hoffe nur, dass Ihnen, Frau Vizebürgermeister, im Sinne von, er ist leider schon weg, nicht “beim Teutates, irgendwann der Himmel auf den Kopf fallen möge!“ -, nein, er hat auch noch die ganze Marie eingestreift, ohne sich wirklich anzustrengen.

Man müsste sich auch wirklich nicht anstrengen, man hätte es anders machen können. Man hätte ein paar Kollegen heranziehen können, es sind ja ein paar launige im Saal: Den Kollegen Kenesei, die Frau Cordon, auch den Kollegen Neuhuber - ich habe bis vor kurzem geglaubt, er ist nicht lustig, aber heute weiß ich, dass er auch Witz hat -, den Kollegen Wagner, den Kollegen Madejski und auch die Sonja Wehsely, wenn sie will. Wir hätten uns an einem Nachmittag zusammengesetzt, entweder in der "Wieselburger Bierinsel" oder bei "Kolarik & Buben", wo auch immer, zwei, drei Getränke zu uns genommen - es hätte jeder entscheiden können, was er trinkt, wir zwingen ja keinen zu Alkohol -, und viel weniger wäre uns auch nicht eingefallen. Es hätte nur keine 1,5 Millionen EUR gekostet, die hätten wir an dem Nachmittag nicht verbraten. Aber er hat es zusammengebracht: 1,5 Millionen EUR zum Fenster hinaus!

So eine echte Hetz, wie sie ja im Prater sein soll, kommt vielleicht heute in der Diskussion auf, aber beim Konzept kommt diese echte Hetz nicht auf. Da freut sich niemand, da wird keiner richtig froh. Wie sollte denn der Prater sein? Eine Hetz sollte er sein, aber kosten darf er nichts, wenn es nach der Stadtregierung geht. Es steht zwar im Konzept drin: 20 Millionen EUR jedes Jahr in den nächsten acht Jahren - aber keiner weiß, woher das Geld kommen soll, keiner weiß, woher die Marie kommen soll. 

Das ist auch die Kritik der Praterunternehmer. Sie sagen nämlich: Das alles wissen wir eh, das wissen wir selber besser, aber was ist mit der Marie? Wo ist der Flieder, würden sie im Prater sagen? Wo ist der Flieder, den die Stadt Wien dafür hergibt? - Sie gibt keinen Flieder her, das ist ja das Problem. In dem ganzen Konzept Allgemeinplätze: PPP - na super, das freut die Praterunternehmer irrsinnig! Die meisten wissen: Schön, es steht irgendwo, aber wo kommt der Flieder her? Es kommt kein Flieder, und das ist das Problem! Sie werden dort auch selbst nicht mehr viel investieren, und bei den Pachtverträgen, die sich in der Zukunft für sie auftun, wird die Leidenschaft, selbst zu investieren, gering sein.

Dieses Konzept - Kollege Neuhuber hat es gesagt - heißt "Prater-Renaissance", anknüpfend an die große Geschichte und Tradition. Na, ich freue mich bei der Tradition! Da werden sie dann viele Broschüren machen, alle mit Bildern von meinem Urgroßvater, weil er damals im Prater fotografiert hat - das freut mich, da kommt auch bei mir ein bisschen in die Kassa zurück, herzlichen Dank!

Aber schauen wir uns die Geschichte des Praters ein wenig an, um nachzuvollziehen, was die Leute früher erheitert hat, wo die Hetz war und wo sie heute sein soll. Wenn man auf den Seiten der Praterunternehmer nachschaut - und dafür brauchen sie keinen Mongon, das wissen sie selbst -, dann waren es die Schausteller und der Zirkus. Das wird Ihnen nichts sagen, weil da nicht jeder so daheim ist, aber das sind Leute wie diese - ich habe mir das angeschaut, ich habe es auch schon vergessen gehabt -: Die dicke Prater-Mitzi hat die Leute erheitert. Und in dem Konzept? Ich weiß nicht, vielleicht gibt es heute niemanden, der die Leute so erheitert - das war ja auch nicht lustig -, aber anknüpfend daran: Wo ist die dicke Prater-Mitzi? Worüber sollen wir lachen? Das alles wird es nicht geben. 

Der Rumpfmensch Kobelkoff hat die Leute erheitert, oder das gespenstische Zaubertheater von Kratky Baschik. Ich weiß das, weil mein Urgroßvater in einem ähnlichen Theater gesessen ist: In einem Holzkistl, da war ein Vorhang, da hat man die Hand hineingehalten, und dann hat er einem daraus die Wahrheit gelesen. Ich glaube, Mongon hat das mit dem Konzept auch so gemacht. Er muss meinen Urgroßvater ausgegraben und ihn gefragt haben: Lies mir aus der Hand, sag mir die Zukunft des Praters voraus, vielleicht fällt dir irgendetwas ein, mir ist derweil noch nichts eingefallen.

Da gäbe es noch anderes aus der Geschichte des Praters zu erzählen, woran man anknüpfen konnte. Die Theatertradition des Praters wird heute durch die Freizone wahrgenommen. Liest man in der Geschichte nach, dann sieht man, es sind in diesen Pratertheatern, in den Varietés der Gebrüder Leicht, Burgschauspieler, aufgetreten. Haben Sie mit irgendwelchen Burgschauspielern geredet? Werden die jetzt in den Prater kommen? Werden die dort auf d'Nacht zum Amüsement der Leute auftreten? 

Oder wird es irgendwelche Musiktheater wie früher einmal geben? Lanner, Ziehrer und Strauß haben gespielt, und die Leute haben selber getanzt und gesungen. Ich stelle mir das lustig vor: Machen wir so ein Musiktheater, und wenn wir keine Wiener Künstler finden, die dort auftreten wollen, tritt StR Mailath-Pokorny auf! Der ist auch lustig, darüber kann man sich auch amüsieren, der singt dort Wiener Lieder. Es fehlt ihm zwar bei den Selbstlauten ein bisschen das Ziehende und Traurige, aber wenn er übt, kann er im Prater auftreten, und das amüsiert die Leute. 

Sind das die Konzepte, an die man traditionell anknüpfen soll? Sollen die einfachen Leute wieder eine Hetz haben? Ich frage das deswegen, weil eine der Zielgruppen, die konkret angesprochen wurde, die Senioren sind: Man will wieder etwas für die Senioren tun. Was will man denn Traditionelles tun, dass die Senioren wieder in den Prater kommen? Singt dort der Mailath-Pokorny? Ist der lustig? Oder was spielt sich dort ab? - Wir wissen es nicht. (GR Heinz Hufnagl: Oder Sie machen eine Stegreifbühne auf! Wäre das was?) 

Wenn Sie zahlen, mache ich das. Zahlen Sie etwas? Ja, Kenesei und ich, wir zwei treten auf - wie soll ich sagen? -, nicht als Farkas und so weiter, da müssen wir uns entscheiden, wer der Blöde ist, das lassen wir sein. Aber das wäre etwas, ich übernehme sogar den Blöden, Kollege Kenesei! Wenn es eine Hetz ist, wenn es dem Prater etwas bringt, übernehme sogar ich immer den Blöden, das ist kein Problem. (Zwischenruf des GR Günter Kenesei.)
Meine Damen und Herren! Wenn es nach der Frau Vizebürgermeisterin geht, dann soll der Prater wenigstens weiterhin offen bleiben. Frau Vizebürgermeister, da bin ich Ihnen herzlich zu Dank verpflichtet! Alles andere wäre ein Rückschritt sogar hinter Josef II gewesen. Das weiß jeder, der in der Leopoldstadt in die Schule gegangen ist, das wissen wir brave Kinder der Leopoldstadt: Öffnung des Praters für das Volk und des Augartens. Das wäre ja noch schöner gewesen, wenn wir hinter Josef II zurückgegangen wären und den Prater wieder zugesperrt hätten! Wer auf so eine Idee kommt, der hat von Wien überhaupt nichts verstanden. Der mag in Frankreich wissen, wie der Asterix ist, aber vom Wiener Prater hätte er sonst nichts verstanden. (GRin Mag Sonja Wehsely: Er hat das ja gar nicht vorgeschlagen!) 

Das hat er schon! Er hat zurückgezogen und gesagt: Wenn ihr es nicht wollt, machen wir es eben nicht, dann machen wir eben keinen Zaun rundherum, dann gehen wir eben nicht zurück ins maria-theresianische Zeitalter, sodass dort kaiserliche oder sonstige sozialistische Fürsten jagen dürfen, aber das Volk nicht hinein darf. Das ist also zum Glück nicht passiert.

Es gibt auch andere Überlegungen, die mich wirklich begeistert haben, etwa diesen Anspruch des Tourismus, des Wechsels von einem Teil des Praters in den anderen nach dem Sport. Wie soll man stinkend und verschwitzt dort hingehen? Dort gibt es keine Umziehmöglichkeiten, dort gibt es keine Duschen. Wer als Tourist nicht in der Nähe in einem Hotel wohnt, sodass er hinlaufen kann, der kommt nicht in den Prater, um Sport zu machen. Schauen Sie sich an, wie die anderen Wiener in den Prater kommen, um Sport zu machen. Die fahren mit dem Auto hin, stellen das Auto ab, rennen einmal die Hauptallee hinunter, steigen wieder ins Auto ein und fahren zurück. Was ist da ökologisch? Was ist da gut? 

Da fehlt eine große Anlage, in der man sich umziehen oder duschen kann, natürlich gegen Entgelt. Das fehlt, das gehörte dort hin, aber davon finde ich in dem Konzept nichts. Das ist keine 1,5 Millionen EUR wert, das ist nicht einmal ein paar Kreuzer wert, wie es sie im 19. Jahrhundert gab. (GR Gerhard Pfeiffer: Das hat es im Vorkonzept schon gegeben!) Danke! Aber das hat er nicht gekannt, deswegen hat er es nicht abschreiben können. Vielleicht sagen wir es ihm, dann legt er noch eine Nachrechnung. 

Ich weiß nicht, wie das sein wird. Die Liliputbahn, eine gute Idee, ausweiten, ja! Aber wir wissen von allen anderen Liegenschaften, auf denen es so etwas gibt, dass es auch gratis sein muss, sonst werden es die Leute nicht annehmen. Wenn Sie heute sagen, die Liliputbahn wird das Verkehrsmittel im Prater, damit sich die Leute von einem Ende zum anderen bewegen können und trotzdem an der einen oder anderen Ecke noch "eine Marie hinunterlassen", dann werden wir die Liliputbahn gratis machen müssen. Wenn Sie das sagen, bin ich mit dabei, wenn Sie sagen, Sie zahlen es, ist es mir noch lieber, aber es gibt keine Auskunft dazu außer: Die Liliputbahn soll größer werden. Eine längere Strecke, und dann sollen die Leute dafür zahlen? - Dann wird keiner damit fahren.

Über die Hochseilbahn hat Kollege Neuhuber schon alles gesagt, das kann ich mir ersparen. Sie bleibt nur die Konkurrenz zum Riesenrad. Kein Mensch wird sie nutzen, wenn sie ihm nichts bringt.

Frau Vizebürgermeisterin, ich erspare Ihnen alles andere, ich bleibe kurz. Kündigen Sie für den Prater nicht so viel an, machen Sie es! Nichts mehr ankündigen, sondern machen! Denn was der Prater braucht, sind nicht irgendwelche Konzepte, sondern das sind Leitunternehmen, so eines wie das vom Calafati, der gewusst hat: Der Prater gehört mir, da investiere ich etwas - und er hat jedes Mal eine gute Idee gehabt. 

Jetzt habe ich leider fast kein Wiener Lied erwischt, Kollege Kenesei. Aber eines fällt mir doch noch ein: "Schön ist so ein Ringelspiel". Die Frage ist nur: Wie lange lässt es die SPÖ im Prater noch zu? (Beifall bei der FPÖ. - GR Gerhard Pfeiffer: Stellt's meine Ross in' Stall!) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Wehsely.

GRin Mag Sonja Wehsely (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Herr Kollege Wagner, zuerst zu einer Aussage, die Sie hier getätigt haben. Mir liegt hier das wörtliche Protokoll vor, und ich zitiere: "Aber eine Verquickung zwischen politischer Funktion, Gemeinderat und Landtag, einer wesentlichen Entscheidungsfunktion in einer Gesellschaft, in einer Privatgesellschaft, die hier zum Zuge gekommen ist, nämlich den Admiral Sportwetten. Das wissen Sie vielleicht gar nicht. Warum nicht? Weil der Herr Kollege Strobl das bisher geheim gehalten hat."

Ich möchte nur zur Klarstellung sagen - da Sie vielleicht in der Sitzung des Gemeinderates nicht hier waren, in der es den Bericht des Unvereinbarkeitsausschusses gab -, dass der Herr Strobl das selbstverständlich gemeldet hat, dass es im Unvereinbarkeitsausschuss diskutiert wurde und auch hier berichtet, diskutiert und beschlossen wurde! Sie sollten weniger auf Homepages herumsurfen, sondern bei Sitzungen anwesend sein (GR Josef Wagner: ... auf seiner Homepage geheim hält!) und das, was bei Sitzungen passiert, auch zur Kenntnis nehmen und zitieren (GR Josef Wagner: Auf seiner Homepage!), aber nicht Leute verleumden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zu der Frage, die wir heute hier diskutieren, muss man eingangs sagen, dass Kollege Madejski mit einer Frage der Selbsteinschätzung vollkommen Recht hat. Er hat nämlich gesagt: "Wir sind da, um zu kritisieren." Das haben wir hier und heute gemerkt! Ich sage: Wir sind da, um Dinge umzusetzen, und das wird in diesem Fall wie auch sonst geschehen. (StR Johann Herzog: Wie bisher! Ohne Konzept!) 

Tatsache ist, dass der Prater und vor allem auch das Umfeld des Praters - und das ist heute noch von überhaupt niemandem angesprochen worden - eines der interessanten Entwicklungsgebiete ist, und zwar nicht nur wegen des so genannten Wurstelpraters, sondern weil dort der Grüne Prater ist, weil das ein Teil der Stadt ist, der sehr zentrumsnah ist, mit einem großen historischen Hintergrund, und wo - weil hier so viel von Investitionen der Stadt Wien oder von Fehlinvestitionen der Stadt Wien gesprochen wurde - in den letzten Jahren sehr viel investiert wurde - ich sage nur: Die Messe Wien - und wo derzeit Milliarden investiert werden, nämlich in die Verlängerung der U2. Allein diese Investitionen der Stadt Wien sind schon eine wesentliche Grundvoraussetzung dafür, dass der Prater zukünftig bessere Chancen und eine bessere Standortsituation hat, als dies jetzt schon der Fall ist.

Heute sind so viele Argumente gekommen, die sich in sich widersprechen, und es hat RednerInnen gegeben - beziehungsweise es waren eigentlich nur Redner -, die Argumente bringen, die in sich vollkommen widersprüchlich sind. Da wird auf der einen Seite gesagt: Es gibt einen Masterplan, und in dem Masterplan steht gar nicht ganz genau auf Punkt und Beistrich drin, wie, was, wann jetzt umgesetzt wird. Das ist die eine Argumentationslinie. Der nächste Satz sagt dann: Es ist aber eigentlich ein Wahnsinn, dass die Praterunternehmer in all diese Dinge nicht eingebunden werden. Und im nächsten Satz heißt es dann - da hat sich vor allem Kollege Kenesei sehr hervorgetan: Unerhört, dass Vorschläge der Praterunternehmer in diesen Masterplan einbezogen werden! - Das heißt, es ist in sich absolut unstringent. 

Tatsache ist - und das geht aus dieser Presseunterlage ganz klar hervor, die selbstverständlich nicht der Masterplan ist, und es hat auch nie irgendjemand gesagt, dass diese Presseunterlage der Masterplan wäre -, dass es hier darum geht, gemeinsam mit den Betreibern Veränderungen im Prater und eine Attraktivierung im Prater umzusetzen. 

Wenn jetzt Herr Kollege Wagner hier sagt, dass die Praterunternehmer nicht eingebunden waren, dann ist er einfach schlecht informiert. Das stimmt schlicht und ergreifend nicht! Es haben ja auch nach der Präsentation mehrere Praterunternehmer - einer auch im Fernsehen, nämlich Herr Mayr - gesagt, dass die Vorschläge, die hier präsentiert wurden, von den Praterunternehmern unterstützt werden und dass vor allem die jungen, innovativen Praterunternehmer das auch als ihre Zukunft sehen.

Kollege Neuhuber hat hier immer wieder gesagt, es wäre doch eine Idee, die Liliputbahn zu verlängern. Ja, genau das ist eines dieser 200 Projekte! Die Liliputbahn fährt jetzt bekanntlich von nirgends nach nirgends, sie soll zukünftig ein wesentliches Verkehrsmittel im Prater sein. Kollege Barnet, wieso du auf die Idee kommst, dass sie nur benützt wird, wenn sie gratis ist, verstehe ich nicht ganz. Das würde auch dagegen sprechen, dass die U-Bahn benützt wird oder die Wiener Verkehrsbetriebe Kundinnen und Kunden haben, weil auch diese Bahnen etwas kosten und nicht gratis sind. (Zwischenruf des GR Günther Barnet.) Ach, du fährst nicht damit? Aber viele Millionen fahren jährlich sehr wohl damit. Die Liliputbahn ist auch jetzt nicht gratis und wird trotzdem benützt. Also bitte, das ist auch ein wichtiger Lernprozess, und man soll nicht immer vom eigenen Verhalten auf das Verhalten der Wienerinnen und Wiener schließen. Nur weil du nicht mit der U-Bahn fährst, führt das Gott sei Dank nicht dazu, dass die Wienerinnen und Wiener die U-Bahn nicht verwenden. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Aber viele fahren nicht mit der Liliputbahn! Ich bin regelmäßig im Prater, aber viele fahren nicht mit der Bahn!) 

Martin, natürlich fahren nicht viele mit der Liliputbahn. Aber entschuldige, findest du es attraktiv, von nirgends nach nirgends zu fahren? Ich verstehe, dass nicht viele mit der Liliputbahn fahren. Wenn die Liliputbahn aber wesentliche Knotenpunkte des Praters verbindet, dann glaube ich, dass das ein sehr passendes und attraktives Verkehrsmittel ist. 

Tatsache ist - weil das heute hier so nebenbei gesagt worden ist -, dass bei wichtigen Punkten, die in den letzten Monaten sozusagen als Ängste durch den Raum geschwirrt sind und von vielen Seiten hier auch geschürt worden sind, ganz klargestellt worden ist, dass sie nicht passieren werden. Das ist erstens, dass es keinen Themenpark nach dem Muster von Disneyland oder Ähnlichem geben wird, sondern eine Thematisierung, was ein wesentlicher inhaltlicher Unterschied ist; dass es keine Einzäunung geben wird - und davon musste den Herrn Mongon niemand überzeugen, das war das Ergebnis seiner Analyse; und dass nicht alles neu und nicht alles anders werden muss, dass aber vieles besser werden muss. 

Eines muss ich schon sagen - und das wundert mich weniger von der ÖVP, sehr wohl aber von den beiden anderen Oppositionsparteien -, nämlich dass heute eigentlich bei der Frage, wer die Player im Prater sind und worum es dabei geht, nur von den Betreiberinnen und Betreibern geredet worden ist, aber nicht von den Wienerinnen und Wienern, die den Prater besuchen. 

Wenn die Analyse ergibt, dass jetzt schon 4,2 Milli-onen Besuche im Jahr im Prater erfolgen, wenn wir aber durch die Analyse gleichzeitig auch wissen, dass die Benotung des Wurstelpraters auf der fünfteiligen Schulnotenskala bei 2,47 liegt, also gerade noch über Befriedigend - zum Vergleich: Schönbrunn liegt bei 1,24 und der Rathausplatz bei 1,69 -, dann ist das doch ein alarmierendes Zeichen! Es ist ein alarmierendes Zeichen für die Betreiberinnen und Betreiber, weil ja niemand zufrieden sein kann, wenn die Zufriedenheit der Besucherinnen und Besucher eine so geringe ist. Aber es kann auch bei uns nicht sozusagen eine Zufriedenheit ausbrechen, wenn es eine sehr große Freizeiteinrichtung in der Stadt gibt, zu der die Wienerinnen und Wiener zwar in großer Zahl hingehen, aber dann meistens nicht oder nur zu speziellen Anlässen wiederkommen, weil das, was sie dort bekommen, für sie einfach nicht befriedigend ist. 

Das heißt, das Ziel muss sein, dass die Wienerinnen und Wiener und auch die Touristinnen und Touristen öfter kommen, dass sie länger bleiben und dass sie vor allem zufriedener sind. Was diese Frage der Zufriedenheit betrifft, sind wir gemeinsam mit den Praterunternehmern dafür verantwortlich, diese Zufriedenheit herzustellen.

Es ist meiner Meinung nach keine Lösung, was Kollege Kenesei hier angeboten hat: Die Stadt Wien zahlt alles, die Praterunternehmer sagen dazu ja und steigern den Umsatz. So stelle ich mir eine Zusammenarbeit mit Unternehmerinnen und Unternehmern nicht vor. Ich denke, dass es sehr wohl auch ihre Verantwortung ist, bei der Attraktivierung mitzutun. Wir wissen ja auch - und, Kollege Neuhuber, Sie wissen das ganz genau -, dass es eine große Anzahl an Praterunternehmern gibt, die da vollkommen mitziehen, seit Jahren schon mitziehen und darunter leiden, dass andere nicht so viel investieren, wie sie investieren. Ich denke, dass es für Sie, die Sie sich ja immer als Wirtschaftspartei darstellen, doch auch so sein müsste, dass Sie die innovativen Unternehmer unterstützen, aber nicht die Bremserinnen und Bremser. (GR Mag Alexander Neuhuber: Das ist ein Jahr blockiert worden!) Tatsache ist, dass jetzt dieser Plan hier vorliegt und dass er gemeinsam mit den Betreiberinnen und Betreibern weiterentwickelt wird. 

Es wurde heute auch schon gesagt - ich möchte es noch einmal wiederholen -, dass der Praterverband eine wichtige Einrichtung ist, dass aber im Praterverband eben nicht alle Betreiberinnen und Betreiber Mitglieder sind und dass Herr Mongon den Auftrag von der Stadt Wien hat - den er auch erfüllt -, gemeinsam mit allen Betreiberinnen und Betreibern eine Lösung zu finden und auch allen Betreiberinnen und Betreibern die Möglichkeit zu geben, sich in diesen Masterplan einzuklinken. 

Sehr sachlich war ja die Debatte heute nicht. Eines möchte ich schon sagen: Wenn von den drei Oppositionsparteien gefordert wird, dass es hier doch mehr Dialog geben soll, dann finde ich es - und das sage ich vor allem in Richtung der ÖVP - schon sehr befremdlich, dass hier ein gemeinsamer Antrag eingebracht wird zu Dingen, über die ich jetzt sage, dass sie in weiten Bereichen vollkommen außer Frage stehen, zum Beispiel, dass der Prater ein Vergnügungspark für Familien bleiben soll, und ähnliche Punkte. Es wird der SPÖ Gesprächsverweigerung unterstellt, aber keiner der Antragsteller hat es der Mühe wert gefunden, der SPÖ den Antrag vorher auch nur zu zeigen, geschweige denn darüber zu sprechen, ob wir nicht vielleicht einen gemeinsamen Antrag stellen möchten. Wenn das die Art und Weise der Kommunikation und Kooperation ist, dann wird es so sicher nicht gehen. Ich denke, Kommunikation und Kooperation sind gut und wichtig, aber mir scheint, Herr Kollege Tschirf, dass da offenbar kein großes Interesse von Ihrer Seite gegeben ist, und leider auch nicht von den GRÜNEN und der Freiheitlichen Partei. 

Tatsache ist, dass das Ziel der Veränderungen im Prater eine Attraktivierung des Praters ist. Es muss unser Ziel sein, dass die Besucherinnen und Besucher, wenn sie in den Prater gehen und vor allem, wenn sie aus dem Prater kommen, zufrieden sind mit dem, was sie dort bekommen haben, und es muss dies auch für die Praterunternehmerinnen und Praterunternehmer unser Ziel sein. Daher ist unser Ziel eine Aufwertung dieses Gebietes, eine Aufwertung, von der alle profitieren, die Besucherinnen und Besucher, das heißt Wienerinnen und Wiener sowie Touristinnen und Touristen, ferner die Betreiberinnen und Betreiber und damit selbstverständlich auch die Stadt Wien. 

An dieser Hebung der Kundenzufriedenheit müssen wir alle gemeinsam arbeiten. Ich lade Sie alle herzlich ein, hier nicht Anträge einzubringen, von denen Sie uns nicht informieren, sondern mit uns gemeinsam zu arbeiten und nicht nur zu kritisieren. (Beifall bei der SPÖ. - GR Dipl Ing Martin Margulies: Heißt das, dass wir morgen beginnen können ...?) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Josef Wagner gemeldet.

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich kann den Vorwurf der Kollegin Wehsely nicht so einfach im Raum stehen lassen, weil sie hier ein Protokoll, das noch gar nicht fertig ist, in einem völlig falschen Zusammenhang zitiert. 

Frau Kollegin Wehsely! Erste Berichtigung: Die Kenntnisnahme der Meldung an den Unvereinbarkeitsausschuss durch Herrn Kollegen Strobl erfolgte nicht in der Gemeinderatssitzung, sondern in den Landtagssitzungen. Es gab zwei Berichte im Landtag und Kenntnisnahmen darüber, ich habe mir das vor meiner Rede ausgedruckt: Am 4. Oktober 2001, als er die Geschäftsführung in der Ten Shop GesmbH gemeldet hat, und am 26. September 2003, als er sein Aufsichtsratsmandat bei den Admiral Sportwetten gemeldet hat. Völlig korrekt, in Ordnung, rechtzeitig - darüber war auch von mir keinerlei Kritik zu hören, dass hier etwas unterlassen wurde. 

Frau Kollegin Wehsely, Sie haben meinen ... (GR Heinz Hufnagl: Sie haben das als große Enthüllung präsentieren wollen!) Herr Kollege Hufnagl, verfallen Sie ... (GR Heinz Hufnagl: Als Sensation vielleicht! - GR Mag Hilmar Kabas: Für Sie vielleicht!) Natürlich, die "Sensation" - unter Anführungszeichen - besteht nicht darin, dass ich dem Kollegen Strobl etwas in Richtung Gesetzesbruch oder Unvereinbarkeit vorwerfe, sondern in der Optik. Ich glaube, dass Sie das nicht verstanden haben, auch nicht Frau Kollegin Wehsely: In der Optik!

Ich habe noch zynisch dazu bemerkt - Herr Kollege Strobl, Sie haben es schon verstanden! -, dass es etwas sonderbar zu sein scheint, dass der eine, der in diesen Deal Novomatic als Mandatar nicht verwickelt ist, aber eine wesentliche Rolle bei Novomatic als ehemaliger Aufsichtsratsvorsitzender spielt, der Herr StR Hahn, noch auf seiner Homepage stehen hat, dass er Aufsichtsratsvorsitzender der Novomatic ist, dass sich aber andererseits auf Ihrer Homepage, auf der sonst schon Funktionen stehen - Freier Wirtschaftsverband und und und -, diese Funktion des Aufsichtsrates bei den Admiral Sport-

wetten nicht findet.

Das war meine Kritik, das war sozusagen das Geheimnis auf der Homepage (GR Friedrich Strobl: Das müssen Sie aber ...!), aber nicht ein Geheimnis, Frau Kollegin Wehsely, das Sie hier hineininterpretieren möchten. Das ist ein bisschen untergriffig. Beschäftigen Sie sich lieber mit der Entwicklung des Praters, dann werden wir Fortschritte machen, aber nicht mit solchen Aussagen wie heute von Ihnen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage ist somit beendet. 

Es liegt ein Resolutionsantrag von FPÖ, ÖVP und GRÜN-Alternativen vor. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung dieses Antrages beantragt. 

Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist abgelehnt gegen die Stimmen von FPÖ, ÖVP und GRÜNEN. 

Damit sind wir am Ende der öffentlichen Sitzung angelangt, und diese ist geschlossen. 

(Schluss um 16.58 Uhr.)
